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Sie lesen in dieser Ausgabe

Im Alltag dürfen unter 18-
Jährige immer weniger, aber
immer öfter wird gefordert,
sie zu Wählern zu machen.
Umgesetzt wurde dies bereits
bei der jüngsten Wahl in Bre-
men. „Wovor fehlt uns die
Achtung?“, fragt sich deshalb
die Vorzimmerperle. „Vor
dem demokratischen Wahl-
akt oder der Persönlichkeit
der jungen Leute?“ Seite 15
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Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Mehr denn je ist es wichtig, über Fragen der kommuna-
len Energiepolitik umfangreich informiert zu werden.
Am 30. Juni 2011 ist es wieder soweit: Die Bayerische
GemeindeZeitung lädt in Zusammenarbeit mit Bayeri-
schem Gemeindetag und Bayerischem Städtetag zum
großen Info-Tag für kommunale Entscheider und Behör-
denvertreter. Im Garchinger Bürgerhaus treffen die Pro-
fis der Kommunalpolitik auf die Profis der Energie-
branche. Bitte merken Sie den Termin vor.
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2011

Kaiserwetter lockte fast 5.000 Besucher in die Schau „Götter-
dämmerung. König Ludwig II.“ Am 14. Mai öffnete die Bayeri-
sche Landesausstellung ihre Pforten für die Besucher, womit erst-
mals die Rohbauräume des Schlosses Herrenchiemsee für die Öf-
fentlichkeit begehbar sind. Die Ehrengäste vor dem Schloss
(v. l.): Finanzminister Georg Fahrenschon, SKH Franz von Bay-
ern, Karin Seehofer, Ministerpräsident Horst Seehofer, Wirt-
schaftsminister Dr. Wolfgang Heubisch, Landrat Josef Neiderhell
und Inselbürgermeister Georg Huber. Foto: Toni Hötzelsperger

Pressekonferenz des Bayerischen Städtetags:

Missverhältnis von
Theorie und Praxis

Mit einem zu hohen bürokratischen Aufwand ist nach
Auffassung des Bayerischen Städtetags das Bildungspaket
für bedürftige Kinder verbunden. „Die Auszahlung der
Leistungen kostet zu viel im Verhältnis zu dem, was unter
dem Strich bei den betroffenen Kindern ankommt“, er-
klärte der Vorsitzende des Bayerischen Städtetags, Re-
gensburgs Oberbürgermeister Hans Schaidinger, bei einer
Pressekonferenz in München.

Der Städtetag begrüßt die Ein-
führung des Bildungs- und Teil-
habepakets. Allerdings hätten
Bund und Länder zu spät einen
tragfähigen Kompromiss auf den
Weg gebracht. Schaidinger: „Das
ewige Ringen im Vorfeld hat da-
zu geführt, dass nun die Umset-
zung unkoordiniert gehen muss,
weil Leistungen rückwirkend zu
erbringen sind. Neben dem Zeit-
druck sorgen die komplizierten
Regeln zur Erstattung von Lei-

stungen für Schwierigkeiten.
Wenn schon Kommunen, Job-
center und Bildungseinrichtun-
gen Probleme haben, wie sollen
dann erst Hartz-IV-Empfänger
wissen, wie sie Leistungen abru-
fen können, die ihren Kindern zu-
stehen? Bund und Länder müssen
schleunigst offene Rechtsfragen
zur Übertragung von Aufgaben
klären.“

Mit dem Bildungs- und Teilha-
bepaket sollen Kinder aus be-

nachteiligten Familien besser ge-
fördert werden, um sie aus dem
fatalen Abwärtssog aus Armut,
Elternarbeitslosigkeit und Bil-
dungsarmut herauszulotsen. Kin-
der aus benachteiligten Familien
haben nun Anspruch auf Mittag-
essen in Schulen und Kinderta-
geseinrichtungen, Schulausflüge,
Schulbedarfspaket pro Schuljahr,
Schulwegkosten, Beiträge bis zu
zehn Euro monatlich für Sport-
oder Kulturvereine; bei Gefähr-
dung des Lernerfolgs in der
Schule haben Kinder Anspruch
auf Nachhilfeunterricht.

Rechtsanspruch

Schaidinger: „In der Praxis
stellt das neue Leistungsrecht die
Kommunen vor organisatorische
Probleme. Da der Rechtsan-
spruch jeweils im Einzelfall ge-
nau begründet werden muss, be-
ginnt nun ein enormer bürokrati-
scher Aufwand: Es löst zum Bei-
spiel einen großen Papierkram
aus, wenn Eltern einen Vereins-
zuschuss beantragen, Behörden

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Landkreistag in Bad Staffelstein:

Ruf nach
Energiewende
Mit der Lebensqualität und den Wirtschaftsperspek-
tiven im ländlichen Raum befassten sich über 300 Teil-
nehmer während der zweitägigen Jahresversamm-
lung des Bayerischen Landkreistags in Bad Staffel-
stein, Landkreis Lichtenfels.Angesichts der geplanten
Energiewende mahnte Verbandspräsident Dr. Jakob
Kreidl „sauber durchdachte Konzepte“ und eine früh-
zeitige und intensive Beteiligung der Landkreise bei
der Erarbeitung und Umsetzung des neuen Energie-
konzepts auf Bundes- und Landesebene an.

Der Bayerische Landkreistag
wolle erneuerbare Energien ver-
stärkt ausbauen lassen. Dabei ge-
he Nachhaltigkeit vor Schnellig-
keit. Bioenergie bilde gerade für
den ländlichen Raum eine große
Chance. Wasserkraft, Biomasse-
nutzung, Photovoltaik, Wind-
kraft und Geothermie würden
vor allem in den ländlichen Räu-
men produziert. Genauso wich-
tig wie neue Windkraft- und
Photovoltaikanlagen sei aber die
Senkung des Energieverbrauchs,
weshalb Kreidl auch konkrete
Förderprogramme für energeti-
sche Sanierungsmaßnahmen for-
derte. Wirtschaft und Bürger
dürften nicht zu stark belastet
werden. Darüber hinaus warnte
der Verbandspräsident vor einer
zu starken Veränderung des
Landschaftsbildes: Das Gesicht
Bayerns dürfe nicht auf dem Al-
tar von Windkraft- und Solaran-
lagen geopfert werden.

In infrastruktureller Hinsicht
forderte Kreidl die Sicherheit der
Energieversorgung: „Der Netz-
ausbau darf sich nicht auf die städ-
tischen Ballungsräume konzen-
trieren. Netze sind vielmehr
flächendeckend zu erhalten und
bedarfsgerecht auszubauen.“ In fi-
nanzieller Hinsicht dürften höhere
Netzkosten im ländlichen Raum
das Energiepreisniveau in städti-
schen Ballungsräumen grundsätz-
lich nicht übersteigen. Energie soll
bezahlbar bleiben.

Vorreiterrolle

Der Präsident wies zudem auf
die Vorreiterrolle der bayerischen
Landkreise hin: Diese unternäh-
men großeAnstrengungen, um ih-
re Gebäude energetisch zu sanie-
ren. „Denn die beste Energie ist
diejenige, die ein- g e -
spart wird u n d
gar

KPV-Landesversammlung am Flughafen München:

Erfolgsschlüssel
für Bayern

Wer den Flughafen München II Franz Josef Strauß
einmal abseits der Abflug- und Ankunftshallen ken-
nen lernen wollte, hatte hierzu im Rahmen der dies-
jährigen Landesversammlung der Kommunalpoliti-
schen Vereinigung der CSU (KPV) eine einmalige Ge-
legenheit. Bei einer Rundfahrt, die auch den Besuch
der Flughafenfeuerwehr einschloss, wurden die Kom-
munalpolitiker detailliert informiert. Darüber hinaus
weihte der Vorsitzende der Geschäftsführung der
Flughafen München GmbH Dr. Michael Kerkloh in
die Geheimnisse des Airport-Erfolgs ein.

Der Flughafen München be-
findet sich Kerkloh zufolge im
Steigflug: Rund 35 Millionen
Fluggäste nutzten 2010 Bayerns
internationale Luftverkehrsdreh-
scheibe. Stündlich werden derzeit
maximal 90 Flugbewegungen pro
Stunde durchgeführt – das ist eu-
ropaweiter Rekord. 50 Kilometer
Gepäckrollbänder und zahlreiche
logistische Herausforderun-

gen beschreiben das Ausmaß
der Drehscheibe Flughafen Mün-
chen II Franz Josef Strauß.

Wachstumsdynamik

Die Wachstumsdynamik am
Airport hat sich zu Beginn des
Jahres noch einmal deutlich ver-
stärkt. Erstmals hat der Flugha-
fen bereits nach drei Monaten die
Acht-Millionen-Grenze bei den
Passagieren überschritten. Die
Fluggastzahlen stiegen gegenü-
ber dem Vorjahr um rund 12 Pro-
zent. Im passagierreichsten März
der Flughafengeschichte wurden
fast drei Millionen Fluggäste ge-
zählt. Auch bei den Flugbewe-
gungen ging es steil bergauf: Mit
knapp 97.000 Flügen lag die An-
zahl der Starts und Landungen in
München im ersten Quartal um

(Fortsetzung auf Seite 4)

nicht erst produziert werden
muss“, so Kreidl, der die öffent-
liche Hand in der Pflicht sieht,
mit gutem Beispiel voran zu ge-
hen und Vorzeigeprojekte umzu-
setzen. Zudem schlug der Präsi-
dent vor, die bei der thermischen
Abfallbehandlung zurück ge-
wonnene Energie in vollem Um-
fang den erneuerbaren Energien
gleichzustellen.

Weichenstellung

Nachdem Landrat Hermann
Steinmaßl, der gleichzeitig Lei-
ter der Arbeitsgruppe „Landes-
entwicklungsprogramm“ beim
Bayerischen Landkreistag ist,
über die neue Weichenstellung in
der Landes- und Regionalplanung
berichtet hatte, stellten die Land-
räte Christian Bernreiter, Deggen-
dorf, Heinz Wölfl, Regen, Dr.
Karl Döhler, Wunsiedel i. Fichtel-

gebirge und Landrat Roland
Schwing, Miltenberg, ihre Ideen
zum Thema „Marktplatz der Pro-
jekte – Was können die Landkrei-
se zur Stärkung ländlicher Regio-
nen tun?“ vor.

Stiftungsgründung

Im Landkreis Miltenberg ent-
stand bereits 1991 vor dem Hin-
tergrund der demographischen
Entwicklung die Idee zur Grün-
dung einer Stiftung zur Förde-

rung des Wohls der älteren Land-
kreisbürger. Im Oktober 1992
fand die konstituierende Sitzung
statt. Unterstützt werden sta-
tionäre Altenpflegeeinrichtungen
und ambulante Dienste im Land-
kreis. Bezuschusst werden nur
zusätzliche Maßnahmen und Ge-
genstände, die ohne Stiftungs-
mittel nicht realisierbar wären
und auch sonst von den Trägern
nicht bezahlt würden bzw. ange-
schafft werden müssten. Dazu

(Fortsetzung auf Seite 4)

Der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Dr. Jakob Kreidl,
auf der Jahresversammlung in Bad Staffelstein.

ISSN 0005-7045 || www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 26. Mai 2011 || 62. Jahrgang || Nummer 11
ISSN 0005-7045 || www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 26. Mai 2011 || 62. Jahrgang || Nummer 11



LANDES- UND BUNDESPOLITIK2 GZ26. 05. 2011

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Georg Böhm

97633 Saal a. d. Saale
am 4.6.

Bürgermeister Ludwig Nutz
83416 Saaldorf-Surheim

am 13.6.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Gerhard Siegler

91746 Weidenbach
am 3.6.

Bürgermeister
Ludwig Bindhammer

84092 Bayerbach
am 8.6.

Bürgermeister Hans Eschlberger
83404 Ainring

am 10.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Manfred Nerlinger

86517 Wehringen
am 10.6.

Bürgermeister
Karl-Heinz Rudolph

88171 Weiler-Simmerberg
am 11.6.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Kompromissjahr 2022
für den Atomausstieg

CSU einigt sich nach kontroversen Diskussionen
Rücksichtnahme auf FDP und Verhandlungsangebot an SPD

Bis spätestens 2022 sollen alle deutschen Atomkraftwerke abge-
schaltet werden. Darauf hat sich die CSU in Bayern und in der
Bundesverantwortung geeinigt. Die Landtagsfraktion machte
damit nach internen Kontroversen den Weg frei zum sinngemäß
entsprechenden Beschluss des Parteivorstands, welcher jüngst
in Anwesenheit der CDU-Vorsitzenden und Bundeskanzlerin
Angela Merkel im Kloster Andechs die Leitlinien für die kom-
menden, schwierigen Verhandlungen zwecks entsprechender
Änderung mehrerer Bundesgesetze festlegte. Die CSU will sich,
wie Ministerpräsident und Parteichef Horst Seehofer die Abge-
ordneten beschwor, als „die“ Partei für die Zukunft profitieren
und das Gespräch mit allen führen. Mit dem Andechser Be-
schluss geht die CSU in die nächste Runde am 29. Mai in Berlin.

In der Landtagsfraktion waren
die Meinungen zunächst sehr ge-
teilt, was den Zeitpunkt für den
vollen Umstieg in erneuerbare
Energien betrifft. Fraktionschef
Georg Schmid war zunächst
auch der Meinung, dass Seeho-
fer mit seiner Forderung, Aus-
stieg ab jetzt binnen zehn Jahren,
also bis 2021, zu wenig Spiel-
raum lasse. Angesichts der Be-
denken aus Wirtschaft und Ver-
bänden, wie sie in der Landes-
gruppe Mittelstandssprecher Hans
Michelbach verfocht. Erwin Hu-
ber, einst Wirtschaftsminister
und nun Vorsitzender des Land-
tagsfachausschusses, warnte da-
vor, die CSU „grün zu lackie-
ren“.

Ambitioniertes Ziel

Seehofer setzte sich in voller
Übereinstimmung mit Umwelt-
minister Markus Söder durch. In
den mit großer Mehrheit gebillig-
ten 16-seitigen Energiepoliti-
schen Leitlinien steht nun, die
Politik werde darauf ausgerich-
tet, „dass der Umstieg in Bayern
schnellstmöglich gelingt und bis
spätestens 2022 abgeschlossen
sein soll. Das ist ein sehr ambi-
tioniertes Ziel.“ Für die sieben
bayerischenAtomkraftwerke wur-
den keine konkreten Termine ge-
nannt. Seehofer und Söder traten
jedoch dafür ein, die beiden älte-
sten Meiler Isar 1 und Grafen-
rheinfeld nach der Überprüfungs-
phase nicht wieder ans Netz ge-
hen zu lassen. „Wenn uns das ge-
lingt, die wir die meisten AKW’s
haben, sollte es auch in den ande-
ren Ländern möglich sein.“

Seehofer begründete die Ab-
lehnung des im 16-seitigen Kon-
zept für den Aktionsplan „e Ba-
varia“ zunächst vorgesehenen

Terminjahres 2025 mit seinen
Bemühungen, nicht nur mit der
FDP zunächst in Bayern - Frakti-
on und Kabinett -, sondern eben-
so in Berlin und dort vielleicht
auch mit der SPD auf eine ge-
meinsame Linie zu kommen. Ei-
nige der zu ändernden Bundes-

gesetze brauchten die Zustim-
mung des Bundesrates, in dem
Schwarz-Gelb nicht stark genug
sei, um zumindest den Vermitt-
lungsausschuss anzurufen. In
Bayern sei die Zustimmung der
FDP so gut wie sicher. Bislang
hatte sich die Landtagsfraktion
einstimmig hinter Wirtschafts-
minister Martin Zeil gestellt, der
2020 und auch 2022 für nicht
machbar erachtete.

Revisionsklausel

Für alle Fälle enthält „e Bava-
ria“ aber auch eine Revisions-
klausel für den Ausstiegstermin.
Alle drei Jahre soll die Staatsre-
gierung eine umfassende Zwi-
schenbilanz des Ausstiegs vorle-

gen. SPD-Generalsekretärin Na-
tascha Kohnen verlangte ein kla-
res Bekenntnis zu einem „unum-
kehrbaren Atomausstieg in die-
sem Jahrzehnt“. Der energiepoli-
tische Sprecher der Grünen Lud-
wig Hartmann kommentierte:
„Formelkompromiss mit Hinter-
türchen“.

Kommission

Im Landtag soll es zur Beglei-
tung der Energiewende eine ei-
gene Kommission unter CSU-
Vorsitz geben. Die Forderung
von Grünen und Freien Wählern,
einen eigenen, beschlussfähigen
Ausschuss zu schaffen, wurde in
der CSU-Fraktion nicht mehr
unterstützt. Man hofft, auch die
zwischen Ausschuss und Kom-
mission schwankende SPD für
letztere zu gewinnen (GZ Nr. 9
vom 29.04.11). Außerparlamen-
tarisch bereitet Seehofer für En-
de Juni oder Juli einen „großen
Energiegipfel“ vor, zu dem Ver-
treter der Wirtschaft und Verbän-
de, insbesondere aber auch der
Kommunen eingeladen werden
sollen. rm

Aktionsprogramm für
den ländlichen Raum

Herrmann sagt den Kommunen Unterstützung zu
und kündigt besseren Finanzausgleich bei Einwohnerschwund an

Um den Kommunen den Weg in eine Zukunft mit Generations-
problemen zu erleichtern und den daraus für Arbeitsplätze und
Wirtschaft erwachsenden Gefahren zu begegnen, soll dem
Landtag im Herbst ein Aktionsplan des zu diesem Zweck einge-
setzten Staatssekretärsausschusses vorgelegt werden. Insbeson-
dere sind verlängerte staatliche Ausgleichszahlungen für Ge-
meinden mit sinkender Bevölkerung vorgesehen und die Zu-
sammenarbeit der Gemeinden soll auch ohne Verwaltungsge-
meinschaften verbessert werden.

In einer von den Freien
Wählern zum Thema „Struktur-
schwache Räume stärken“ bean-
tragten Ministerbefragung erklär-
te Innenminister Joachim Herr-
mann (CSU), Bayern stehe im
Ländervergleich noch sehr gün-
stig da, aber insbesondere in vie-
len Kommunen Nord- und Ost-
bayerns sinke die Einwohnerzahl,
was nicht nur auf Abwanderung
von Betrieben und damit Arbeits-
plätzen zurückzuführen sei. Auch
die Alterung und die naturgemäß
nicht vom Staat zu beeinflussen-
de Geburtenrate spielten eine
Rolle. Herrmann steht mit Fi-
nanzminister Georg Fahrenschon
(CSU) in aussichtsreichen Ver-
handlungen, den Finanzausgleich
den sinkenden Einwohnerzahlen
anzupassen. Bislang werden die
staatlichen Zuschüsse nach fünf-
jähriger Verzögerung einer nega-
tiven Entwicklung angepasst.
Diese Phase soll auf sieben oder
acht Jahre verlängert werden.

Wirtschaftsförderung

Erhöht werden soll auch die
regionale Wirtschaftsförderung
für Dorfentwicklung und Städte-
bauförderung. Dies sei jedoch
auch Sache des Bundes. Hier
sieht der bayerische Innenmini-
ster die Mittelkürzung „mit
großem Unbehagen“. Alexander
König (CSU) forderte, größeren
Einfluss auf den Bund zu neh-
men. In voller Übereinstimmung
sah sich Herrmann auch mit
Thomas Dechant (FDP), die Ar-
beit zu den Menschen zu bringen
und dafür mehr „Telearbeitsplät-
ze“ zu schaffen. Die bayerische
Förderung des Breitbandsystems
auf dem Land sei dazu auf gutem
Weg mit dem ressortmäßig vom
Wirtschaftsministerium geförder-
ten Ausbauprogramm.

Querschnittsministerium

Die Schaffung eines Quer-
schnittministeriums für die Lan-
desentwicklung lehnte der Innen-
minister ab. Jedes Ressort von
der Wirtschaft über Bildung und
Soziales bis zur Landwirtschaft
wisse am besten, was zu tun sei

und könne das über den Kabi-
nettsausschuss einbringen. In der
Ärzte- und Krankenhausversor-
gung gebe es bislang noch keine
ernsthaften Probleme, man blei-
be aber auch hier am Ball.Annet-
te Karl (SPD) hatte die Frage
Querschnittsministerium zur Dis-
kussion gestellt. Bayern brauche
keine immer neuen verbalen
Ankündigungen der Ministerien,
sondern eine starke Politik für
den ländlichen Raum. Für die
Grünen verwies Thomas Mütze
auf die Probleme im Großraum
München mit ihren Auswirkun-
gen auch auf das Umland.

Die Frage von Dr. Karl Vetter
(FW), ob der Innenminister nicht
auch schon etwas falsch gemacht
habe, beantwortete Herrmann
mit der Feststellung, offenbar
habe die Opposition keine Fehler
entdeckt, zu denen sie konkrete
Fragen stellen könnte. Mit dem
Aktionsplan werde Bayern in
der Förderung des ländlichen
Raumes und derAbstimmung mit
den städtischen Entwicklungs-
zentren wieder führend in
Deutschland sein. Eine neue Ge-
bietsreform werde es nicht geben.
Herrmann forderte die Kommu-
nen aber zu stärkerer Zusammen-
arbeit auf. Nicht jede Gemeinde
müsse künftig die komplette In-
frastruktur für sich allein aufrecht-
erhalten. Vieles könne grenzüber-
greifend genutzt werden. Die
Staatsregierung erwäge, koope-
rierende Kommunen bei der För-
derung stärker zu berücksichti-
gen. rm

Unrealistische
EU-Verkehrspolitik

Staatsregierung und Landtag verlangen
Mitwirkung von Ländern und Kommunen

Das neue Weißbuch der EU-Kommission zur Schaffung eines
einheitlichen europäischen Verkehrsraumes in den kommenden
Jahrzehnten bis 2050 ist bei Staatsregierung und Landtag bei al-
lem Verständnis für grenzüberschreitende Verkehrspolitik auf
Vorbehalte bis hin zu teilweiser Ablehnung gestoßen. Der Aus-
bau des Straßen- und vor allem Schienennetzes dürfe nicht stra-
tegisch aus Brüssel geplant werden, sondern müsse mit Ländern
und Kommunen auch nach den örtlichen Gegebenheiten voran-
getrieben und entsprechend finanziert werden.

In diesem Sinn hat der Bun-
des- und Europaausschuss des
Landtags die Diskussion begon-
nen. Es handle sich um sehr ehr-
geizige Ziele, aber es sei fraglich,
ob sie erreicht werden können,
berichtete leitender Ministerialrat
Kurt Berchtold vom federführen-
den Wirtschaftsministerium. Für
die drei Säulen des neuen EU-
Konzepts - integrierter Verkehrs-
raum, innovative Technologie
und Infrastrukturausbau - seien
Kosten von etwa 1.500 Mrd. Eu-
ro veranschlagt. Es geht um die
Verlagerung der Transporte von
den Straßen auf Eisenbahn,
Schifffahrt und Lufttransport,
verbunden mit dem Ziel, den CO
2-Ausstoß des Verkehrs bis Mitte
des Jahrhunderts auf Null zu sen-
ken. Das sei zu einseitig, meinte
Berchtold. Es würden an die Ver-
kehrsträger unrealistische Anfor-
derungen gestellt. Zu kritisieren
sei auch, dass vor allem der
Nachholbedarf der neuen EU-
Mitglieder in Ost- und Südosteu-
ropa für den Verkehrswegeaus-
bau betont werde.

Mitwirkung von
Ländern und Kommunen

Die Sprecher aller Fraktionen
forderten, die zentrale Planung auf
die entscheidende Mitwirkung der
Länder und Kommunen abzustel-
len. Die horrenden Kosten der EU
ließen dieAusgaben der Kommu-
nen und der örtlichen Wirtschaft
außer acht. Joachim Hanisch
(Freie Wähler) beurteilte das
Weißbuch als naiven Wunschka-
talog. Das Subsidiaritätsprinzip
werde überhaupt nicht angespro-
chen und die besonderen Proble-
me des ländlichen Raumes wür-
den nicht berücksichtigt. Auch
Reinhold Perlak (SPD) sah das so.

Der Ausbau des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs (OPNV) sei bei
der Verlagerung des Verkehrs auf
Schiene, Wasser und Luft ge-
bührend in Rechnung zu stellen.
Die Verkehrswege dürften bei uns
nicht zum Flaschenhals für die
Verbindung nach Osten werden.
In den Ländern und Regionen sei-
en Infrastrukturnetze zu ent-
wickeln, Adelheid Rupp (SPD)
verwies auf das Haushaltsrecht
der Länder und Kommunen.

Mentalitätswechsel
in der Bevölkerung

Konrad Kobler (CSU) war
gleicher Meinung und betonte,
für die Ökologisierung des Ver-
kehrs sei in der Bevölkerung ein
„ganz großer Mentalitätswandel
der Bevölkerung“ notwendig.
Das gelte für Windräder und
Stromleitungen genau so wie für
den Donauausbau. Das fand den
Widerspruch der Grünen-Abge-
ordneten Christine Kamm. Sie
wandte sich andererseits ent-
schieden gegen die EU-Planung,
auf den Straßen Gigaliner zuzu-
lassen. Das würde auch dem
Brüsseler Ziel entgegenwirken,
die Zahl der Verkehrstoten lang-
fristig auf Null zu senken. Einig
war sich Kamm mit den Spre-
chern der anderen Fraktionen,
das EU-Konzept schaffe Kontro-
versen zwischen Städten und
ländlichem Raum.

Subsidiaritätsprinzip

Das griff auch Dr. Heinrich
Wiethe-Körprich als Sprecher
der Kommunalen Spitzenver-
bände im Ausschuss auf. Infra-
strukturregelungen seien nach
dem Subsidiaritätsprinzip besser
zu entscheiden als durch die EU-
Kommission. Die Ausschussvor-
sitzende Prof. Ursula Männle
(CSU) kündigte weitere Erörte-
rung des Weißbuchs mit ausführ-
licher Anhörung von Wirtschaft
und kommunalen Spitzenver-
bänden an. rm

den Füßen statt. Vor allem junge
Leute kehrten ihren Heimatorten
den Rücken und zögen in die
Ballungsräume. Dort entstünden
dann neue Probleme, weil die In-
frastruktur mit dem Zustrom
nicht Schritt hält. Diese Binnen-
wanderungen gelte es abzu-
schwächen.

Förderung auch in
strukturschwachen Regionen

Brandl wies darauf hin, dass
nicht nur attraktiveArbeitsplätze,
sondern auch die erforderliche
Infrastruktur wie Kindergarten-
plätze, Wasserversorgung, lei-
stungsfähige Straßen und ausrei-
chende Bildungsangebote in den
strukturschwachen Gegenden vor-
gehalten werden müssen. Dafür
müsse der Freistaat Geld locker
machen und auch den Kommuna-
len Finanzausgleich stärker darauf
ausrichten, um die Gemeinden vor
Ort gezielt zu unterstützen. „Die
Gemeinden und Städte stemmen
sich mit Kräften gegen die abseh-
bare Entwicklung. Ganz allein
schaffen sie es aber nicht. Es ist
ein Gebot der Solidarität, diesen
Gemeinden unter die Arme zu
greifen“, stellte der Präsident fest.

DK

Bayerischer Gemeindetag:

Schwacher Lichtstrahl
Dass ein warmer Geldregen nicht zwingend substanzielle Pro-
bleme löst, darauf hat Gemeindetagspräsident Dr. Uwe Brandl
in München hingewiesen. Mit Blick auf die vom Bundesfinanz-
ministerium in Berlin vorgestellte Prognose der Steuerschätzer
meinte Brandl: „Der zu erwartende warme Geldregen tut den
Gemeinden, Märkten und Städten natürlich gut. Sie können da-
mit wieder etwas optimistischer in die Zukunft blicken.“

Ein Zuwachs von voraussicht-
lich 3,3 Milliarden Euro bzw. 4,7
Prozent im laufenden Jahr für al-
le deutschen Kommunen zeige,
dass sich die gute konjunkturelle
Entwicklung nun auch bei den
Kommunalfinanzen bemerkbar
macht. Indessen bedeute dies
nicht das Ende der kommunalen
Finanzprobleme, betonte der
Präsident. Die Einnahmeein-
bußen aus der Finanz- und Wirt-
schaftskrise seien noch nicht
ausgeglichen und die Steuern
sprudelten auch noch nicht so
wie vor der Krise. Dazu fehlten
weitere 3,3 Milliarden Euro. Vor
allem aber stiegen die Ausgaben,
in erster Linie im Sozialbereich,
weit stärker an. „Es ist daher
nach wie vor strikte Haushalts-
disziplin erforderlich, um keine
neuen Haushaltsdefizite aufzu-
bauen“, machte Brandl deutlich.

Steuerzuwächse

Bund, Länder und Kommunen
könnten sich bis Ende 2014 auf
135,3 Milliarden Euro mehr an

Steuereinnahmen einstellen als
bisher geplant, teilte das Bundes-
finanzministerium mit. Bund,
Länder und Gemeinden können
danach im laufenden Jahr mit
Steuerzuwächsen zwischen 3,5
und 5,1 Prozent rechnen. Bei den
Gemeinden wird bundesweit ein
Zuwachs von 4,7 Prozent bzw.
3,3 Milliarden Euro prognosti-
ziert. Bayernweit wären dies
Steuermehreinnahmen in Höhe
von ca. 570 Millionen Euro im
Vergleich zu 2010.

Plus nicht ausreichend
für positive Bilanz

Brandl: „Da die Entlastung der
kommunalen Haushalte im Aus-
gabenbereich durch Übernahme
der Kosten für die Grundsiche-
rung durch den Bund erst schritt-
weise ab 2012 beginnt, wird die-
ser Zuwachs kaum ausreichen,
die bayerischen Kommunen
wieder aus den roten Zahlen her-
auszuführen. Das gilt besonders
für jene Gemeinden, die auf-
grund ihrer Lage in struktur-

schwachen Regionen den Wirt-
schaftsaufschwung vergleichs-
weise wenig zu spüren bekom-
men. Es ist daher dringend erfor-
derlich, die Spirale der ständigen
Erhöhungen der Sozialausgaben
endlich zu stoppen. Andernfalls
bleibt immer weniger Geld für
dringend notwendige lnvestiti-
onsmaßnahmen.“

Attraktive Arbeitsplätze

Ausdrücklich begrüßt hat der
Bayerische Gemeindetag hinge-
gen Überlegungen der Staatsre-
gierung, mehr regionale Wirt-
schaftsförderung in struktur-
schwache Räume des Freistaates
zu geben. „Der Schlüssel zum
Erfolg sind attraktive Arbeits-
plätze. Dann bleiben die Men-
schen in ihrer angestammten
Umgebung. Daher ist es richtig
und wichtig, Steuergelder dort-
hin zu leiten, wo Arbeitsplätze
besonders notwendig sind: in
strukturschwachen Gebieten des
Freistaats, wie in der nördlichen
Oberpfalz oder in Oberfranken“,
erklärte Verbandschef Brandl.

Zukunft in der Heimat

Nur wenn die Menschen eine
Zukunft in ihrer Heimat sähen,
blieben sie auch dort. Andern-
falls finde eine Abstimmung mit
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Nach der Katastrophe in
Japan ist ein „Weiter so“
nicht mehr möglich. Wir müs-
sen in der Energiepolitik um-
denken. Und dabei gilt auch
nicht der Spruch: „In der Ru-
he liegt die Kraft“. Schnelle
Weichenstellungen weg von
der Kernenergie und hin zu
erneuerbaren Energien sind
gefragt. Alles Know how in
der Energiespeicherung zu
bündeln und Potenziale der
Energieeinsparung auszuschöpfen, müssen un-
sere ambitionierten Ziele sein.

Dass dies einen Kraftakt darstellt, bei dem
Bürger, Wirtschaft und Politik an einem Strang
ziehen müssen, ist zwischenzeitlich fast allen
bewusst. In Bayern soll spätestens im Jahr 2022
das letzte Kernkraftwerk vom Netz gehen. Aber
natürlich mit dem Anspruch, dass unsere Ener-
gieversorgung sicher, klimaverträglich, ständig
verfügbar und wettbewerbsfähig bleibt. An die-

sen Maßgaben orientiert sich
auch der Energiewechsel.

In den bayerischen Kommu-
nen wurde der Kurs zur Er-
schließung neuer Energiequel-
len bereits vor vielen Jahren
eingeleitet: Biogas, Sonne,
Wind, Wasser, Geothermie
oder Hackschnitzel, es gibt
kaum eine bayerische Gemein-
de, die derzeit nicht im Begriff
ist, energetisch zu modernisie-
ren, mögliche Potenziale zu
untersuchen oder Wärmenetze
zu errichten. Nicht zuletzt des-
wegen liegt Bayern auch an

der Spitze aller Bundesländer beim Einsatz er-
neuerbarer Energien.

Unsere Gemeinden, Städte und Landkreise
sind als Innovations- und Investitionsmotor be-
kannt. Wir stellen uns den Herausforderungen
gemeinsam mit der Bevölkerung, werden den
Weg beschreiten und vorantreiben: Ambitio-
niert, gemeinsam mit Bürgern und Wirtschaft,
verträglich für unsere Heimat. Es ist eine Her-
ausforderung, aber vor allem auch eine Chan-
ce. Ich hoffe, dass sich viele anschließen und
wir sie gemeinsam nutzen können.

Nicht in der Ruhe, sondern in den Kommunen
liegt also die Kraft zur Umstellung.

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

In der Kommune
liegt die Kraft

Fachtagung der bayerischen Standesbeamten in Aschaffenburg:

Vielfältige
Aufgabenpalette

Auslandsrecht - Datenspeicherung - Testamentsregister - Kirchenaustritt
Schöne Hochzeiten im Standesamt oder an besonderen Orten, z.
B. auf der Roseninsel im Starnberger See oder auf Deutschlands
höchstem Berg, der Zugspitze: Damit verbinden die Bürger
landläufig die Arbeit der Standesbeamtinnen und Standesbeam-
ten. Dabei sind deren Aufgaben wesentlich vielfältiger, wie eine
Fachtagung in Aschaffenburg eindrucksvoll zeigte. Rund 400
Standesbeamtinnen und Standesbeamte aus ganz Bayern kamen
zusammen, um sich über Auslandsrecht, Datenspeicherung, Te-
stamentsregister, Kirchenaustritt und weitere aktuelle Themen
drei Tage lang zu informieren.

Vor allem der hohe Anteil der
Bürger mit Migrationshinter-
grund macht es erforderlich,
nicht nur deutsches Personen-
stands-, Ehe-, Familien-, Na-
mens- und Staatsangehörigkeits-
recht zu beherrschen, sondern
ebenso die entsprechenden aus-
ländischen Vorschriften anzu-
wenden. So befassten sich die
Referenten und Tagungsteilneh-
mer mit den unterschiedlichen
Regelungen für Ehen und Le-
benspartnerschaften im Ausland
und deren Rechtswirkungen im
Inland. Sie besprachen Fragen
der Fortführung ausländischer
Namen in Deutschland und er-
hielten Informationen über die
Befreiung vom Ehefähigkeits-
zeugnis für Ausländer.

Ausländisches Recht

Wie Andreas Rauhmeier,
Standesbeamter und Sachge-
bietsleiter für den Bereich Stan-
desamt im Einwohner- und Stan-
desamt der Stadt Landshut her-
vorhob, komme insbesondere
dem Umgang mit ausländischen
Namensrechten eine stetig wach-
sende Bedeutung zu. Lässt das
slowenische Recht die Führung
eines Doppelnamens für beide
Ehegatten zu? Kann einem deut-
schen Kind von den Eltern eine
Namenskette nach islamischer
Tradition beigegeben werden?
Als wäre es nicht bereits kompli-
ziert genug, auf Fragen dieser
Art die Antworten in den auslän-
dischen Gesetzen zu finden,
kommt laut Rauhmeier erschwe-
rend hinzu, dass die Quellen des
benötigten ausländischen Rechts
oftmals nicht ohne Weiteres zu-
gänglich sind. „Häufig gerät die
Arbeit der Standesbeamtinnen
und Standesbeamten so zu einer
juristischen Schnitzeljagd.“

Gleichgeschlechtliche Ehe

„Während Paare verschiedenen
Geschlechts die Ehe eingehen
können, steht gleichgeschlechtli-
chen Paaren in Deutschland das
Institut der eingetragenen Lebens-
partnerschaft zur Verfügung.
Demgegenüber lässt eine zuneh-
mende Anzahl europäischer Staa-
ten, wie etwa die Niederlande,
Belgien, Spanien, Portugal und
Schweden, auch für gleichge-
schlechtliche Paare die Ehe-
schließung zu“, machte Prof. Dr.
Tobias Helms, Lehrstuhl für Bür-
gerliches Recht, Internationales
Privatrecht und Rechtsverglei-
chung, Universität Marburg,
deutlich.

Werde eine solche gleichge-
schlechtliche Ehe imAusland ge-
schlossen, stelle sich aus deut-
scher Sicht, etwa bei der Eintra-
gung in das Personenstandsregi-
ster, die Frage, ob diese Paarbe-
ziehung auch in Deutschland als
Ehe anzusehen ist, obwohl nach
deutschem Verständnis die Ehe
ausschließlich verschiedenge-
schlechtlichen Paaren offen steht,
oder ob sie wie eine eingetragene
Lebenspartnerschaft deutschen
Rechts zu behandeln ist.

Neues zum Zentralen Testa-
mentsregister in Berlin erfuhren
die Standesbeamten von Notar
a. D. Dr. Thomas Diehn, Ge-
schäftsführer der Bundesnotar-

kammer Berlin. Seinen Aus-
führungen zufolge wird am 1.
Januar 2012 in Deutschland das
Zentrale Testamentsregister in
Betrieb genommen. Es wird von
der Bundesnotarkammer geführt
und ist für alle erbfolgerelevan-
ten Urkunden konzipiert, die in
notarielle oder gerichtliche Ver-
wahrung gelangen.

Nachlassverfahren

Das Register enthält deren Ver-
wahrdaten und wird in jedem
Sterbefall geprüft. Dadurch kön-
nen Nachlassverfahren schnell
und effizient durchgeführt wer-
den, weil das zuständige Nach-
lassgericht elektronisch vom
Zentralen Testamentsregister dar-
über informiert wird, ob und wel-
che erbfolgerelevante Urkunden
zu beachten sind. Zugleich wird
die Verwahrstelle informiert und
umAblieferung einer dort vorlie-
genden Urkunde an das Nachlass-
gericht gebeten.

In das Zentrale Testamentsre-
gister werden Diehn zufolge alle
bei den rund 5.000 deutschen
Standesämtern und beim Amts-
gericht Schöneberg in Berlin bis-
lang gesammelten Verwahrungs-
nachrichten überführt. Es han-
delt sich um schätzungsweise 15
bis 20 Millionen sog. Testaments-
karten, die bis 1937 zurückrei-
chen.

Testamentregister

Dieser Prozess wird sich über
einen Zeitraum von fünf Jahren
ab Inbetriebnahme des Registers
erstrecken. Die Testamentsver-

zeichnisüberführung erfolgt in
drei Phasen: Vorbereitung –
Stammdatenaktualisierung und
Karteikartentrennung, Übernah-
me – Abholung und Digitalisie-
rung sowie Qualitätssicherung –
Aufklärung von Unklarheiten.
Jede dieser Phasen bringt laut
Diehn eigene Herausforderungen
mit sich, die in vertrauensvoller
Zusammenarbeit zwischen Bun-
desnotarkammer und Standesäm-
tern bewältigt werden. Erst mit
dem vollständigen Abschluss der
Testamentsverzeichnisüberführung
ist die Inbetriebnahme des Zen-
tralen Testamentsregisters abge-
schlossen.

Kirchenaustritte

Mit fundierten Erläuterungen
zu den Wirkungen, die ein Kir-
chenaustritt im staatlichen und
kirchlichen Bereich auslöst,
wartete Prof. Dr. Stephan Hae-
ring, Lehrstuhl für Kirchenrecht
an der LMU, auf. Wie Haering
erläuterte, kennt das staatliche
Recht die Erklärung des Aus-
tritts aus einer Religions- oder
Weltanschauungsgemeinschaft,
die als Körperschaft des öffentli-
chen Rechts verfasst ist, gegenü-
ber einer staatlichen Behörde. In
Bayern seien dafür die Stan-
desämter zuständig. In der jüng-
sten Vergangenheit hätten ge-
mäß dem langjährigen Vergleich
besonders viele Bürger von die-
ser Möglichkeit des staatlichen
Kirchenaustritts Gebrauch ge-
macht.

Historische Entwicklung
des Kirchenaustrittrechts

Haering zeigte zunächst die hi-
storische Entwicklung des Kir-
chenaustrittsrechts in Deutsch-
land auf und machte damit den
Hintergrund für die geltende
Rechtslage deutlich. Zudem wur-
den die Wirkungen der staatli-
chen Austrittserklärung im Hin-
blick auf den staatlichen Rechts-

bereich und auf den kirchlichen
Rechtsbereich (katholisch/evan-
gelisch) untersucht. Besondere
Aufmerksamkeit wurde der Be-
wertung des Austritts aus der ka-
tholischen Kirche beigemessen,
dessen Relevanz für den inner-
kirchlichen Bereich – wie auch
gerichtliche Auseinandersetzun-
gen der jüngeren Vergangenheit
gezeigt haben – nicht unumstrit-
ten ist.

Personenstandsdaten

Nicht zuletzt wurden die Ta-
gungsteilnehmer mit konkreten
Informationen zur künftigen
elektronischen Dauerspeiche-
rung der Personenstandsdaten
versorgt. Dieses Reformvorha-
ben des Bundes muss bis späte-
stens Ende 2013 umgesetzt wer-
den. Geplant ist für Bayern bis-
her die Schaffung eines zentra-
len Personenstandsregisters, wie
Innenminister Joachim Herr-
mann in seiner Eröffnungsrede
deutlich gemacht hatte. DK

CSU-Vorstand beschließt neues Energiekonzept:

Moderne Energie
für ein modernes Land

Die CSU hat als erste Partei in Deutschland ein Energiekonzept
vorgelegt. Einstimmig brachte der Parteivorstand bei seiner
Klausurtagung in Andechs das von Generalsekretär Alexander
Dobrindt erarbeitete Konzept „Moderne Energie für ein mo-
dernes Land“ auf den Weg.

„In Bayern werden wir den
Energiewechsel für die Bürger,
mit den Bürgern und aus der
Mitte der Bürger heraus ent-
wickeln. Wir wollen möglichst
viele zu eigenem Engagement in
der Energieversorgung der Zu-
kunft ermuntern“, heißt es in
dem Papier. Der Energiewechsel
soll ein Mehr an Eigenverant-
wortung und Selbstgestaltung
bei der Energieversorgung brin-
gen und einen breiteren Zugang
zur Wertschöpfung bei der Ener-
gieproduktion ermöglichen. Da-
durch werde auch ein Gegenge-
wicht zur bisherigen Markt-
macht der großen Energiekon-
zerne geschaffen.

Bürgerwindanlagen

Durch Bürgersolar- oder Bür-
gerwindanlagen könnten die
Menschen unmittelbar am Ener-
giewechsel mitwirken. Regiona-
le Energiegenossenschaften und
andere direkte Beteiligungschan-
cen ermöglichten die Identifika-
tion mit der eigenen regionalen

Energieanlage und erhöhten die
Akzeptanz für die Stromproduk-
tion aus erneuerbaren Energien.

Schlüsselrolle

Auch den Kommunen fällt
laut CSU-Vorstand beim Ener-
giewechsel eine Schlüsselrolle
zu. Sie seien als Bindeglied zwi-
schen Wirtschaft und Bürgern
besonders geeignet, die regiona-
len Möglichkeiten zur schnellen
Umsetzung des Umstiegs voran-
zutreiben. „Wir wollen Städte
und Gemeinden auf dem Weg
zur eigenen Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien bis hin
zur energieautarken Kommune
unterstützen und dafür ein geeig-
netes Förderprogramm schaffen.
Stadtwerke sollen ihren Energie-
mix um regenerative Energien
erweitern, zum Beispiel als Be-
treiber von Photovoltaik-Anla-
gen oder Biomassekraftwerken.“
Die Planungshoheit der Kom-
munen erlaube es, bei der Aus-
weisung von Gewerbegebieten
oder Wohngebieten den Einsatz

regenerativer Energien auszu-
bauen. Die Ausweisung von en-
ergieautarken Baugebieten sei
möglich und in der Bevölkerung
immer mehr gefragt.

Laut Energiekonzept sollen in-
terkommunale Planungen für
Energienanlagen erleichtert, die
gemeindeübergreifende Zusam-
menarbeit gefördert sowie regio-
nale und kommunale Energie-
nutzungspläne unterstützt wer-
den. Auch dies sei ein Beitrag
zur Wertschöpfung vor Ort und
stärke den ländlichen Raum.

Ziel ist es, mit dem beschleunig-
ten Umstieg auf regenerative En-
ergien Zug um Zug aus der Kern-
energie auszusteigen. Der Fort-
schritt des Energiewechsels soll
jährlich überprüft werden. Darü-
ber hinaus erstellt Bayern alle drei
Jahre eine umfassende Zwi-
schenbilanz zur Energiewende.

Kernkraft

Das Abschalten der Kernkraft-
werke in Bayern bis spätestens
2022 könne durch eine gezielte
Erhöhung des Anteils der erneu-
erbaren Energien von momentan
schon 25 % auf möglichst über
50 % bis 2020 erreicht werden,
heißt es in dem Konzept. Die

Grundlast soll hierbei durch den
Bau von drei großen oder fünf
bis sechs mittelgroßen, hocheffi-
zienten, CO2-armen Gaskraft-
werken gesichert werden. So
werde erreicht, dass binnen einer
Dekade die erneuerbaren Energi-
en zum Herzstück der künftigen
Energieversorgung im Freistaat
werden. Wichtige Bestandteile
des neuen Energiemix werden
sowohl die Solar-, Wind– und

Wasserkraft als auch Biomasse
und Geothermie sein.

Der Anteil der Photovoltaiken-
ergie an der Stromerzeugung soll
von 4 % auf bis zu 16 %, der der
Wasserkraft von 15 % auf 17 %,
der Windenergieanteil von rund
1 % auf bis zu 10 %, der Bio-
masseanteil von rund 8,5 % auf
10 % und der Geothermieanteil
von derzeit 0,02 % auf 1 % er-
höht werden. DK

Sparkassen unterstützen
BayernTour-Natur

Von Mai bis Oktober stehen bei der BayernTour Natur des Bayeri-
schen Umweltministeriums landesweit mehr als 5.000 spannende
Naturbegegnungen auf dem Programm. Die bayerischen Sparkas-
sen unterstützen dieseAktion seit der Gründung vor 11 Jahren.

Das neue BayernTour Natur-
Veranstaltungsmagazin liegt ab
April in Gemeinden, Tourismus-
büros, Sparkassen, Apotheken,
Naturkundemuseen, Umweltin-
stitutionen und vielen anderen
Einrichtungen aus. Interessierte
können es kostenlos im Internet
oder unter Tel. 089/122220 an-
fordern. Dort sind auch alle aktu-
ellen Veranstaltungstermine on-
line abrufbar.

Die BayernTour Natur ist eine
Gemeinschaftsaktion von Staat,
Vereinen, Verbänden, Umwelt-

bildungseinrichtungen, Kommu-
nen und Einzelpersönlichkeiten
unter Federführung des Bayeri-
schen Umweltministeriums: Seit
2001 laden Naturexperten all-
jährlich Naturinteressierte aller
Altersgruppen zu fachkundig
vorbereiteten und sachkompe-
tent begleiteten Naturbegegnun-
gen ein. Im vergangenen Jahr
lockten rund 4.200 Veranstaltun-
gen mehr als 50.000 Besucher in
die Natur.
Weitere Informationen unter:
www.bayerntour-natur.de

Versicherungskammer Bayern:

Barbara Schick neues Vorstandsmitglied
Barbara Schick (51) wird neues Vorstandsmitglied der Versi-
cherungskammer Bayern; die Juristin zeichnet für das Res-
sort Lebensversicherung verantwortlich. DerAufsichtsrat der
Bayern-Versicherung Lebensversicherung AG hat Barbara
Schick jüngst offiziell berufen.

Schick ist seit 1991 in leitenden Positionen für den Konzern Versi-
cherungskammer Bayern tätig - seit 2009 als stellvertretendes Vor-
standsmitglied der Feuersozietät Berlin Brandenburg Versicherung
AG und der Öffentlichen Lebensversicherung Berlin Brandenburg

AG (beides Unternehmen
des Konzerns Versiche-
rungskammer Bayern).
Die Funktion des stellver-
tretenden Vorstandsmit-
glieds für die Gesellschaf-
ten in Berlin führt sie
zunächst in Personalunion
weiter.

Schick tritt die Nachfol-
ge von Dr. Harald Benzing
an, der im November 2010
das Ressort Krankenversi-
cherung als Vorstandsvor-
sitzender der Consal Betei-
ligungsgesellschaft AG,
Bayerische Beamtenkran-
kenkasseAG, Union Kran-
kenversicherung AG und
Union Reiseversicherung
AG übernommen hat.
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(Fortsetzung von Seite 1)
den Anspruch prüfen müssen,
dann Vereine die Kosten zu be-
stätigen haben, damit schließlich
Behörden monatlich zehn Euro
erstatten können. Somit liegen
die Kosten für den bürokrati-
schen Aufwand im Verhältnis
zur Auszahlung von zehn Euro
viel zu hoch.“

So gibt es zum Beispiel in
Nürnberg rund 22.000 An-
spruchsberechtigte, wie der Städ-
tetagschef erläuterte. Um solche
Fälle bearbeiten zu können,
benötigten die Sozialämter Per-
sonal und eine passende EDV-
Ausstattung zur Bearbeitung der
Fälle. Für kleine Leistungen im
Einzelfall werde somit maxima-
ler Aufwand getrieben.

Die Eltern der Kinder mit Bil-
dungs- und Teilhabeansprüchen
kommen aus vier Leistungsberei-
chen, für die Organisationsstruk-
turen geschaffen werden müssen:
Arbeitslosengeld II (Sozialge-
setzbuch SGB II), Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbs-
minderung (SGB XII), Wohngeld
(Wohngeldgesetz) oder Kinder-
zuschlag (Bundeskindergeldge-
setz). Entsprechend den örtlichen
Verhältnissen kristallisieren sich
verschiedene Organisationsfor-
men in den Städten heraus: Teils
soll die neue Aufgabe im Sozial-
amt, teils im Jugendamt konzen-
triert werden, wobei Schnittstel-
len mit den jeweils für die Grund-
leistungen zuständigen Stellen
geschaffen werden müssen, etwa
für den Datenaustausch. Teilwei-
se werden die Leistungen aber
auch direkt in den bisher für die
Grundleistungen zuständigen
Ämtern (Jobcenter, Arbeitsagen-
turen) dezentral erbracht.

Schaidinger: „Leichter wäre es
natürlich gewesen, wenn der
Bund seine Mittel direkt an
Schulen und Kinderbetreuungs-
einrichtungen gegeben hätte.
Stattdessen wurden differenzier-
te Kriterien festgelegt, nach de-
nen bedürftige Kinder bestimm-
te Leistungen erhalten. Diese
Absicht zieht einen hohen büro-
kratischen Aufwand nach sich.
Nun müssen komplexe Rechts-
fragen zwischen Bund und Län-
dern geklärt werden, damit die
Kommunen eine schlagkräftige
Organisationseinheit errichten

(Fortsetzung von Seite 1)
zählen zum Beispiel Instrumente
zur Musiktherapie, Werkzeug für
„Handwerkliches Gestalten“ Vi-
deoprojektor für das Heimkino,
komfortable Pflegestühle oder
Aktivierungsgeräte.

Die Stiftung Altenhilfe ist eine
gemeinsame Initiative der Ge-
meinden und des Kreises. Alle
32 Landkreisgemeinden zahlen
jährlich pro Gemeindeeinwoh-
ner einen Solidarbeitrag von 50
Cent an die Stiftung. Der Land-
kreis stockt diesen Betrag noch
einmal in gleicher Höhe auf. Die
Stiftung lebt zusätzlich von den
Zinsen aus dem Vermögens-
grundstock sowie von Spenden
von Privatpersonen, Firmen,
Vereinen und anderen Institutio-
nen, zudem von Zuwendungen
aus Nachlässen oder Wohltätig-
keitsveranstaltungen.

Walter Hartwig, Vorstand des
Kommunalunternehmens Ab-
fallwirtschaft des Landkreises
Miesbach, wartete am zweiten
Veranstaltungstag mit Aus-
führungen zum Entwurf des neu-
en Kreislaufwirtschaftsgesetzes
auf. Es stehe zu befürchten, dass
die Anschlusspflicht im Gewer-
be komplett wegfällt – in Bayern
etwa 20 bis 40 Prozent des Haus-
mülls, so Hartwig. Zudem sei
das Aufleben der gewerblichen
Sammlung von Haushaltsabfäl-
len, insbesondere Papier, kaum
noch zu verhindern. Auch müsse
der Entzug weiterer Stoffströme
durch eine „einheitliche Wert-
stofftonne“ in privater Hand kri-
tisch gesehen werden. Hartwig
empfahl eine frühzeitige Be-
schäftigung mit möglichen Aus-
wirkungen; eine Umstellung auf
die Papiertonne solle geprüft und
ggf. in die Wege geleitet werden.

„Die Kommunen werden sich
gegen die Rolle des Lücken-
büßers wehren!“, hob Präsident
Kreidl hervor. „Tritt das Gesetz
in Kraft, so befürchtet nicht nur
der Bayerische Landkreistag ein
unreguliertes Nebeneinander
von neuen Systemen, das zusätz-
lich die kommunalen Abfallge-
bühren in die Höhe treiben
wird.“ Jakob Kreidl geht davon
aus, dass in günstig zu entsor-
genden Gebieten private Entsor-
gungsunternehmen versuchen
werden, parallel zu den von den
Landkreisen aufgebauten Ent-
sorgungsstrukturen die werthal-
tigen Abfälle zu sammeln, die
den größten Verwertungserlös
einbringen.

Private Anbieter
als „Rosinenpicker“

Der Landkreistagschef zeigte
sich überzeugt, dass umso mehr
private Anbieter als „Rosinen-
picker“ auftreten und die Entsor-
gung in den Ballungsräumen
übernehmen werden, als die Ab-
fallentsorgung lukrativer wird.
Im ländlichen Raum oder auch
bei sinkenden Wertstofferlösen
hingegen werden auch in Zu-
kunft die Landkreise mit ihren
Gebührenzahlern einspringen
müssen. „Diese Vorhaltekosten
des Wettbewerbs zu ungleichen
Bedingungen müssen letztlich die
Gebührenzahler über steigende
Abfallgebühren tragen“, gab der
Präsident zu bedenken.

Als besondere Gefahr für das
über Jahre erfolgreiche Entsor-
gungssystem bezeichnete Kreidl
die geplante Einführung der
Wertstofftonne: „Die mit großen
Aufwendungen der Kommunen
errichteten Wertstoffhöfe, die
zum Erfolgsmodell geworden
sind, wird es in Zukunft in der
bisherigen Form nicht mehr ge-
ben.“ Er forderte auf die Ver-
pflichtung der Kommunen zur
Gewährleistung der Daseinsvor-
sorge vor Ort Rücksicht zu neh-
men. Langfristige Investitionen
der Kommunen in ihrer Entsor-
gungsinfrastruktur dürften nicht
entwertet werden. „Die Kommu-
nen müssen die Abfallströme be-
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rund zehn Prozent höher als im
Vorjahr.

Der massive Aufwärtstrend im
Luftverkehr zeigte sich auch im
weltweiten Handel mit Fracht-
gütern: Am Flughafen München
wurde mit rund 70.000 Tonnen
geflogener Luftfracht in den er-
sten drei Monaten gleich 21 Pro-
zent mehr Transportgut als noch
im Vorjahr umgeschlagen. Bei
der Fracht geht der März 2011
sogar als neuer absoluter Re-
kordmonat in die Verkehrsstati-
stik ein: Mit knapp 27.000 Ton-
nen wurde mehr Luftfracht als
jemals zuvor innerhalb eines
Monats registriert.

Überdurchschnittlich fielen die
Passagierzuwächse am Münchner
Airport auf den Langstrecken und
im Europaverkehr aus: Der Fern-
reiseverkehr legte im ersten Quar-
tal um 13,2 Prozent, der Europa-
verkehr sogar um 13,7 Prozent zu.
Der innerdeutsche Verkehr wuchs
um knapp sieben Prozent.

Erweiterung nötig

Aufgrund dieser aktuellen Ge-
schäftszahlen und den Entwick-
lungspotenzialen ist nach Kerk-
lohs Worten eine Erweiterung
des Flughafens dringend erfor-
derlich. Eine dritte Startbahn lö-
se bestehende Kapazitätsproble-
me. Sie schaffe Platz, damit
künftig 120 Flugzeuge pro Stun-
de starten oder landen können.

Der FMG-Geschäftsführer sig-
nalisierte Verständnis für die Sor-
gen der Nachbarn in der Region.
Man bemühe sich um möglichst
einvernehmliche Lösungen. Auf-
grund der großen Bedeutung für
Bayern bat Kerkloh vor allem die
Kommunalpolitiker um Unter-
stützung.

In seinem Rechenschaftsbericht
blickte der Landesvorsitzende der
KPV, Landrat Stefan Rößle, auf
das vergangene Jahr zurück.
Gleichzeitig rief er dazu auf, sich
rechtzeitig auf die Kommunal-
wahlen 2014 vorzubereiten.

Rößle erinnerte an die Be-
schlüsse zum kommunalen Fi-
nanzausgleich, bei denen die
KPV gemeinsam mit den Spit-
zenverbänden eine äußerst kom-
munfreundliche Lösung durch-
setzen konnte. Die von CSU-
Chef Horst Seehofer durchge-
setzte Übernahme der Grundsi-
cherung imAlter durch den Bund
im Zuge der Hartz IV-Verhand-
lungen bezeichnete Rößle mit
Blick auf die Kommunalfinanzen
als „Meilenstein“. Damit sei ein
Geburtsfehler der einstigen rot-
grünen Regelung korrigiert.

Ebenfalls angesprochen wur-
den u. a. die Verhandlungen um
die Regionalplanung und der
Ausbau des schnellen Internets.
Neben den aktuellen Themen
gilt für die KPV auch, die Ver-
bände von der Kandidatenfin-
dung bis zum Wahltag mit Infor-
mationen, Schulungen, Tagun-
gen und Beratung zu begleiten
und zu unterstützen.

An die Spitze der Energie-Be-
wegung setzte sich die KPV mit
ihrem auf der Landesversamm-
lung mit überwältigender Mehr-
heit verabschiedeten Positionspa-
pier zum schnelleren Umbau der
Energieversorgung. Darin heißt
es: „Die Kommunalpolitische
Vereinigung der CSU unterstützt
den Weg der CSU, den Umstieg
auf erneuerbare Energien schnel-
ler voranzutreiben. Dabei kommt
auf die Kommunen als Innovati-
ons- und Investitionsmotor eine
zentrale Bedeutung zu.“ Eine si-
chere, klimaverträgliche, wettbe-
werbsfähige und somit vomAus-
land unabhängige Energieversor-
gung sei eine zentrale Vorausset-
zung für wirtschaftliches Wachs-
tum und Prosperität in Bayern.

Die Katastrophe in Japan und
ihre Dimension stelle eine Zäsur
in der Geschichte der Kernkraft
und der Energiepolitik dar. Eine
grundlegende Neubewertung der

halten, für die sie bisher verant-
wortlich waren und für die sie
die Entsorgungsanlagen einge-
richtet haben.“

Mit den Ergebnissen der Ge-
meindefinanzkommission befas-
ste sich der Parlamentarische
Staatssekretär des Bundesmini-
steriums der Finanzen, Hartmut
Koschyk, und beriet sie mit den
Landräten Thomas Karmasin,
Fürstenfeldbruck, Herbert Eck-
stein, Roth und Hubert Hafner,
Günzburg. Die Diskussionslei-
tung hatte Landrat Gebhard Kai-
ser, Oberallgäu, inne.

Grundsicherung

Koschyk zufolge stehen die
Beratungen der Gemeindefi-
nanzkommission vor dem Ab-
schluss. Mit seiner Bereitschaft,
die Kosten für die Grundsicher-
ung im Alter und bei Erwerbs-
minderung zu übernehmen, habe
der Bund ein deutliches und
nachhaltiges Zeichen zur Entla-
stung der Kommunen gesetzt –
und dies, ohne daran Bedingun-
gen zu knüpfen.

Der Bund habe zugesagt, seine
Beteiligung an diesen Ausgaben
schrittweise anzuheben (2012:
45 %‚ 2013: 75 %) und ab 2014
eine komplette Erstattung vorzu-
nehmen. Insgesamt werden die
Kommunen damit allein im Zeit-
raum von 2012 bis 2015 um vor-
aussichtlich mehr als 12 Mrd.
Euro entlastet. Ab 2014 wird die
jährliche Entlastung der Kom-
munen dann voraussichtlich
mehr als 4 Mrd. Euro pro Jahr
betragen. Hiervon entfällt auf die
bayerischen Kommunen ein An-
teil von etwa 12 Prozent. Die
Entlastung für die Städte, Ge-
meinden und Landkreise in Bay-
ern wird somit etwa 450 Mio.
Euro pro Jahr betragen.

Gleichwohl ist nach Koschyks
Worten die Bundesregierung
nach wie vor überzeugt, dass ei-
ne umfassende Stabilisierung
und Verstetigung der Kommu-
nalfinanzen auch Veränderungen
auf der Einnahmenseite erfordert.
„Wir sollten daher die Erweite-
rung kommunaler Gestaltungs-
möglichkeiten diskutieren, wie
sie zum Beispiel mit einem kom-
munalen Hebesatzrecht am Ge-
meindeanteil an der Einkommen-
steuer verbunden wäre. Ebenso
sollte geprüft werden, ob wir uns
auf Modifikationen bei den Hin-
zurechnungen der Gewerbesteu-
er verständigen könnten.“

„Die Entlastung der Kommu-
nalfinanzen befindet sich auf ei-
nem guten Weg“, bilanzierte
auch Präsident Kreidl, der die
Bemühungen des Bundes positiv
bewertet. „Ich gehe auch davon
aus, dass die einzelnen Bun-
desressorts nun endlich die Vor-
schläge des Bayerischen Land-
kreistags zur Entlastung der
Kommunalfinanzen überneh-
men.“

Im Einzelnen sind dies:

1. Stärkere Heranziehung
von hohen Einkommen

bei der Finanzierung von Lei-
stungen sowie Ergänzung der
Kostenbeiträge für ambulante
Leistungen im Kinder- und Ju-
gendhilfegesetz.

2. Einschränkung des Wunsch-
undWahlrechts im Sozialge-

setzbuch.

3. Erhöhung des Betrags zur
Abgeltung der häuslichen

Ersparnisse in vollstationären
Einrichtungen der Behinderten-
hilfe.

4. Erleichterung der Abzwei-
gung von Kindergeld bei

Unterbringung in vollstationären
Einrichtungen der Behinderten-
hilfe.

5. Festhalten am abgesenk-
ten Regelsatz für Bewoh-

ner von häuslichen Gemein-
schaften.

6. Einbeziehung der Empfän-
ger laufender Sozialhilfe

nach dem SGB XII in die gesetzli-
che Krankenversicherung. DK

können, um das Bildungs- und
Teilhabepaket rasch und zielge-
nau abwickeln zu können.“ Der
Städtetag fordert, im Zuge der
Revision über den Abbau von
Bürokratie zu verhandeln.

Mit Blick auf die UN-Behinder-
tenrechtskonvention meinte der
Verbandsvorsitzende: „Wenn sich
alle fünf Fraktionen im Bayeri-
schen Landtag auf deren Umset-
zung einigen, kann das der Bayeri-
sche Städtetag nur begrüßen: Dies
gilt zumindest für die inhaltlichen
Ziele auf dem Weg zum Ausbau
der Inklusion an Schulen. Aller-
dings missfällt den Kommunen,
wenn die enormen Kosten für ein
inklusives Schulsystem im jetzi-
gen Gesetzentwurf nicht einmal
beziffert werden.“

Die behindertengerechte Nach-
rüstung von Schulen, Sanierung
oder Erweiterung von Gebäuden
und der barrierefreie Umbau von
Klassenzimmern darf Schaidin-
ger zufolge nicht allein die finan-
zielle Aufgabe für Kommunen
sein. „Die Kommunen wollen die
UN-Behindertenrechtskonventi-
on umsetzen, aber sie brauchen
dafür auch die notwendigen Mit-
tel. Es darf nicht nach dem Mu-
ster laufen, dass Bund und Land
neue Rechtsansprüche verkün-
den, aber die Kommunen bei der
Umsetzung im Stich lassen. Der
Staat macht sich finanziell, perso-
nell und organisatorisch aus dem
Staub und lässt den Druck voll
auf die Kommunen ab.“

Wie der Verbandschef hervor-
hob, „wollen die Kommunen
nicht das Prinzip der Inklusion in
Frage stellen, aber sie kritisieren,
dass die Kommunen bei der Um-
setzung der Inklusion im Stich
gelassen werden. Schließlich hat
der Bund die UN-Behinderten-
rechtskonvention unterzeichnet
und das Land setzt dies um. Das
ist glasklar ein Fall für die Kon-
nexität.“

Die Kommunen als Sachauf-
wandsträger hielten bereits ein
gut ausgebautes System an För-
derschulen und sonderpädagogi-
schen Schulzentren vor, das im
Laufe der letzten Jahrzehnte im-
mer vielfältiger von Freistaat,
Kommunen und freien und pri-
vaten Trägern zusammen aufge-
baut worden sei. Nun werde mit
der Inklusion ein neuer Weg be-

Kernenergienutzung in Deutsch-
land und Bayern sei deshalb er-
forderlich.

SchnellstmöglicherAusstieg

Die KPV sprach sich für einen
schnellstmöglichen Ausstieg aus
der Kernenergie aus; angestrebt
wird das Jahr 2020. Dies erfor-
dere einen möglichst klimascho-
nenden Einsatz von zusätzlichen
Gaskraftwerken, eine dynami-
sche Entwicklung der erneuerba-
ren Energien und eine deutlich
höhere Energieeffizienz. Gerade
in den letzten beiden Punkten
liege die große Chance für die
Kommunen. Der Ausbau der Er-
neuerbaren Energien müsse ver-
antwortungsbewusst und ver-
träglich erfolgen. Die Energie-
wende könne die Konjunktur be-
leben und neue Arbeitsplätze
schaffen.

Als Innovations- und Investiti-
onsmotor unterstützten die Kom-
munen Bayerns

alle Bemühungen und Pro-
gramme, den Anteil erneuerbarer
Energien zu erhöhen und das
Ziel einer Verdoppelung bis
2020 zu erreichen

alle Maßnahmen zur Energie-
einsparung und Steigerung der
Energieeffizienz gemeinsam mit
den Bürgerinnen und Bürgern

den Ausbau eines dezentralen
Energieversorgungsnetzes bis hin
zur energieautarken Kommune

schnelle Genehmigungen für
neue, dezentrale Anlagen zur

Energieversorgung zu erreichen
(z. B. durch Ausweisung von
Vorrangflächen oder die Erstel-
lung von Machbarkeitsstudien)

den verantwortungsbewus-
sten und verträglichen Ausbau
von Photovoltaik, Biomasse,
Geothermie und Windenergie
weiter voranzutreiben

die Nutzung der Wasserkraft
zu optimieren und weitere Po-
tenziale zu erschließen

den Bau von Pumpspeicher-
kraftwerken an geeigneten Or-
ten. Die Speicherung ist eine
Grundvoraussetzung für den ver-
stärkten Einsatz regenerativer
Energien

den Ausbau der Kraft-Wär-
me-Kopplung

den Bau von Bürgersolaranla-
gen oder auch Bürgerwindkraft-
anlagen

Marktanreizprogramme zur
Ausschöpfung von Einsparpo-
tenzialen

den Ausbau eines leistungs-
starken Stromnetzes, um den An-
forderungen der dezentralen Ver-
sorgungsstruktur gerecht werden
zu können

die Einführung und Umsetzung
intelligenter Stromnetze sowie

die intensive Forschung im
Bereich der Energiespeicherung
und Leistungssteigerung in der
Energieerzeugung.

Dass in einer modernen Kom-
mune Kommunikationsmittel wie
Facebook, Twitter und Co nicht
mehr wegzudenken sind, wurde
zum Abschluss der Tagung deut-
lich. Die Präsenz der Kommunen
auf Online-Plattformen ist mitt-
lerweile ein wichtiger Bestandteil

der Infrastruktur. Michael Kaupp
vom Verband der Bayerischen
Wirtschaft, Doris Ortlieb (Ge-
schäftsführerin des Landesin-
nungsverbandes des Bayerischen
Friseurhandwerks) und Dr. Mar-
kus Riedhammer, Leiter der Ab-
teilung Politik 2.0 in der CSU
Landesleitung, erläuterten die
Chancen und Vorteile und gaben
hilfreiche Tipps bei der Nutzung
der Internet-Portale. Das Über-
mitteln von Nachrichten und In-
formationen an ein breites Spek-
trum innerhalb kürzester Zeit ge-
linge mit keinem anderen Medi-
um, lautete die übereinstimmen-
de Botschaft.

Digital natives

Wie Michael Kaupp hervorhob,
sei Social Media Teil des (Ne-
ws)Alltags. Facebook beispiels-
weise verzeichne weltweit mehr
als 600 Millionen Nutzer, davon
18 Millionen allein in Deutsch-
land. Täglich loggten sich 50 Pro-
zent ein und es gebe über 55 Mil-
lionen Statusupdates. Sechs Milli-
arden Fotos würden pro Monat
auf Facebook hochgeladen und
zudem 3,5 Millionen Veranstal-
tungen pro Monat eingetragen.
Facebook verzeichne 1,6 Millio-
nen „Seiten“ von Unternehmen
und monatlich 90 Statusupdates
pro User. Durchschnittlich habe
jeder User 130 Freunde.

Transparenz, Partizipation und
Offenheit stellten die drei großen
Trends für Kommunen dar, so
Kaupp. Digital natives seien die
„Kunden der Kommunen von
Morgen“. DK

schritten, der den gemeinsamen
Unterricht von Behinderten an
Regelschulen ermöglichen soll.
Damit werden laut Schaidinger
aber weniger Schüler auf die
Förderschulen gehen und somit
werden diese Einrichtungen
nicht mehr voll ausgelastet sein,
was wiederum weitere Kosten
verursachen wird.

Stichwort Zukunftsrat: „Seit
Januar läuft eine Diskussion um
die Zukunftsfähigkeit Bayerns
unter dem Vorzeichen der Glo-
balisierung. Bayern braucht eine
nachhaltige Förderstrategie für
den internationalen Wettbe-
werb“, stellte der Städtetagschef
fest. Die Diskussion habe ge-
zeigt, dass es nicht allein darum
gehen kann, sich auf Leuchttür-
me zu beschränken. Der Begriff
„Leistungszentren“ im Gutach-
ten des Zukunftsrats habe in die
Irre geführt, weil er nicht den
Zusammenhang zum bewährten
System der zentralen Orte her-
stellt. Eine starre Definition von
Leistungszentren mit fixen Kri-
terien (100.000 Einwohner, 60-
Minuten-Radius) führe zu fata-
len Ausgrenzungen und werde
den spezifischen Stärken der
zentralen Orte weder in Verdich-
tungsräumen noch in ländlichen
Räumen gerecht.

Staatliche Entwicklungsstrate-
gie und Förderpolitik müssen
nach Ansicht des Bayerischen
Städtetags zwei Ziele verfolgen:
Zum einen müssten Stärken ge-
fördert und zentrale Orte zu Lei-
stungszentren entwickelt wer-
den. Zum anderen seien struktur-
schwache Räume zu fördern, um
das Ziel gleichwertiger Lebens-
bedingungen in Bayern weiter zu
verfolgen.

Schaidinger zufolge benötigt
Landesentwicklung klare Regeln,
nur eine konsequente Landespla-
nung könne der Zersiedelung
Bayerns Einhalt gebieten. Bayern
brauche kein „catch-as-catch-
can“, sondern eine geordnete Ent-
wicklung, auch mit Hilfe des Ge-
bots „Innenentwicklung vor
Außenentwicklung“. Anstatt Ge-
werbegebiete, Einkaufszentren
und Discounter samt Asphalt-
flächen für Parkplätze auf die grü-
ne Wiese zu pflastern, müssten
Flächen im Inneren besser genutzt
werden. DK
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Kundennähe oder Standardisierung
ist für manche Energieversorger die große Frage.
Für andere das große Plus.

Lassen die Gesetze des Marktes es zu, dass lokale Dienstleister
auch künftig immer ein offenes Ohr für ihre Kunden haben? Eine
von vielen Aufgaben, die heute neue Antworten erfordern. Im
starken Stadtwerke-Netz der Thüga-Gruppe gehen kommunale
Unternehmen den gemeinsamen Weg, um die Energie- und
Wasserversorgung unserer Lebensräume nachhaltig zu sichern.
Selbstständig, marktgerecht und zukunftsorientiert – das
große Plus für bereits 450 Städte mit über 8 Mio. Menschen.
Mehr über Ihre Möglichkeiten unter thuega.de

Scheitert die Energiewende
am Wutbürger?

Von Dr. Manfred Miosga*
Laut einer forsa-Umfrage halten rund 95 % der Deutschen den
Ausbau und die verstärkte Nutzung Erneuerbarer Energien für
„wichtig“, „sehr wichtig“ oder sogar „außerordentlich wichtig“.
Weiterhin wurde festgestellt, dass dieAkzeptanz durch eigene Er-
fahrungen mit Erneuerbaren-Energieanlagen sogar noch steigt.
Im Gegensatz dazu stehen die wachsenden Berichte von massiven
Bürgerprotesten gegen Anlagen Erneuerbarer Energien: Der
„Wutbürger“ scheint die Windräder, Geothermieanlagen, Pump-
speicher- und Biomasseheizkraftwerke oder Hochspannungs-
stromleitungen für sich entdeckt zu haben.

Kaum noch ein Erneuerbare-
Energien-Projekt, gegen das sich
keine Bürgerinitiative bildet. Im-
mer zahlreicher werden die Bür-
gerbegehren und Bürgerentschei-
de. Windkraftgegner tauschen
sich mittlerweile über zentrale In-
ternetportale aus und stimmen
Strategien des Widerstands ab.
Droht die Energiewende am Bür-
gerprotest zu scheitern?

Es wäre jedoch falsch, die kriti-
sche Haltung der Betroffenen
pauschal als ignorant zu diffamie-
ren, die nach dem St. Floriansprin-
zip vor allem in ihrem Vorgarten
keine solchen Anlagen haben
wollen (sog. last settler und Nim-
by – not in my backyard). Nicht
selten befeuern Fehler in der In-
formationspolitik oder im Pla-
nungsprozess, eine tiefgreifende
Verunsicherung über die tatsächli-
chen Technikfolgen und ein Miss-
trauen gegen anonyme Großinve-
storen den Widerstand.

Die Verunsicherung ist nach-
vollziehbar: Der Umstieg auf Er-
neuerbare Energien bringt eine
umfassende Umwälzung vorhan-
dener Strukturen mit sich, wird
die Landschaft verändern und
neue Infrastrukturen und Techno-

logien erfordern. Anders als bei
der zentralisierten fossil-atomaren
Energiewirtschaft mit ihren weni-
gen Großkraftwerken besteht die
Energiewende aus einer großen
Vielzahl dezentraler Anlagen zur
Energieerzeugung, die für jeden
unmittelbar in der nahen Umge-
bung erlebbar sind. Die Risiken
einzelner Technologien müssen
offen gelegt und gegen die klima-
schädigende Wirkung der fossilen
Brennstoffe und die Risiken der
Kernenergie abgewogen werden.
Dieser Prozess muss im Großen
wie im Kleinen mit den Bürgerin-
nen und Bürgern ablaufen anstatt
gegen sie.

Der rasche Schwenk der Bun-
des- und Landespolitik darf nicht
dazu führen, dass die Energie-
wende von oben oktroyiert wird,
nach dem Motto: Wir brauchen
möglichst schnell Unmengen
neuer Windräder, Pumpspeicher-
kraftwerke, Gaskraftwerke und
Überlandleitungen und um dies
zu beschleunigen, werden Pla-
nungsverfahren verkürzt und Be-
teiligungsmöglichkeiten be-
schnitten. SolcheAnkündigungen
wirken bedrohlich. Erforderlich
ist die Energiewende von unten.

Die Bürgerinnen und Bürger sol-
len in ihren Kommunen gemein-
sam den Weg in die Energiewen-
de finden und beschreiten. Auf
der Basis kommunaler Studien zu
Energiesparpotenzialen, künfti-
gen Energiebedarfen und Poten-
zialen Erneuerbarer Energien
kann unter intensiver Beteiligung
der Bürgerinnen und Bürger eine
individuelle lokale Strategie zur
Energiewende erarbeitet werden.
Diesen Service bieten Fachfir-
men aus dem Erneuerbaren-Ener-
gie-Bereich wie zum Beispiel die
Kommunalberatung KlimaKom
und der alternative Energiedienst-
leister Green City Energy an.

Faires Verfahren

Für die einzelnen Anlagen Er-
neuerbarer Energien gilt dann: Sie
müssen sich in die lokale Versor-
gungsstrategie einpassen und sie
werden in einem transparenten,
offenen und fairen Verfahren ge-
plant. Viele Kommunen, die mit
Hilfe der Förderung des Bundes-
umweltministeriums an kommu-
nalen Klimaschutzkonzepten ar-
beiten, nutzen inzwischen außer-
dem die Anlagen-Finanzierungs-
möglichkeit der Bürgerbeteili-
gung (www.klima-kommune.de).

In Einzelfällen wird vermutlich
auch eine frühzeitige, transparen-
te und enge Einbindung der An-
wohner Streit und Widerstand ge-
genAnlagen Erneuerbarer Energi-
en nicht verhindern können. Die
EinrichtungunabhängigerSchieds-
stellen und Mediationsverfahren

Matthias Heinz von Green City Energy (r.) präsentiert eine
Anlage des Bürgersolarparks Garching 2010.

Stromverbrauch in Bayern:

Erneuerbare Energien
decken 28 Prozent

Im Jahr 2010 haben die erneuerbaren Energien nach einer Hoch-
rechnung des Verbandes der Bayerischen Energie- und Wasser-
wirtschaft e.V. – VBEW zu über einem Viertel den Stromverbrauch
aus dem Netz der allgemeinen Versorgung in Bayern gedeckt.

Den weitaus größten Anteil lei-
stet nach wie vor die Stromerzeu-
gung aus Wasserkraft (ca. 15,2
Prozent), gefolgt von der Biomas-
se einschließlich Deponie- und
Klärgas (ca. 6,5 Prozent) und der
Photovoltaik (ca. 5,7 Prozent).
Windenergie (ca. 0,7 Prozent) und
die Geothermie spielen eine unter-
geordnete Rolle. Die stärksten Zu-
wächse waren 2010 bei der Photo-
voltaiknutzung festzustellen. Die-
se ist die teuerste Form der Strom-
erzeugung.Auch mehrereWasser-
kraftwerke wurden neu in Betrieb
genommen oder modernisiert.

Während die Stromerzeugung
aus Wasserkraft und Biomasse
rund um die Uhr und auch im
Winter zuverlässig einen Beitrag

zur Energieversorgung leisten,
wird der Photovoltaikstrom nur an
den sonnigeren Tagen in das Netz
eingespeist. Erst wenn es kosten-
günstige Speichertechnologien
gibt, ist dieses entscheidende Man-
ko der Photovoltaik zu beheben.

Die bayerische Wasserkraft lei-
stet zum Ausgleich der schwan-
kenden Stromerzeugung aus Son-
ne und Wind mit ihren Pump-
speicherkraftwerken bereits heute
wertvolle Beiträge. Der erneuerba-
re Strom wird durch das EEG ge-
fördert. Der Mehrpreis für die In-
tegration der Erneuerbaren wird
auf die Stromkunden umgelegt.
Zehn Jahre nach in Kraft treten des
EEG beträgt derAufschlag auf die
Stromrechnung rund 15 Prozent.

zur Konfliktlösung und Abwä-
gung von Alternativen sind aber
allenfalls bessereAnsätze, als eine
gegenseitige Blockade und die
Eskalation der Auseinanderset-
zung. Doch auch bei den Bürgern
ist ein gewisses Umdenken unver-
meidlich. Die generelle Ableh-
nung jeglicher regenerativer Kraft-
werksformen in der eigenen
Nachbarschaft ist nicht mit einem
Energieumstieg vereinbar.

Ein weitererAspekt der Bürger-
beteiligung ist ebenfalls entschei-
dend: Die Energiewende beinhal-
tet die Chance, benötigte Energie
direkt vor Ort zu erzeugen. Das
Misstrauen gegen einen anonym-
en Investor kann ersetzt werden
durch lokale und regionale Betrei-
bergesellschaften, an denen sich
die Bürgerinnen und Bürger betei-
ligen können, deren Firmenpolitik
sie mitgestalten und von deren Er-
trägen sie profitieren. Durch diese
Bürger-Einbindung stehen die
Chancen gut, dass der Umstieg
auf Erneuerbaren Energien auf
breiten Konsens trifft und so von
einem Großteil der lokalen Bevöl-
kerung getragen wird.

* Unser Autor Dr. Manfred Mios-
ga ist Professor für Stadt- und Re-
gionalentwicklung an der Uni Bay-
reuth und Gründungsmitglied der
Klimakom Kommunalberatung
eG, die sich auf Beteiligungspro-
zesse im kommunalen Klima-
schutz und integrierte Strategien
zur lokalen und regionalen Ener-
giewende spezialisiert hat (www.
klimakom.de). Gemeinsam mit
der Green City Energy GmbH hat
KlimaKom zahlreiche Klima-
schutzkonzepte in Süddeutschland
erarbeitet. GCE bietet als alternati-
ver Energiedienstleister Modelle
für Bürgerbeteiligungsanlagen an
(www.greencity-energy.de).
Kontakt: info@klimakom.de
bzw. info@greencity-energy.de

http://www.thuega.de/
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Strom undWärme selbermachen
mit demMikro-BHKW,
dem Kraftwerk für zuhause

Informationen unter www.erdgas-schwaben.de
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Treffen in München:

Internationale Gas Union
verabschiedet Deklaration

33 hochrangige Vertreter der Gasindustrie aus 17 Ländern
berieten über die Positionierung von Erdgas

Jüngst kamen in München hochrangige Vertreter der Gasindu-
strie zusammen, um über das Image von Erdgas zu diskutieren
und die vorhandenen starken Argumente für Gas in einer koh-
lenstoffarmen Wirtschaft zusammenzutragen. Ausgerichtet
wurde das Treffen von der Internationalen Gas Union (IGU), die
derzeit unter malaiischer Präsidentschaft (Triennium 2009-
2012) steht. Die Organisation lag bei der Bayerngas GmbH,
München. Der Geschäftsführer der Bayerngas, Marc Hall, ist
Vorsitzender des Marketing Komitees der IGU.

Eine der wichtigsten Initiati-
ven der IGU unter Führung des
malaiischen Präsidenten, Datuk
Rahim Hashim, ist ein stärkeres
Bewusstsein für den Nutzen des
Energieträgers Gas zu schaffen.

Datuk Rahim Hashim wies in
München darauf hin, dass der
Dialog zwischen Politik und Wirt-
schaft weiter verbessert werden
müsse, um Gas als Teil der Lö-
sung bei einer umweltschonenden
und nachhaltigen Energiezukunft
zu positionieren. „Erdgas ist vor
allem in Anbetracht der finanziel-
len Lage öffentlicher Haushalte
eine verfügbare Lösung, die die
beiden Pole Klimawandel und
Energiesicherheit verbindet“, so
Datuk Rahim Hashim. Zwei wei-
tere Initiativen dieser Art werden
in Europa derzeit von Eurogas
und dem European GasAdvocacy
Forum (Group of 8) vorangetrie-
ben. Das Meeting in München hat
dazu gedient, die verschiedenen
Initiativen auf einen gemeinsa-
men Nenner zu bringen. Die Teil-
nehmer einigten sich hierbei auf
folgende Erklärung:

Munich Declaration

Erdgas muss effektiver und in-
haltlich konsistenter positioniert
werden, um die Vorteile des En-
ergieträgers für eine kohlenstoff-
arme Wirtschaft deutlicher zu
machen.

Die wichtigsten Herausforde-
rungen für Erdgas sind:

Fehlende Kenntnisse über
Erdgas auf Seiten der Medien
und der Öffentlichkeit.

Wahrnehmung, dass Erdgas
undifferenziert ebenso als fossi-
ler Brennstoff gesehen wird wie
Kohle und Öl.

Geopolitische Einflüsse auf
das Gasgeschäft (Ukraine-Krise).

Vorbehalte von Seiten der
Umweltverbände, sich für einen
stärkeren Gasverbrauch, der
über eine Übergangsphase hin-
ausgeht, auszusprechen.

Die Chancen von Erdgas sind
aber auch vielfältig:

Kohle durch Erdgas im Ener-
giemix ersetzen: Die einfachste
und kosteneffizienteste Möglich-
keit, um die Klimaschutzziele zu
erreichen. Damit ließe sich auch
die Wettbewerbsfähigkeit und der
Wohlstand der Gesellschaft erhal-
ten. Die weltweite Versorgungssi-
cherheit mit Erdgas ist aufgrund
erhöhter Ausweisung von Res-
sourcen und Förderung von un-
konventionellem Gas gestiegen.

Der Fokus auf Klimapolitik
und Energiesicherheit könnte
Erdgas attraktiver machen.

Die zunehmende Bedeutung
erneuerbarer Energien wird ei-
ne verlässliche Komplementär-
Energiequelle unabdingbar ma-
chen. Erdgas ist der perfekte
Partner, da flexibel einsetz- und
speicherbar.

Mit der Produktion von Bio-
gas und anderen erneuerbaren
Gasen (Synthesegas), die die be-
stehende Gasinfrastruktur nutzen
können, kann Gas als „grüne“
Energie definiert werden.

Neue Partnerschaften mit so-
zialen Gruppen und Umwelt-
gruppen sollen sondiert werden.

Die folgenden Schlüsselbot-
schaften müssen von der Gasin-
dustrie hervorgehoben werden:

1. Erdgas ist sauber. Die Ver-
brennung setzt weder Schwefel
noch Feststoffabfälle frei. Es
werden weniger Stickstoffe als
bei Kohle und 50 % weniger
CO2 produziert. Der Nutzen für
die Umwelt kann sofort realisiert
werden.

2. Erdgas ist ausreichend ver-
fügbar. Das Verhältnis von Re-
serven zu Produktion ist von 60
auf 250 Jahre durch die Hinzu-
nahme unkonventionellen Erd-
gases angestiegen. Darüber hin-
aus wird die Produktion von
Biogas und synthetischem Gas,
die erneuerbare Energien sind,
stetig wachsen.

3. Erdgas ist jetzt verfügbar.
Es ist leicht zugänglich aus einer
Vielzahl von Quellen über Pipe-
lines und LNG. Es kann auch de-
zentral genutzt werden.

4. Erdgas ist mehr als ein her-
kömmlicher fossiler Brennstoff.
Als Primärenergie ist es vielsei-
tig einsetzbar, hocheffizient und
kann ohne Energieumwand-
lungsverluste in Wärme und
Strom umgewandelt werden.

5. Erdgas ist sicher. Der Erd-
gassektor hat die beste Sicher-
heitsbilanz in der Industrie.

6. Erdgas ist effizient, kosten-
günstig und verlässlich. Moderne
Gaskraftwerke sind um 40 % ef-
fizienter als Kohlekraftwerke.
Die Nachfrage nach Strom aus
Gaskraftwerken nimmt aufgrund
seiner Verfügbarkeit, preislichen
Wettbewerbsfähigkeit und erwie-
senen Verlässlichkeit zu. Außer-
dem ist Erdgas die beste Reserve-
kapazität für Wind und trägt dazu
bei, die CO2 Ziele zu erreichen.

7. Erdgas ist vielseitig. Erdgas
kann als flexibler Partner in der
Stromerzeugung für erneuerbare
Energien wie Wind und Solar ein-
gesetzt werden. Erdgas macht Er-

neuerbare Energie erst möglich.
8. Erdgas hat sich bewährt.

Der Einsatz und die Kosten ba-
sieren auf vorhandene, bewährte
Technologien, nicht nur auf
Hoffnungen auf künftige Fort-
schritte oder Durchbrüche (wie
für „clean coal“, „small scale
nuclear fusion“).

9. Erdgas braucht keine Sub-
ventionen. Im Gegensatz zu
stark subventionierten erneuer-
baren Energien und Technologi-
en können Länder ihre Emissio-
nen kostengünstig reduzieren.

10. Erdgas schafftArbeitsplätze
und Wachstum. Erdgas kann eine
Schlüsselrolle bei nachhaltigem
Wirtschaftswachstum spielen.

11. Erdgas schafft Synergien.
Kooperationen sind die Grundla-
ge für Geschäftsbeziehungen in
der Gaswirtschaft, gerade wenn
in Großprojekten mehrere Part-
ner beteiligt sind. Die Gasindu-
strie fördert außerdem gute Be-
ziehungen zwischen Ländern.
Außerdem findet Erdgas Kon-
sens in der Gesellschaft. Ein Mikro-Blockheizkraftwerk von erdgas schwaben.

Mikro-BHKW:

Privater Atomausstieg
erdgas schwaben fördert die Anschaffung eines hocheffizienten
Mikro-BHKW. Das Mikro-BHKW betrieben mit Erdgas oder
Bio-Erdgas, wurde speziell für Ein- und Zweifamilienhäuser
oder Kleingewerbetreibende entwickelt. Es ist kleiner als eine
Waschmaschine und spart rund 30% Primärenergie, bei bis zu
60% geringerem CO2-Ausstoß.

Wie jedes BHKW funktioniert
es nach dem Prinzip der Kraft-
Wärme-Kopplung (KWK): Es
produziert gleichzeitig Strom, so-
wie Wärme für Heizung und
Warmwasser, denn die Abwärme
des Motors während der Strom-

erzeugung, wird für die Heizung
genutzt. Bei Bedarf liefert ein
Brennwertgerät zusätzliche Wär-
me. Wird mehr Strom erzeugt als
verbraucht wird er über den
Stromzähler ins Netz eingespeist
und vergütet.

Das Mikro BHKW ist, wie jede
Erdgastechnik, hervorragend mit
CO2-neutralem Bio-Erdgas kom-
binierbar – ganz ohne Umrüsten.
Bio-Erdgas ist Energie aus nach-
wachsenden Rohstoffen oder bio-
genenAbfällen, stammt direkt aus
der Heimat und ist 100% umwelt-
schonend. erdgas schwaben inve-
stiert jährlich über 10 Mio Euro in
den Bereich erneuerbarer Energi-
en und bietet Bio-Erdgas aus vier
regionalenAnlagen an.

Kernkraftwerks-Abschaltung:

Verkürzte Diskussion
Bayerngas bemängelt Panikmache und befürchtet eine erneute

Schieflage bei der absehbaren Revision des Energiekonzepts

„Sollten die jetzt aufgrund des Moratoriums abgeschalteten
Kernkraftwerke dauerhaft vom Stromnetz bleiben, werden die
Lichter selbst in Süddeutschland nicht ausgehen. Durch eine
höhere Auslastung allein der bestehenden Gaskraftwerke kann
kurzfristig die Stromerzeugung von fünf Kernkraftwerken mit
je 1.000 MW in Deutschland kompensiert werden. Dies ist
grundsätzlich auch das Ergebnis des Gutachtens der Universität
Flensburg. Besorgniserregend ist, dass es bei der gegenwärtigen
Debatte wieder in die falsche Richtung geht. Gas wird erneut
aus dem falschen Blickwinkel betrachtet“, sagte Marc Hall, Ge-
schäftsführer der Bayerngas GmbH.

„Es wird über einen zu forcie-
renden Stromnetzausbau und
über die Anbindung des deut-
schen Stromnetzes an große
Stromspeichermöglichkeiten in
Norwegen gesprochen und Gas
findet maximal Erwähnung im
Kontext von Großkraftwerken.
Das Thema effizienter Umbau
hin zu einer CO2-neutralen En-
ergieversorgung mit dezentra-
ler Stromwärmekopplung un-
ter Ausnutzung der bestehen-
den, leistungsfähigen Gasinfra-
struktur wird erneut ausgeblen-
det“, so Hall weiter.

Gesamtenergetische
Betrachtung

„Statt über norwegische Strom-
speicher und neue Leitungstras-
sen zu sprechen, sollten die Po-
tenziale von Gaspipelines und
Untertagespeicher in der Diskus-
sion berücksichtigt werden. Gas
kann Strom in Deutschland spei-
chern. Es ist sowohl Partner der
Erneuerbaren als auch System-
partner, um die volatile Erzeu-
gung von Ökostrom zu mana-
gen. Der heiß diskutierte Netz-
ausbau ließe sich entschärfen,
nähere sich die Politik mit einer
gesamtenergetischen Betrach-
tung von der richtigen Seite“,
sagte Hall.

Über 2050 hinaus

Die Gaswirtschaft hat mit dem
DVGW Deutscher Verein des
Gas- und Wasserfaches e.V. eine
Lösung aufgezeigt, die über die
magische Zahl 2050 hinausgeht.

Die Gasinfrastruktur ist selbst
danach für Erneuerbare nutzbar
und Methan kann über Elektro-

lyse aus Wind gewonnen wer-
den. Gas kann nahezu CO2-neu-
tral sein.

Energetischer Umbau

Bayerngas erhofft sich von der
folgenden politischen Debatte ein
Blick über den Stromtellerrand
hinaus. Nur unter Einbeziehung
des Strom-, Wärme- und Trans-
portsektors kann der energetische
Umbau in Deutschland erfolg-
reich angegangen werden.

ESB erklärt
Mikro-Kraft-Wärme-Kopplung

Der recht junge Markt für die so genannte Mikro-Kraft-Wärme-
Kopplung im Einfamilienhausbereich startet seit 2011 mit neuen
Geräten durch. Der Informationsbedarf ist vor allem bei Moderni-
sierern und Bauherren groß. Wie die Geräte funktionieren und für
welche Gebäude sie sich eignen, dies können Verbraucher und
Bauherren jetzt auch auf der Internetplattform Youtube erfahren.
Der Energieversorger Energie Südbayern hat dafür speziell zum
Thema Mikro- Blockheizkraftwerke einen Animationsfilm produ-
ziert und ins Netz gestellt. Künftig werden hier auch noch andere
neue Heiztechnologien und Informationen aus der Energiewelt zu
sehen sein.
ESB-Channel auf Youtube: http://www.youtube.com/user/
EnergieSuedbayern

Bayerngas Norge erhält
Produktionslizenz

Bayerngas Norge erhält in der 21. Lizenzrunde des norwegi-
schen Staates 15 Prozent an der Produktionslizenz PL596.

München. Die Bayerngas Nor-
ge AS, Oslo, hat vom norwegi-
schen Staat im Rahmen der 21.
Lizenzrunde 15 Prozent an der
Produktionslizenz PL596 erhal-
ten. Die Lizenz liegt in der Nor-
wegischen See und erstreckt sich
über sieben Blöcke (6301/3;
6302/1,2,3; 640/12; 6402/10,11).
Der Betriebsführer in der Lizenz
ist ExxonMobil Exploration &
Production Norway AS (35 Pro-
zent). Weitere Partner sind E.ON
Ruhrgas Norge AS (20 Prozent),
RWE DEA Norge AS (15) und

Spring Energy Norway AS (15).

Sieben Blöcke

Die norwegische Regierung hat
insgesamt 24 Produktionslizenzen
in 94 Blöcken vergeben. Zwölf Li-
zenzen liegen in der Norwegischen
See und zwölf in der Barentssee.
Bis zum Bewerbungsschluss am 3.
November 2010 hatten sich 37 Un-
ternehmen um Lizenzen bewor-
ben. Davon haben 29 Unterneh-
men von der norwegischen Regie-
rung einen Zuschlag erhalten.



Ein Partner für alle Leistungen:
die E.ON EnergieSpar-Sanierung
Legen Sie die energetische Sanierung Ihrer kommunalen Gebäude
in kompetente Hände: Ihr persönlicher Ansprechpartner kümmert sich
um alle Leistungen, von der ersten Analyse über die Bauausführung
bis zur Abnahme.

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner!

Sie profitieren von geringeren Energiekosten, schonen
die Umwelt und steigern den Wert Ihrer Gebäude.

www.eon-bayern.com/sanierung

*6 Cent pro Anruf aus dem deutschen
Festnetz. Maximal 42 Cent pro Minute
für Anrufe aus den Mobilfunknetzen.

Wir informieren
Sie gerne

T 0180 - 2 15 14 15*

Kosten senken,

Klima schonen

Ihr Partner für energetische

Gebäudesanierung
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E.ON Bayern Partner der E-Bike Region Bayerischer Wald:

Wasi und Röhrl
steigen um aufs E-Bike

Es ist nicht leicht, das Gefühl zu beschreiben, mit einem E-Bike
zu fahren. Aber Markus Wasmeier hat eine interessante Beob-
achtung gemacht: „Ich hab noch keinen gesehen, bei dem nicht
die Mundwinkel zu den Ohren gehen.“ Und so eröffnete der
Skifahrer zusammen mit dem Rallyefahrer Walter Röhrl die
E-Bike Saison im Bayerischen Wald, der größten KTM E-Bike
Region Europas - mit den Mundwinkeln an den Ohren.

Es ist der Tag, an dem das
Bundeskabinett in Berlin ein „Re-
gierungsprogramm Elektromobi-
lität“ verabschiedet. Im Bayeri-

schen Wald ist man schon ein
paar Radlängen weiter: Der Tou-
rismusverband Ostbayern ging
zusammen mit seinem Partner

E.ON Bayern eine Kooperation
mit dem oberösterreichischen
Fahrradhersteller KTM ein und
stattet Hotels, Tourist-Informatio-
nen und sonstige Verleihstationen
mit Elektrofahrrädern aus.

90 Verleihstationen mit rund
300 E-Bikes in nur vier Monaten.
So lauten die Zahlen, die Touris-
musverbands-Geschäftsführer Dr.
Michael Braun nicht ohne Stolz
verkündet. Und: Der Bayerische
Wald mit seinen 6.000 Quadratki-
lometern Fläche und dem weit
verzweigten Radwegenetz ist jetzt
die größte E-Bike-Region Euro-
pas. „Niederbayern ist das Texas
Bayerns. Hier ist alles etwas
größer“, scherzte der niederbayeri-
sche Regierungspräsident Heinz
Grunwald dazu. Was Ex-Ski-As
Markus Wasmeier angesichts der
Landschaft aber so nicht stehen
ließ: „Hier sind es Hügel, bei uns
vom Schliersee sind es Berge.“

Von Spatzenwadln
und Gipfelstürmern

Dennoch scheuten die Genuss-
Radler in Niederbayern bisher das
Mittelgebirge mit seinen Steigun-
gen und strampelten lieber im
Flachland entlang der Donau. Erst
das E-Bike schafft es jetzt „Spat-
zenwadl und Gipfelstürmer zu-
sammen zu bringen“, wie E.ON
BayernTechnikvorstand Hermann
Wagenhäuser es ausdrückte.

„Biken ist eines der wichtigsten
Elemente, um fit zu werden und
fit zu bleiben“, meint Wasmeier.
Das Problem beiAusflügen in der
Gruppe ist oft das unterschiedli-
che Fitness-Niveau. Die Trainier-
ten können das Gefühl bekom-

men, von langsameren Fahrern
gebremst zu werden. Diese wie-
derum haben bisweilen Angst,
den Anschluss zu verlieren. Die
Elektro-Unterstützung am Fahr-
rad kann helfen, diese Unter-
schiede zu beseitigen.

E-Bikes können
Ehen beleben

Der passionierte Mountainbi-
ker Walter Röhrl, der inzwischen
auch im Bayerischen Wald
wohnt, hat zum E-Bike erst mal
eine Befürchtung: „Die Gefahr,
dass man bequem wird, ist groß.“
Dennoch sieht auch er mögliche
positive Aspekte. Zum Beispiel
für seine Ehe: „Vielleicht könnte
ich meine Frau mal wieder zum
Radeln bewegen.“

Dass man dabei auch über das
Ziel hinausschießen kann, hat
Markus Wasmeier erfahren. Nach
längerer Zeit war das Ehepaar
Wasmeier wieder mal gemein-
sam auf Radltour gegangen. Al-
lerdings mit einem für Markus
dann doch überraschenden Er-
gebnis: „Meine Frau am E-Bike
hat die Landschaft genossen. Ich
hab davon wenig mitbekommen.
Ich musste auf dem normalen
Rad hinterherstrampeln.“

Dabei müssen es noch nicht
einmal High-End-Bikes sein, wie
sie KTM bei der Saisoneröffnung
als Weltpremiere vorstellte: das
eLycan als vollgefedertes Moun-
tainbike in Leichtbauweise oder
die Studie eGnition, die mit 1.200
Watt und 150 Newtonmeter ma-
ximale Unterstützung die aktuel-
len Grenzen der einspurigen
Elektromobilität aufzeigt. Für
KTM-Chefin Carol Urkauf-Chen
war angesichts der Wasmeier-
schen „Hügel“ im Bayerischen
Wald auch klar: „Ohne E-Bi-
ke könnte ich hier nicht Rad fah-
ren.“ Ob bei der E-Bike-Herstel-
lerin beim E-Bike-Fahren noch
die Mundwinkel zu den Ohren
gehen, ist nicht überliefert.

Wasi und Röhrl: Markus Wasmeier (links) auf einem KTM
eGnition/lim88 und Walter Röhrl auf einem KTM eLycan
unterwegs im Bayerischen Wald.

Bioerdgas ist ein Multitalent
zukünftiger Energieversorgung.
So werden aus den jährlich in
Kallmünz gewonnenen und in das
Erdgasnetz eingespeisten 56 Mil-
lionen Kilowattstunden Bioerdgas
mit Hilfe dezentraler Blockheiz-
kraftwerke Strom und Wärme
produziert. Der Standort Eich in
Kallmünz ist von den Platzver-
hältnissen und den örtlichen Ge-
gebenheiten her ideal geeignet.

Maximal 900 Hektar Anbau-
fläche sind für die Energiepflan-

zen wie Mais oder Gras nötig. Mit
der Aufnahme von Energiepflan-
zen in denAnbau werden von den
Landwirten zusätzliche Pflanzen
in die bestehende Fruchtfolge in-
tegriert. Positiver Nebeneffekt ist,
dass die Bodenfruchtbarkeit ver-
bessert sowie der Befall durch un-
erwünschte Beikräuter und Schäd-
linge reduziert wird. Die REGAS-
Verantwortlichen setzen sich dafür
ein, dass die Produktion der Ein-
satzstoffe entsprechend nachhaltig
betrieben wird.

Jahresbilanz der Wasserkraftwerke an der Mittleren Donau:

Zufriedenheit bei
E.ON und RMD

Wasserkraft kommt zum Zug

Erfreuliche Bilanz: Die fünf Laufwasserkraftwerke Bertoldsheim,
Bittenbrunn, Bergheim, Ingolstadt und Vohburg erzeugten im ver-
gangenen Jahr insgesamt 674,4 Millionen Kilowattstunden CO2-
freie Energie für die Züge der Deutschen Bahn. Mit dieser Strom-
menge könnte ein ICE etwa 750 Mal die Erde umrunden.

Im Vergleich zum deutschen
Energiemix werden an den fünf
Donaukraftwerken etwa 470.000
Tonnen Kohlendioxid pro Jahr
vermieden. „Diese ausgezeichne-
te Bilanz dokumentiert die gute
Arbeit der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an den Kraftwerken“,
erklärt Thomas Kunz, kaufmänni-
scher Vorstand der Donau Wasser-
kraftAG.

106 MW Gesamtleistung

Die Kraftwerke mit einer Ge-
samtleistung von 106 Megawatt
stehen im Eigentum der Donau
Wasserkraft AG (DWK AG), ei-
nem Tochterunternehmen der
Rhein-Main- Donau AG mit Sitz
in München. Mit der Betriebs-
führung der Kraftwerke ist E.ON
beauftragt. Die Kraftwerke erzeu-
gen ausschließlich Bahnstrom mit
einer Frequenz von 16,7 Hertz
zum Betrieb der Lokomotiven der
Deutschen Bundesbahn.

Besonderes Jubiläum

Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der E.ON-Flussgruppe
Donau konnten sich im vergange-
nen Jahr über ein ganz besonderes
Jubiläum freuen: Seit über 1000
Tagen läuft der Betrieb und die In-
standhaltung der Wasserkraftwer-
ke an der Donau ohne einen einzi-
gen Arbeitsunfall. Ein Ergebnis,
das auch E.ON-Betriebsleiter Ro-
man Töpler stolz macht: „Wir ver-
stehen dies als Bestätigung, dass
unsere hohen Sicherheitsstan-
dards beim Betrieb der Kraftwer-
ke Wirkung zeigen, und nehmen
dies als Ansporn, auch die näch-
sten tausend Tage unfallfrei zu ar-
beiten.“

Großrevision abgeschlossen

Im vergangenen Jahr hat E.ON
die Großrevision des Kraftwerks
Bergheim erfolgreich abgeschlos-
sen. Die komplette Elektrotechnik

wurde modernsten Standards an-
gepasst, die Leitapparat-Lagerung
und die Spurlageranhebung er-
neuert sowie zusätzliche Redun-
danzsysteme zur Eigensicherheit
des Kraftwerks eingebaut.

Patentiertes Verfahren

Bei der ebenfalls notwendigen
Erneuerung der Laufradflügel-
dichtungen kam ein von E.ON
Wasserkraft patentiertes Verfah-
ren zum Einsatz, das den kom-
pletten – und damit langwierigen
und kostenintensiven – Ausbau
der Turbine überflüssig macht.
Insgesamt hat diese Großmaßnah-
me 7,5 Millionen Euro gekostet.
„Wir freuen uns über den plan-
mäßigen und gutenAbschluss der
Revisionsarbeiten. Das Kraftwerk
Bergheim ist nun wieder fit für die
nächsten Jahrzehnte.“, erklärt Ge-
org Rembold, Technikvorstand
der DWK AG.

Beitrag zum Umweltschutz

Auch im Jahr 2011 wird es an
den Kraftwerken der Mittleren
Donau betriebsam weitergehen.
Nach Abschluss der Arbeiten im
Kraftwerk Bergheim steht nun das
Generalsanierungsprogramm im
Kraftwerk Bertoldsheim an. „Wir
planen dafür einen finanziellen
Aufwand von rund acht Millionen
Euro ein. Für uns als Eigentüme-
rin des Kraftwerks ist das eine
wichtige Investition, denn durch
regelmäßige Inspektionen und
Revisionen wird für die nächsten
Jahrzehnte ein sicherer Betrieb
unserer Wasserkraftanlagen und
damit ein wertvoller Beitrag zum
Umweltschutz gewährleistet“, er-
klärte DWK-Vorstand Thomas
Kunz. Das Kraftwerk Ingolstadt
kann im Jahr 2011 seine 40-jähri-
ge Inbetriebnahme feiern: Seit
1971 hat der regenerative Dauer-
läufer über fünf Milliarden Kilo-
wattstunden umweltfreundlichen
Strom aus Wasserkraft erzeugt.

REGAS und E.ON Bayern Wärme:

Bioerdgasanlage
Kallmünz eröffnet

Wichtiger Schritt auf dem Weg zur
regenerativen Energieproduktion

„Mit der Bioerdgasanlage Kallmünz leistet die REGAS – ein Un-
ternehmen von REWAGund E.ON Bayern Wärme – einen wich-
tigen Beitrag zur weiteren Entwicklung der Region“, freute sich
REWAG-Aufsichtsratsvorsitzender Hans Schaidinger bei der offi-
ziellen Eröffnung der Anlage. „Die Wertschöpfung bleibt hier bei
uns und wir machen uns wieder ein Stück weniger abhängig in der
Energieversorgung, weil in der Region Energie produziert wird“,
so derAufsichtsratsvorsitzende.

Mit einem gemeinsamen
Knopfdruck haben Hans Schai-
dinger, REWAG-Vorstandsvorsit-
zender Norbert Breidenbach,
E.ON Bayern-Vorstandsvorsit-
zenderThomasBarth,dieREGAS-
Geschäftsführer Manfred Ritz
und Karl-Wolfgang Brunner,
Herbert Mirbeth, Landrat des
Landkreises Regensburg, Sieg-
fried Bauer, Bürgermeister des
Markts Kallmünz, und Bauern-
verbands-Kreisobmann Johann
Mayer die Bioerdgasanlage offi-
ziell in Betrieb genommen.

56 Millionen Kilowattstunden
Bioerdgas wird dieAnlage vor Ort
produzieren, daraus entstehen dann
in hocheffizienten dezentralen
KWK-Anlagen etwa 22 Millionen
Kilowattstunden Strom. Das von
beiden Partnern zu gleichenAntei-
len gehalteneTochterunternehmen
REGAS trägt somit dazu bei,
langfristig die Versorgung mit
Strom und Gas sichern zu helfen.
Darüber hinaus setzten die Unter-
nehmen mit der Anlage auf den
Ausbau erneuerbarer Energien
und übernehmen so Verantwor-
tung für die Umwelt.

„SeitJahrenverfolgtdieREWAG
konsequent das Unternehmens-
ziel, die effiziente und regenerati-
ve Energieerzeugung voranzu-
bringen“, betonte REWAG-Vor-
standsvorsitzender Norbert
Breidenbach. Gerade erst vor we-
nigen Wochen hat die REWAG
den ersten bayerischen Wald-
Windpark offiziell in Betrieb ge-
nommen. Der Bau weiterer Bio-
gasanlagen in anderen Gemeinden
der Region war geplant, alle sind
jedoch am Widerstand der Bevöl-
kerung gescheitert. „Doch in Kall-
münz hat das alles sehr gut funk-
tioniert und dafür möchte ich mich
bei allen Beteiligten herzlich be-
danken“, so Breidenbach weiter.

„Wir sind stolz, dass wir durch

ein Netzwerk aus Kommunen,
Energieunternehmen und der
Landwirtschaft den Bau der ersten
Biogasanlage dieser Art im Land-
kreis Regensburg initiieren konn-
ten“, erklärte Landrat Herbert
Mirbeth. „Die Biogasoffensi-
ve, die ein zweites Standbein für
die Landwirtschaft darstellt, trägt
somit erste Früchte. Jeder Euro,
der in der Region bleibt, ist gut für
die Landwirtschaft und steigert
unsere eigene Wertschöpfung im
Landkreis.“

„Ja“ zur Region und
zu erneuerbaren Energien

Thomas Barth, Vorstandsvorsit-
zender der E.ON Bayern AG,
unterstrich die Vorzüge der neuen
Anlage: „Mit Biogas nutzen wir
die heimischen Ressourcen sehr
effizient und können damit so-
wohl die aktuellen energie- als
auch umweltpolitischen Ziele
schneller erreichen. Eines kommt
noch hinzu: Durch die Einspei-
sung des aufbereiteten Bioerdga-
ses ins Ergasnetz können wir das
Gas auf die Reise schicken und
sind nicht mehr an einen Wär-
meabnehmer vor Ort gebunden.“
Er sehe das Projekt als Fort-
führung der 2006 im benachbar-
ten Schwandorf begonnenen Bio-
erdgasoffensive des Unterneh-
mens. „Unser Engagement beim
Biogas passt in unsere Strategie,
weil es einen zentralen Pfeiler
künftiger Energieversorgung dar-
stellt“, so Barth.

Nachdem die Biogasanlage
Schwandorf von E.ON Bayern in
die REGAS eingebracht wurde,
war der Bau der Bioerdgasanlage
Kallmünz das erste gemeinsame
Projekt der beiden Energieversor-
ger. Rund 14 Millionen Euro in-
vestierten REWAG und E.ON
Bayern in das Bauvorhaben.
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Expertentagung der Hanns-Seidel-Stiftung:

Energiewandel als
kommunale Aufgabe

Mit dem Umbau der Energiewirtschaft hin zu einer dezentralen
und regenerativen Energielandschaft befasste sich eine Tagung
der Hanns-Seidel-Stiftung im Konferenzzentrum München. Rund
70 Bürgermeister, Kämmerer und Vertreter interessierter Institu-
tionen wie Banken und Energieversorger gingen unter anderem
der Frage nach, welche Chancen und Risiken mit einem Engage-
ment in der Energieversorgung verbunden sind.

Zunächst ließ der Präsident des
Bayerischen Gemeindetags Dr.
Uwe Brandl keinen Zweifel dar-
an aufkommen, dass die kreisan-
gehörigen Gemeinden und Städte
in Bayern die Ziele der Energie-
wende aktiv mittragen. Zwar wä-
re der Leitgedanke einer regiona-
len Energieversorgung dort auch
umsetzbar, jedoch sei dafür eine
integrierte Energieleitplanung er-
forderlich. Um die als Basis not-
wendigen Energieeffizienzziele
erreichen zu können, seien erheb-
liche Unterstützungsleistungen
erforderlich. Im Übrigen bleibe
die offene Frage, ob die regionale
Energiepolitik überhaupt die
Chance erhält, eine maßgebliche
Rolle im Rahmen der Energiever-
sorgung der Zukunft zu spielen,
betonte Brandl.

Bedeutung der Kommunen

Dr. Jürgen Busse, Geschäfts-
führendes Präsidialmitglied des
Bayerischen Gemeindetags, zeig-
te die zentrale Bedeutung der
Kommunen für den Umbau
der Erzeugungslandschaft auf.
Schließlich stehen nach seinen
Worten die dringend erforderli-
chen regenerativen Erzeugungs-
anlagen – unabhängig, ob Geo-
thermie, Biomasse oder Solar-
technologie – „nicht in Berlin,
sondern in den Kommunen“.
Auch die im Energiekonzept der
Bundesregierung vorgesehene
Effizienzsteigerung durch die Sa-
nierung des Gebäudebestan-
des und die Steuerung des Ver-
braucherverhaltens könnten nicht
nur politisch verordnet, sondern

müssten durch überzeugende
Konzepte vor Ort erreicht wer-
den.

Die andere Frage in diesem
Zusammenhang sei, ob die
Kommunen verstärkt selbst wie-
der Träger der Energieversor-
gung sein sollen. Zweifellos ist
die Energieversorgung, sogar
verfassungsrechtlich garantiert,
eine kommunale Aufgabe. Bus-
se: „Erfolgreiche Stadtwerke
machen vor, dass dies auch dem
Kommunalhaushalt dienlich sein
kann. Und auf dem Zukunfts-
markt Erneuerbare Energien bie-
ten sich Chancen, da die Karten
neu gemischt wurden.“ Dennoch
müssten die Kommunen bei
Neugründungen einen steinigen
Weg gehen, erforderlich sei eine
sorgfältige Vorplanung, fuhr das
Präsidialmitglied fort. Auch
müssten Mindestgrößen erreicht
werden, um wirtschaftlich arbei-
ten zu können. Dies werde im
kreisangehörigen Bereich in der
Regel eine interkommunale Zu-
sammenarbeit erfordern.

Effizienz verbessern

„Nicht als prioritäres kommu-
nalpolitisches Handlungsziel se-
hen wir Neugründungen zum
vorrangigen Zweck von Strom-
oder Gasnetzübernahmen“, stell-
te Busse klar. Denn deren Be-
trieb gebe nur bedingt Gestal-
tungsspielraum, auch die Er-
tragsaussichten seien mit vielen
Fragezeichen versehen und die
Übernahme erfordere viel Kapi-
tal, was bei anderen wichtigen
Investitionen fehlen könnte. Al-

lerdings könne eine Netzarron-
dierung durch ein bestehendes
Stadtwerk dessen Effizienz ver-
bessern.

Mögliche Themenfelder

Dr. Christof Spangenberg, Ge-
schäftsführer der K.GROUP aus
München, einer auf die Beratung
von Energieversorgern und Kom-
munen in energiewirtschaftlichen
Fragen spezialisierten Unterneh-
mensberatung und Kooperations-
partner bei der HSS-Tagung, er-
läuterte die möglichen Themen-
felder kommunalen Engage-
ments. Spangenberg machte dar-
auf aufmerksam, dass die größ-

ten Stellhebel für die Kommu-
nen in der Förderung des ef-
fizienten Energieeinsatzes und
dem aktiven Ausbau der rege-
nerativen Erzeugung liegen.

Passende Modelle

Sein Kollege Mathias Klier
lieferte die dazu passenden Mo-
delle, wie Kommunen wirt-
schaftlichen Erfolg, Risikobe-
herrschung und ökologischen
Nutzen kombinieren können.
Nach seinen Ausführungen bie-
ten die Fortschreibung klassi-
scher Modelle wie zum Beispiel
das eigene, vollumfänglich täti-
ge Gemeindewerk, die einfache
Verlängerung eines auslaufen-
den Konzessionsvertrages oder
gar eine Re-Kommunalisierung
für die Kommunen nicht die op-
timale Lösung. Vielmehr soll-
ten die Stärken von Kommunen
und klassischen Versorgungs-
unternehmen geschickt kom-
biniert und so der aktuelle Um-
bruch in der Energieversorgung

Kraftwerke im Keller
Sie sind nicht viel größer als eine Waschmaschine, und
schon die Bezeichnung führt so manchen in die Irre: Die
Rede ist von Mini-Blockheizkraftwerken. Kraftzwerge in
den Ausmaßen, komplexe Wunderwerke in der Technik.

Sie verbinden zwei Vorteile, die in Zeiten steigender Ener-
giekosten nicht nur den privaten Hausbesitzer ruhig schlafen
lassen, sondern gerade auch Entscheider in den Kommunen:
Sparen und Verdienen. Die aktuellen Stromkosten werden dra-
stisch reduziert, und durch die Vergütung bei der Einspeisung
des Überschusses in das Stromnetz profitiert der BHKW-Be-
sitzer zusätzlich.

Die Stärken ausspielen

Gerade in Kindergärten, öffentlichen Bädern, Seniorenein-
richtungen, Krankenhäusern und Verwaltungsgebäuden spielen
die BHKW’s ihre ganze Stärke aus. Die Lieferung von Strom
und Wärme ist so ausgelegt, dass sie sich an die betrieblichen
Abläufe anpasst, auch in Phasen des erhöhten Bedarfs. Diese
echte Nahwärme-Versorgung kann unkompliziert in die beste-
hende Haustechnik integriert werden.

Ahmet Dogan, der das primus Mini-BHKW des Herstellers
proenvis wie seine Westentasche kennt, bringt die Vorteile auf
den Punkt: „Wir haben einen Wirkungsgrad von bis zu 95 Pro-
zent und können so die eingesetzten Betriebsstoffe nahezu ver-
lustfrei in Strom und Wärme umwandeln. Die unterbrechungs-
freien Laufzeiten und die kompakte Bauweise machen diese
Modelle zum Renner.“

Beispielloses Konzept

Bei den Kundenveranstaltungen in Aschheim-Dornach vor
den Toren der Landeshauptstadt sind die Besucher regelrecht
verblüfft, wenn sie die echtbildgesteuerte und intuitiv nutzbare
Bedienung und Steuerung testen. „Dieses Konzept, aber auch
die sehr geringe Geräuschemission und die niedrigen War-
tungskosten macht uns so schnell keiner nach“, ist Ahmet Do-
gan sicher.

Ob mit Erdgas oder Flüssiggas betrieben: Das voll umfäng-
lich TÜV-zertifizierte Gerät erfüllt selbst die strengen Abgas-
normen der TA Luft. Besonders vom TÜV hervorgehoben
wurde im übrigen die hohe Effizienz des primus-Modells bei
der technologischen Umsetzung des Prinzips der Kraft-Wär-
me-Kopplung.
Weitere Informationen unter: www.mst-energie.de

Lüften nach Konzept
MitAusgabedatum Mai 2009 wurde nach mehrjähriger Über-
arbeitung die aktualisierte Lüftungsnorm DIN 1946-6 veröf-
fentlicht. Damit ist sie für alle am Bau Beteiligten verbindlich.
Sie schafft Regeln für die Belüftung von Wohngebäuden
(Neubauten und Sanierungen) und legt Grenzwerte sowie Be-
rechnungsmethoden für den notwendigen Luftaustausch fest.
Sie definiert erstmalig ein Nachweisverfahren, ob eine lüf-
tungstechnische Maßnahme für ein Gebäude erforderlich ist.

Wegen der heute vorgeschriebenen energiesparenden Bauweise,
sind die Haushüllen so dicht, dass bei üblichem Lüftungsverhalten
nicht genügend neue Luft nachströmt. Die Folgen können Feuch-
teschäden, Schimmelbefall und Schadstoffanreicherungen in der
Raumluft sein. Die verschiedenen Regelwerke (u. a. Energieein-
sparverordnung (EnEV), DIN 4108-2, DIN 1946-6) forderten
gleichzeitig eine dichte Gebäudehülle und die Sicherstellung eines
Mindestluftwechsels. Damit standen sie scheinbar im Widerspruch
zueinander. Bisher blieb offen, wie diese Mindestlüftung erfolgen
muss: manuell durch den Nutzer oder durch eine Lüftungsanlage?
Die aktualisierte Fassung der DIN 1946-6 schließt diese Lücke
und konkretisiert, für welche Leistungen der Nutzer herangezogen
werden kann und - viel wichtiger - für welche nicht.

Sonderfall „Fensterlose Räume“

Einen Sonderfall stellen fensterlose Räume in einer Wohnung
dar (z.B. innenliegende Bäder und WC´s). Ihre Belüftung muss
nach wie vor nach den Vorgaben der aktuellen DIN 18017-3 Aus-
gabe Juli 2009 geplant und umgesetzt werden. Gemäß der DIN
1946-6 können die für fensterlose Räume vorgesehenen Lüftung-
stechnischen Maßnahmen ausreichend sein, um die Versorgung
der gesamten Wohneinheit mit frischer Luft zu gewährleisten.
Auch dies muss für den Einzelfall geprüft werden und ist mit eini-
gen Fragen verbunden. So stellt sich die Frage, inwieweit eine ab-
schaltbare Belüftungseinrichtung im Bad ausreichend für die Lüf-
tung zum Feuchteschutz der gesamten Wohnung sein kann, wenn
sie in der Regel nur kurze Zeit am Tag läuft.

Die Firma LRS realisiert den Umbau von Entlüftungsanlagen in
innenliegenden Bädern, zum Lüftungskonzept nach DIN 1946-6
für die Versorgung der gesamten Wohneinheit mit frischer Luft.
Gelegenheit zur Information besteht beim 4. Energie-Forum
„Power für Bayerns Kommunen“ am 30. Juni 2011 in
Garching bei München oder unter info@l-r-service.de

bestmöglich gestaltet werden.
Der Energieexperte Theo Kar-

mann (Energie und Facility Ma-
nagement Consulting, Wertingen)
zeigte Möglichkeiten vor allem
für die Kommunen auf, über lo-
kale Energiekonzepte, über die
Steuerungsmöglichkeiten in der
Bauleitplanung und vieles mehr
die Energiewende mit zu gestal-
ten. BesonderesAugenmerk legte
Karmann in seinem Vortrag auf
die wirtschaftlichen Vorteile für
die Region. Beispiele sind Steuer-
einahmen über die kommunale
Gewerbesteuer, die Beteilung der
Bürger an Anlagen zur Stromer-
zeugung oder die sichere Versor-
gung mit Nahwärme durch eige-
ne Netze und den Einsatz des
Rohstoffes Holz.

Wertschöpfung

2009 betrug die Kommunale
Wertschöpfung aus erneuerbarer
Energie in Deutschland 6,7 Mrd.
Euro. Dabei nahmen die Kom-
munen 600 Millionen Euro an
Kommunalsteuern ein. Außer-
dem bedeuten regenerative Ener-
gien im eigenen Land Versor-
gungssicherheit.

Dr. Holger Schmitz und Chri-
stof Federwisch, Rechtsanwälte
der Kanzlei Noerr, ergänzten die
energiewirtschaftlichen Ein-
schätzungen um die relevanten
kommunalrechtlichen und kon-
zessionsrechtlichen Anforderun-
gen und Gestaltungsoptionen.
Zeitplan, Handlungsnotwendig-
keiten und die relevanten Fall-
stricke bei Auslauf und Neuver-

handlung von Konzessionsver-
trägen wurden anschaulich dar-
gelegt. Darüber hinaus wurde
gezeigt, wie mit Hilfe geschick-
ter rechtlicher Modelle die Ver-
knüpfung von wirtschaftlich und
risikoseitig attraktiven Beteili-
gungen von Kommunen an En-
ergieversorgern mit den steuerli-
chen Gestaltungsmöglichkeiten
im Querverbund gelingt.

Podiumsdiskussion

In einem abschließenden Po-
diumsgespräch diskutierten Die-
ter Rubenbauer, Bürgermeister
von Gröbenzell, und Amtskolle-
ge Rolf Zeitler aus Unter-
schleißheim mit dem ehemali-
gen E.ON Bayern-Vorstandsvor-
sitzenden Dr. Peter Deml über
ihre Erfahrungen bei der Grün-
dung eigener Gemeindewerke in
Gröbenzell in Kooperation mit
der E.ON Bayern AG und beim
Aufbau einer Geothermie in Un-
terschleißheim mit ca. 32 MW
Wärmeleistung.

Beide Bürgermeister wiesen
darauf hin, dass die Gestaltung
der Energieversorgung durch die
Kommunen mit erheblichem
Aufwand, mit Risiken und auch
mit Lehrgeld verbunden sei, sich
aber politisch wie auch ökolo-
gisch und ökonomisch lohne. Dr.
Deml wiederum warnte ein-
dringlich vor Gedankenspielen
einer „Netzübernahme durch die
Kommunen“. Dafür gebe es en-
ergiepolitisch keinen Spielraum
und zudem profitierten die Bür-
ger nicht davon. DK

N-ERGIE Jahresabschluss 2010:

Stabile
Geschäftsentwicklung

Die N-ERGIE Nürnberg blickt auf ein zufriedenstellendes Ge-
schäftsjahr 2010 zurück. Von der sich aufhellenden Konjunk-
tur konnte auch die N-ERGIE profitieren und trotz leichten
Rückgangs bei den Umsätzen stabile Ergebnisse erzielen: Mit
einem Konzernumsatz von 2.383,2 Mio. Euro (Vorjahr: 2.394,5
Mio. Euro) und einem Jahresüberschuss von 20,3 Mio. Euro
(Vorjahr: 21,6 Mio. Euro) hat sich die N-ERGIE in einem wett-
bewerbsintensiven Umfeld gut behauptet.

Dadurch konnten 72,6 Mio.
Euro Dividende an die Städtische
Werke Nürnberg GmbH (StWN)
abgeführt werden. Die ThügaAk-
tiengesellschaft erhält als außen-
stehender Aktionär eine Aus-
gleichszahlung in Höhe von 27,6
Mio. Euro.

Die Umsatzerlöse in Höhe von
2.383,2 Mio. Euro stammten zu
97,7 Prozent aus dem Energie-
und Wassergeschäft. Die Umsatz-
erlöse reduzierten sich gegenüber
dem Vorjahr um 11,3 Mio. Euro,
überwiegend aufgrund von Preis-
senkungen im Strom-, Erdgas-
und Fernwärmebereich.

Rahmenverträge mit
regionalen Partnern

Der Stromabsatz verminderte
sich im Berichtsjahr durch den
Wegfall eines Großkunden um
14,2 Prozent auf 9,93 Mrd. kWh.
Die N-ERGIE setzt mehr als 50
Prozent ihrer Stromabgabe mitt-
lerweile außerhalb ihres Grund-
versorgungsgebietes bundesweit
ab. Auch 2010 konnten erneut
Rahmenverträge mit regionalen
Partnern wie der mittelfränki-
schen Wohnungswirtschaft und
dem Bayerischen Gemeindetag
Bezirksverband Mittelfranken
abgeschlossen werden.

Der Erdgasabsatz erhöhte sich
um 4,3 Prozent auf 7,87 Mrd.
kWh. DerAbsatzrückgang bei Fir-
menkunden im Erdgasgeschäft
konnte durch teilweise witterungs-
bedingten Mehrverbrauch bei den
Privatkunden sowie eine Erhöhung
der Mengen bei kommunalen Erd-
gasversorgern überkompensiert
werden. Außerhalb des Netzge-
biets wurde vor allem durch Neu-
kundengewinne eine Steigerung
derAbsatzmenge erreicht.

Fernwärmeversorgung

Der Absatz der Fernwärmever-
sorgung stieg bei einer deutlich er-
höhten Gradtagszahl um 9,8 Pro-
zent auf 1,32 Mrd. kWh. Der Was-
serabsatz blieb mit 30,49 Mio. Ku-
bikmetern nahezu konstant.

Der Materialaufwand in Höhe
von 2.033,7 Mio. Euro zeigte ge-
genüber dem Vorjahr keine we-
sentliche Veränderung. Es spie-
geln sich insbesondere niedrige
Gasbezugs- und Netznutzungsko-
sten, ein geringerer Aufwand für
die Einsatzstoffe derWärmeerzeu-

gung sowie gesunkene Fremdlei-
stungen wider. Diesen Faktoren
standen die leicht erhöhten Strom-
bezugskosten vor allem durch die
enorm gestiegenen EEG-Einspei-
severgütungen gegenüber.

Die Personalkosten blieben mit
171,0 Mio. Euro auf Vorjahresni-
veau. Die N-ERGIE beschäftigte
im Berichtsjahr 2.394 Mitarbeiter
(Vj.: 2.415) und 153Auszubilden-
de (Vj.: 165) und sieht sich gut
gerüstet für den demografischen
Wandel. Ein neues und nachhalti-
ges Konzept soll die Leistungs-
fähigkeit der Beschäftigten lang-
fristig erhalten und Nachwuchs-
sowie Fachkräfte an das Unterneh-
men binden. Die Maßnahmen zie-
len auf die Handlungsfelder Ge-
sundheit, Arbeitsorganisation, Ar-
beitszeit, Rekrutierung und Mitar-
beiterbindung ab.

Positives Finanzergebnis

Das positive Finanzergebnis
von 29,2 Mio. Euro lag um 35,4
Mio. Euro über dem Vorjahr. Das
Beteiligungsergebnis steigerte sich
insbesondere als Folge der erstma-
ligen Erträge aus der Thüga-Be-
teiligung. Das Ergebnis aus ge-
wöhnlicher Geschäftstätigkeit der
N-ERGIE erhöhte sich von 110,1
Mio. Euro auf 142,1 Mio. Euro.
Hierin sind auch Einmaleffekte
aus der Auflösung von Rückstel-
lungen enthalten. Die Bilanzsum-
me nahm um 3,1 Prozent auf
1.976,16 Mio. Euro zu.

Günstiges Marktumfeld

Im Berichtsjahr investierte die
N-ERGIE 140,8 Mio. Euro. (Vj.:
558,3 Mio. Euro). Der mittelbare
Beteiligungserwerb der Thüga im
Jahr 2009 wurde bisher durch
Bankdarlehen finanziert. 2010
nutzte die N-ERGIE die Chance
des günstigen Marktumfeldes für
die Emission von Schuldschein-
darlehen und platzierte 385 Mio.
Euro zur Umfinanzierung.

Zur Stärkung der Unabhängig-
keit und Flexibilität des Unterneh-
mens hält die N-ERGIE an ihrer
Planung fest, die eigene Stromer-
zeugung langfristig auf 1.000 Me-
gawatt (MW) auszudehnen. Auch
die Aktivitäten im Bereich der Er-
zeugung erneuerbarer Energien
hat das Nürnberger Unternehmen
weiter ausgebaut. Im Herbst 2010
wurde mit dem Bau eines Biomas-

se-Heizkraftwerks auf dem Be-
triebsgelände in Nürnberg-Sand-
reuth begonnen. Die Anlage soll
mit unbehandeltem Restholz aus
regionalen Wäldern betrieben
werden und wird eine elektrische
Leistung von etwa 6 MW sowie
eine Fernwärmeleistung von rund
14 MW haben.

Erzeugung von Windstrom

Zudem hat die N-ERGIE in die
Erzeugung von Windstrom inve-
stiert: Zusammen mit der Stadt-
werke Leipzig GmbH und der
HSE Regenerativ beteiligte sich
die N-ERGIE mit jeweils einem
Drittel an einem Windpark in
Sachsen-Anhalt, der aus 16 mo-

dernen Windenergieanlagen be-
steht und über eine installierte Lei-
stung von 40 MW verfügt. Auch
den Ausbau der Erzeugung von
Bioerdgas hat die N-ERGIE im
Jahr 2010 vorangetrieben.

Elektromobilität

Innovationsfähigkeit stellte die
N-ERGIE auch beim Thema
Elektromobilität unter Beweis.
Das Unternehmen erweiterte den
Elektrofuhrpark und investierte in
Pilotladesäulen, an denen N-ER-
GIE Kunden mit einer Kunden-
karte ihre Elektrofahrzeuge vorerst
kostenlos mit dem zertifizierten
Ökostrom STROM PURNATUR
aufladen können.
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Damit machbar wird, was denkbar ist.

Der Infrakredit Kommunal der LfA Förderbank
Bayern – beste Konditionen für Kommunen
Die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Bayern zu stärken und zu
fördern, ist unser Ziel. Daher bieten wir für Kommunen, kommunale
Eigenbetriebe und Zweckverbände den Infrakredit Kommunal an – in
Kooperation mit der KfW Förderbank. Wir finanzieren kommunale
Investitionen mit stark zinsverbilligten Krediten. Besuchen Sie uns im
Internet unter www.lfa.de oder rufen Sie unsere Spezialisten an unter
089 / 2124 -2262*. Gerne geben wir Ihnen detaillierte Auskünfte.
* (3,9ct/Min. aus dem deutschen Festnetz; Mobilfunkhöchstpreis 42 ct/Min.)

Auch für
energiesparende

Sanierungen

Infrakredit Kommunal
Wasserversorgung | Abwasserentsorgung | Verkehrsinfrastruktur | Touristische Infrastruktur | Energieeinsparung

www.lfa.de

Informierten sich vor Ort im Projektgebiet des künftigen Oberbeckens für das Energiezu-
kunftsprojekt Energiespeicher Riedl (v. l.): Manfred Falkner, 3. Bürgermeister Untergriesbach,
Hans Binder, 1. Bürgermeister der Gemeinde Sonnen, Günther Kohl, ehemaliger stv. Landrat
von Passau und Bürgermeister der Marktgemeinde Untergriesbach, heute Geschäftsführer des
„Haus am Strom“ beim Kraftwerk Jochenstein, Eduard Moser, 1. Bürgermeister der Gemein-
de Thyrnau, Josef Würzinger, 1. Bürgermeister der Marktgemeinde Obernzell, Karl Maresch,
Betriebsleiter der Donaukraftwerk Jochenstein AG (DKJ), Bernd Sibler, MdL und Vorsitzen-
der des Ausschusses für Hochschule, Forschung und Kultur im Bayerischen Landtag, kfm.
DKJ-Vorstand Johann Strobel, Tobias Reiß, MdL und energiepolitischer Sprecher der CSU-
Landtagsfraktion, Josef Lamperstorfer, 1. Bürgermeister der Marktgemeinde Wegscheid, Er-
win Huber, MdL und Vorsitzender des Wirtschaftsausschusses im Bayerischen Landtag, Ener-
giespeicher Riedl-Projektleiter Dr. Dominik Mayr, Walter Taubeneder, MdL, Konrad Kobler,
MdL, techn. DKJ-Vorstand Herfried Harreiter, RMD-Vorstand Dr. Albrecht Schleich.
Im Hintergrund ist der Ortsteil Gottsdorf der Marktgemeinde Untergriesbach zu sehen, der ober-
halb des Oberbeckens liegt. Projektnamensgeber Riedl – dieser Ortsteil der Gemeinde Untergries-
bach liegt versetzt unterhalb des künftigen Oberbeckens. Foto: Rhein-Main-Donau AG

Info-Tour beim
Energiespeicher-Projekt Riedl
Hochrangiger Besuch im Projektgebiet eines der wichtigsten und
größten Energiezukunftsvorhaben Bayerns, des Energiespeichers
Riedl im Gemeindegebiet Untergriesbach, Landkreis Passau: Ei-
ne hochrangige Delegation mit Erwin Huber, dem Vorsitzenden
des Wirtschaftsausschusses im Bayerischen Landtag, Bernd Si-
bler, dem Vorsitzenden des Hochschulausschusses im Bayerischen
Landtag, den örtlichen Landtagsabgeordneten Konrad Kobler
und Walter Taubeneder sowie Tobias Reiß, dem energiepoliti-
schen Sprecher der CSU-Landtagsfraktion, und Bürgermeistern
aus dem Kreis Passau informierten sich ausführlich über das En-
ergiezukunftsprojekt der Donaukraftwerk Jochenstein AG, die je
zur Hälfte der bayerischen Rhein-Main-DonauAG und der öster-
reichischen Verbund AG gehört.

Dr.Albrecht Schleich, Vorstand
der Rhein-Main-DonauAG, stell-
te das Vorhaben vor, das einen un-
verzichtbaren Schritt auf dem
Weg hin zu einer verstärkten En-
ergieerzeugung aus regenerativen
Energiequellen bedeute. Ohne
Speichermöglichkeiten des stark
schwankenden Stromangebots
aus Wind und Photovoltaik werde
es keine solche Versorgungssi-
cherheit mit Strom mehr geben,
wie sie in Deutschland seit vie-

len Jahrzehnten gewohnt sei.
Schleich betonte, dass die Pro-
jektträger von Anfang an auf ei-
nen offenen Dialog mit der Be-
völkerung vor Ort und allen wei-
teren Beteiligten rund um das
geplante Kraftwerk gesetzt hät-
ten; denn es gebe nichts zu ver-
bergen.

Diese offene Haltung fand bei
den hochrangigen Politikern eben-
so große Zustimmung wie das
Riedler Energieprojekt selber. Er-

win Huber befürwortete bei der
Besichtigung des Projektgebietes
Riedl oberhalb der Donauleiten
und vor dem Geländemodell im
Kraftwerk Jochenstein das Ener-
gieprojekt und betonte, dass in
der Energieversorgung mehr
denn je Pragmatismus gefragt sei
und nicht panikartige Reaktionen
auf Ereignisse rund um den Glo-
bus. Populismus helfe bei ener-
giepolitischen Entscheidungen
am wenigsten weiter. Dennoch
müssten sowohl die Sorgen der
vor Ort Betroffenen ernst genom-
men werden als auch die Belange
der Natur.

Die anwesenden Landtagsab-
geordneten und Bürgermeister
waren sich einig, dass es sich
bei dem Energiespeicherprojekt
Riedl um eine hocheffiziente,
ökologisch verträgliche und risi-
koarme Form der Energiespei-
cherung und Energiegewinnung
handle.

Intersolar Europe in München:

Neue Verfahren für wachsenden Markt
2010 hat die internationale Photovoltaik-Industrie mit rund 15 Gi-
gawatt (GW) neu installierter Photovoltaik (PV)-Leistung eine
Verdoppelung ihrerAbsätze erzielt. Damit war das Jahr 2010 eines
der bisher erfolgreichsten der Branche. Um dem steigenden Kon-
kurrenz- und Preisdruck in diesem dynamischen Markt auch in
Zukunft gewachsen zu sein, müssen die Hersteller ihre Produktion
laufend weiter optimieren. Die Intersolar Europe baut als weltweit
größte Fachmesse der Solarwirtschaft deshalb ihrAngebot im Be-
reich PV-Produktionstechnik weiter aus und präsentiert vom 8. bis
10. Juni 2011 in der neuen Messe München die innovativsten Un-
ternehmen, Anlagen, Maschinen, Technologien und Systeme im
Bereich PV-Produktionstechnik.

Trotz Kürzungen der deutschen
Einspeisevergütung und Ein-
schränkungen der Photovoltaik-
Förderung in Schlüsselmärkten
wie Frankreich, Tschechien und
Spanien ist auch 2011 mit einem
Zuwachs des globalen Marktes
von 25 Prozent auf etwa 20,4 GW
zu rechnen. Die PV-Hersteller
blicken positiv in die Zukunft und
planen einen weiteren Ausbau ih-
rer Produktionskapazitäten, was
mittelfristig zu weiteren Preisrück-
gängen führen wird.

Bereits zwei Tage vor und
während der weltweit größten
Fachmesse der Solarwirtschaft In-
tersolar Europe findet vom 6. bis
zum 10. Juni 2011 die Intersolar
Europe Conference im Internatio-
nalen Congress Center München

(ICM) der Neuen Messe Mün-
chen statt. Neben den Themen
Photovoltaik, PV Produktions-
technik und Solarthermie be-
leuchten rund 200 Referenten der
Intersolar Europe Conference die
Entwicklung Solarthermischer
Kraftwerke und widmen sich der
Zukunft aufstrebender und beste-
henderAbsatzmärkte weltweit.

Ausbauoffensive

München ist nicht nur Standort
der Intersolar Europe. Die Stadt tut
auch einiges für den Einsatz erneu-
erbarer Energien. So hat sie sich
ein großes Ziel gesetzt: Bis 2015
soll der städtischeEnergieversorger
so viel Ökostrom in eigenen Anla-
gen erzeugen, dass er damit alle

800.000 Münchner Haushalte ver-
sorgen kann. Bis 2025 sollen die
Stadtwerke München den gesam-
ten Bedarf der Stadt mit umwelt-
freundlichem Strom decken.

Bei ihrer Ausbauoffensive set-
zen die Stadtwerke auf ein breites
Spektrum an erneuerbaren Energi-
en. Dazu gehören Beteiligungen
an einem Geothermie-Kraftwerk
im Süden Münchens, an Wasser-
kraftwerken in der Stadt und der
Region sowie an Photovoltaik-
kraftwerken im Süden Deutsch-
lands. Den größten Teil des Öko-
stroms werden Windkraftparks
auf See und ein Parabolrinnen-
kraftwerk in Andalusien liefern.
Zudem haben die Stadtwerke und
die Landeshauptstadt im Jahr 2010
mit der Solarinitiative München
GmbH & Co. KG eine rechtlich
selbständige Gesellschaft gegrün-
det, die die Bürger und Betriebe
zum Bau von Solarstromanlagen
informieren soll.

Die Nutzung der Solarenergie in
Kommunen greift auch das Semi-
nar Thema „Sonnenstrom in die
Stadtkasse - Kommunen als Be-
treiber von Solarstromanlagen“ im
Rahmen der Intersolar Europe
Conference auf. DK

BayernLB:

Verstärkte Zusammenarbeit
mit Sparkassen

Zusätzlicher Bereichsleiter ab 1. Juli – Vorstände-Tagung in Augsburg

Augsburg – Die BayernLB will ihre Position als bevorzugter Part-
ner der bayerischen Sparkassen festigen und die Geschäftsbezie-
hungen zum beiderseitigen Nutzen intensivieren. Dies machte
Dr. Edgar Zoller, stellvertretender Vorstandsvorsitzender der
BayernLB und verantwortlich für das Sparkassengeschäft, bei
der Sparkassenvorstände-Tagung in Augsburg deutlich. „Die
bayerischen Sparkassen sind für uns nicht nur Eigentümer, son-
dern vor allem auch eine strategisch bedeutende Kundengruppe“,
erklärte Zoller in seiner Begrüßungsansprache. „Wir werden wei-
ter in unsere Produkte investieren, um den Sparkassen wettbe-
werbsfähige Leistungen anbieten zu können.“

Das Sparkassengeschäft der
BayernLB wird darüber hinaus
personell verstärkt: Ab 1. Juli
2011 wird mit Roland Reichert
ein zweiter Leiter des Bereichs
„Verbund“ seine Arbeit aufneh-
men. Reichert war in den vergan-
genen Jahren in leitender Funkti-
on im Mittelstandsgeschäft der
BayernLB tätig und verfügt über
ausgezeichnete Kontakte zu den
bayerischen Sparkassen. Er wird
den Sparkassenbereich gemein-
sam mit Bernd Mayer führen, der
seit dem 1. November 2009 als
Bereichsleiter im Amt ist. Zoller:
„Damit verfügen wir im Sparkas-
senbereich in Zukunft über eine
kompetente und schlagkräftige
Doppelspitze.“

Paradigmenwechsel

In den vergangenen zwei Jah-
ren hatte die BayernLB in enger
Abstimmung mit den bayeri-
schen Sparkassen einen Paradig-
menwechsel im Sparkassenge-
schäft vollzogen. Der Fokus rich-
tet sich seitdem zum beiderseiti-

gen Nutzen stärker auf die Trans-
parenz und Profitabilität der Ge-
schäftsbeziehungen. Dazu wurde
unter anderem das Vertriebsma-
nagement neu organisiert und die
Betreuung der bayerischen Spar-
kassen durch Vorstandsmitglieder
der BayernLB eingeführt. „Das
hat uns viele positive Rückmel-
dungen eingebracht“, sagte Zol-
ler. Zudem habe die BayernLB
durch ihr gutes Geschäftsergebnis
im Jahr 2010 und die Teil-Wie-
derauffüllung von Stillen Einla-
gen Vertrauen bei den Sparkassen
zurückgewinnen können.

Die BayernLB lädt traditionell
einmal im Jahr die Vorstände der
bayerischen Sparkassen zu einem
gemeinsamenAustausch über ak-
tuelle Entwicklungen im Ver-
bundgeschäft ein. Dieses Jahr
fand die Sparkassenvorstände-Ta-
gung in der Augsburger impuls
arena statt. Zu den Teilnehmern
zählten neben mehr als 80 Spar-
kassenvorständen aus Bayern un-
ter anderem der Regierungspräsi-
dent von Schwaben Karl Michael
Scheufele, der Augsburger Ober-

bürgermeister Dr. Kurt Gribl, der
Landrat des Augsburger Land-
kreises Martin Sailer sowie der
Präsident des Bayerischen Spar-
kassenverbands Theo Zellner.
Der Vorstand der BayernLB wur-
de durch den Vorstandsvorsitzen-
den Gerd Häusler, seinen Stell-
vertreter Dr. Edgar Zoller, Fi-
nanzvorstand Stephan Winkel-
meier, Firmen- und Privatkun-
denvorstand Jan-Christian Dree-
sen und Kapitalmarktvorstand
Nils Niermann vertreten.

Auszeichnung

Am Abend der Sparkassenvor-
stände-Tagung zeichnete die Bay-
ernLB die erfolgreichsten Ver-
triebspartner des Jahres 2010 un-
ter den bayerischen Sparkassen
aus. Die Rangliste führte die
Sparkasse MainfrankenWürzburg
vor der Stadt- und Kreissparkasse
Erlangen und der Stadtsparkasse
München an. Sie arbeiteten ge-
messen in absoluten Zahlen am in-
tensivsten mit der BayernLB zu-
sammen, was beispielsweise den
Vertrieb von LBS-Bausparverträ-
gen,Anlageprodukten oder Mittel-
stands- und Immobilien-Konsorti-
alfinanzierungen anbelangte.

Unter Berücksichtigung der
Bilanzsumme belegten die
Sparkasse Amberg-Sulzbach,
die Kreis- und Stadtsparkasse
Dinkelsbühl sowie die Kreis-
und Stadtsparkasse Kaufbeuren
die vordersten Plätze.

http://www.lfa.de
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Interkommunalerfolgreich:Kooperation überGemeindegrenzenhinaus

DSK-Fachtagung Bayern

Das Treffen für Vertreter der öffentlichen Hand zu aktuellen
Themenstellungen im Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung

Die Themen (Auszug)
Interessante Fachvorträge und Praxisbeispiele von
Vertretern der öffentlichen Hand und Unternehmen

Tel. +49. (0)911.5209940 | nuernberg@dsk-gmbh.de | www.dsk-fachtagung.de

— Neue Impulse für interkommunale Projekte: Stärkung
und Weiterentwicklung am Beispiel hessischer Städte,
Gemeinden und Kreise

— Mit guten Beispielen voran: Interkommunale
Zusammenarbeit in Franken und Bayern im Profil

— Region mit Weitblick: Hesselberg
— Wie Groß und Klein erfolgreich kooperieren:

Zweckverband „Güterverkehrszentrum Raum Augsburg“
— „Wir 4“ – Interkommunale Zusammenarbeit im

Großraum Nürnberg, Fürth, Erlangen, Schwabach

Vorzeigeprojekt „Hofer Modell“:

Landkreis finanziert
PPP-Vorhaben

Zwei Jahre Bauzeit für vier Schulen: Gemeinsame Planung von öffentlicher
und privater Hand spart zwölf Millionen Euro und zehn Jahre Zeit ein

40 Jahre und älter ist inzwischen die Bausubstanz der vier Schu-
len des Landkreises Hof in Naila, Münchberg und Helmbrechts
– und dadurch nicht nur brüchig geworden, sondern auch ener-
getisch ineffizient und problematisch im Hinblick auf Brand-
schutz und Fluchtwege. Grundsanierungen waren dringend not-
wendig, aber für den Hofer Haushalt nicht zu schultern. Zwölf
Jahre, so rechnete man aus, würden die Sanierungsmaßnahmen
und Neubauten dauern und Kosten von mindestens 67 Millio-
nen Euro verschlingen. So wurden stattdessen lediglich die auf-
getretenen Schäden behoben. Als sich die Lage jedoch weiter zu-
spitzte und auch der Platzmangel immer akuter wurde, ent-
schieden sich die Verantwortlichen im Landratsamt für eine bis-
lang einzigartige Vorgehensweise, die inzwischen als „Hofer Mo-
dell“ bekannt ist.

Ein PPP-Projekt, bei dem der
Landkreis die Finanzierung
während des 20-jährigen Betrie-
bes trägt, da er günstige kommu-
nale Kredite und KfW-Darlehen
nutzen kann. Er beauftragte die
ARGE „PPP Schulen Landkreis
Hof“, bestehend aus den Part-
nern Bilfinger Berger Hochbau
GmbH, Kasseker GmbH und
HSG Zander GmbH, mit der
Realisierung und dem späteren
Betrieb. Im August 2009 wurde
mit den Bauarbeiten begonnen,
im Oktober 2011 werden sie
planmäßig abgeschlossen sein.
Die erste Schule wurde kürzlich
fertig gestellt. Um die Baubetei-
ligten effizient koordinieren zu
können, wurde ein so genannter
Projektraum eingerichtet, den
die PMG GmbH bereitstellte.

Vier Schulen und zwei Turn-
hallen werden an drei Standorten
grundsaniert und zum Teil neu
gebaut. Die Bruttogrundfläche
misst insgesamt mehr als 34.000
qm, die Freifläche rund 60.000
qm. Die Sanierungen und Erwei-
terungen am ersten Gebäude, der
staatlichen Realschule in der
Stadt Helmbrechts, konnten be-
reits planmäßig nach nur 17 Mo-
naten Bauzeit abgeschlossen
werden. Momentan wird das
Gymnasium Naila saniert, am
gleichen Standort wurde eine
Turnhalle rückgebaut, eine neue
Realschule ist bereits errichtet.
Hinzu kam hier der Bau einer ge-
meinsamen Zweifach-Turnhalle.
Zur gleichen Zeit wird im Stadt-
teil Münchberg das denkmalge-
schützte Gymnasium grundsa-
niert. Lediglich zwei Jahre Zeit
haben die Baubeteiligten, um die
größte Baumaßnahme in der Ge-
schichte des Landkreises abzu-
schließen. „Damit ein solch kom-
plexes Projekt auch gelingt, mus-
sten wir einen Weg finden, alle
Mitglieder des großen Pla-
nungsteams zu koordinieren und
alle relevanten Daten auf effizi-
ente Weise aufeinander abzu-

stimmen“, sagt Martin Bumann,
Gesamtprojektleiter der ARGE
„PPP Schulen Landkreis Hof“
von Bilfinger Berger Hochbau
GmbH.

130 Baubeteiligte an
drei Standorten galt
es zu koordinieren

Etwa 130 Beteiligte sind für
das Großprojekt an den drei
Standorten im Einsatz. Sie alle
stehen in der Verantwortung, den
PPP-Vertrag innerhalb der kur-
zen Zeitspanne während des lau-
fenden Schulbetriebs reibungs-
los abzuwickeln. Eine gemeinsa-
me Plattform für die Architekten,
Ingenieure und Handwerker sei
daher unerlässlich, erläutert Bu-
mann: „Eine der wichtigsten
Aufgaben besteht darin, die
Schnittstellen zwischen den Pla-
nern untereinander und den Aus-
führenden abzustimmen – und
das an mehreren Baustandorten
gleichzeitig.“ Koordiniert wer-
den die Beteiligten daher über ei-
nen virtuellen Projektraum, wel-
chen die PMG GmbH eigens an
die Anforderungen dieses Mam-
mutprojekts anpasste. Sie erlaubt
es allen Verantwortlichen, auf
die relevanten Daten zugreifen
zu können.

„Jeder Beteiligte erhält ein ei-
genes Kennwort sowie einen in-
dividuellen Benutzernamen. Mit
den Zugangsdaten kann er jeder-
zeit von seinem eigenen PC aus
die Daten einsehen und mit ihnen
arbeiten“, erklärt Stefan Finken-
zeller, der gemeinsam mit Mike
Riegler die PMG Projektraum
GmbH leitet und den Projek-
traum eProjectCare entwickelt
hat. Zur Nutzung werden ledig-
lich ein gängiger Browser und
ein Internetzugang benötigt. Ge-
speichert werden die rund 45.000
Dokumente, Bilder, Baupläne
und Architektenentwürfe mit ei-
ner Größe von insgesamt 80 GB
auf einem Server, der sich in ei-

nem gesicherten Rechenzentrum
in Süddeutschland befindet.
Dank eines Online-Viewers, über
den die Planbestände und CAD-
Layer eingesehen werden kön-
nen, muss kein spezielles Bear-
beitungsprogramm auf die Rech-
ner installiert werden. Mithilfe
des Zusatzprodukts eShare kann
außerdem der täglich anfallende
Schriftverkehr eingescannt und
automatisch in den Projektraum
eingestellt werden.

Projektraum hält
Verantwortliche stets
auf dem neuesten Stand

„Bei der Datenverwaltung
kommt es vor allem auf klare
Strukturen und Bezeichnungen
sowie zuverlässige Suchfunktio-
nen an“, erklärt Gesamtprojekt-
leiter Bumann. Da sich die einge-
stellten Dokumente ständig än-
dern und erneuern können, sei es
für einen effizienten Workflow
zudem wichtig, dass deren Status
immer auf dem aktuellsten Stand
ist und das Programm relevante
Informationen an die betreffen-
den Projektbeteiligen weitergibt.
„Die Transparenz über die aktu-
ellen Planstände und Zulieferlei-
stungen ist hier besonders ent-
scheidend“, ergänzt Riegler. So
werden in eProjectCare nicht nur
Daten gespeichert, sondern er
wird von den Mitgliedern der
ARGE auch als interne Informa-
tionsplattform genutzt. Hierbei
wird beispielsweise ersichtlich,
ob neue Planrevisionen rechtzei-
tig eingestellt wurden. „Dadurch,
dass allen stets die neuesten Plä-
ne zugänglich sind, können auch
die Abläufe entsprechend den
Planungsschritten genau koordi-
niert werden“, so Bumann.

Ablagestruktur

Ein Administrator, der den
Überblick über alle Aufträge,
Dokumentationen und Pläne hat,
kümmert sich um die Abstim-
mung der Ablagestruktur, kon-
trolliert die Zugangsrechte der
einzelnen Beteiligten zu den Da-
ten, vermittelt bei Störungen und
organisiert die An- und Abmel-
dung der Teilnehmer. „Indem In-
formationen gezielt an die ent-
sprechenden Beteiligten weiter-
gegeben werden, erhalten sie ei-
ne Übersicht über genau die In-
formationen, die für sie wichtig
sind“, erläutert der IT-Architekt
Finkenzeller. Auf diese Weise

werden sie außerdem ständig au-
tomatisch über den aktuellen
Zeitplan informiert. „Fehler in
den Abläufen und Verzögerun-
gen in der Kommunikation kön-
nen so verhindert werden“, so
der PMG-Geschäftsführer. Rund
113.000 Nachrichten wurden
bisher über den Projektraum ver-
schickt.

Vorbildprojekt erhielt
Förderpreis der
bayerischen Bauindustrie

Wenn im kommenden Sommer
das neue Schuljahr beginnt, soll
keiner der rund 2.700 Schüler
mehr im Container unterrichtet
werden – so sieht es der strenge
Zeitplan der ARGE vor. Schon
jetzt macht das inzwischen in
ganz Bayern bekannte „Hofer
Modell“ von sich reden, denn es
reduziert sich nicht nur die Bau-
zeit von den ursprünglich veran-
schlagten zwölf auf zwei Jahre,
sondern es werden auch Kosten
in Höhe von zwölf Millionen Eu-
ro eingespart. Darüber hinaus ist
das Projekt nach den Maßgaben
einer lebenszyklusorientierten
Planung konzipiert: Die Partner-
Unternehmen haben sich ver-
pflichtet, bis 2032 den Unterhalt
der Gebäude zu übernehmen. Für
ihre Vorbildfunktion erhielten der
Landkreis und die ARGE im ver-
gangenen Jahr sogar den Förder-
preis der bayerischen Bauindu-
strie. Das Projekt zeichne sich aus
durch ein „zielorientiertes Zu-
sammenwirken schlauer und
kreativer Köpfe“, begründete der
Jurysprecher Prof. Dr.-Ing. Josef
Zimmermann, Ordinarius am
Lehrstuhl für Prozessmanage-
ment und Immobilienentwick-
lung an der Technischen Univer-
sität München gegenüber der
Frankenpost die Verleihung des
Preises. Das Preisgeld in Höhe
von 10.000 Euro wurde in eine
zusätzliche Ausstattung der
Schulverwaltung investiert.

Finanzminister Fahrenschon zur Steuerschätzung:

Kein Grund
zur Euphorie

„Die Ergebnisse der Steuerschätzung sind erfreulich, aber kein
Grund zur Euphorie: Wir dürfen jetzt nicht vom eingeschla-
genen Konsolidierungskurs abweichen. Die voraussichtlichen
Steuereinnahmen helfen uns aber dabei, die verbliebenen
Lücken zu schließen“, kommentierte Bayerns Finanzminister
Georg Fahrenschon die Ergebnisse der Mai-Steuerschätzung.

„Die positive konjunkturelle
Entwicklung schlägt sich im Er-
gebnis der Steuerschätzung nie-
der“, so Fahrenschon. Der Pro-
gnose der Steuerschätzer zufol-
ge, die vom 10. bis 12. Mai in
Fulda getagt haben, wird sich
das bundesweite Steueraufkom-
men in 2011 gegenüber dem
Vorjahr um + 4,6 % auf rd. 555,0
Mrd. Euro erhöhen.

Im Vergleich zu den Steuer-
schätzungen des letzten Jahres
stellen die Ergebnisse der aktuel-
len Steuerschätzung zwar bun-
desweit eine Verbesserung von
rd. 17,6 Mrd. Euro in 2011, rd.
21,4 Mrd. Euro in 2012, rd. 47,3
Mrd. Euro in 2013 und rd. 49,0
Mrd. Euro in 2014 dar. „Dies än-
dert jedoch nichts daran, dass an-
gesichts der noch immer ange-
spannten Haushaltslage bei Bund
und Ländern Steuereinnahmen
vorrangig zur nachhaltigen Kon-
solidierung genutzt werden müs-
sen. Gerade in konjunkturell gut-
en Zeiten muss die Haushaltskon-
solidierung ganz oben auf der Pri-
oritätenliste stehen, um struktu-
relle Defizite abzubauen und für
wirtschaftliche schwierige Zeiten
vorzusorgen. Dies gilt umso mehr
angesichts der nach wie vor er-
heblichen konjunkturellen Risi-
ken“, so Fahrenschon.

Die für Bayern zu erwartenden
Steuereinnahmen werden derzeit
aus den Ergebnissen der bundes-
weiten Steuerschätzung abgelei-

tet. In einer ersten Stellungnahme
betont Fahrenschon: „Wir haben
in Bayern mit dem aktuellen
Doppelhaushalt zum sechsten
und siebten Mal einen Haushalt
ohne neue Schulden. Wir dürfen
aber nicht vergessen, dass wir im
Finanzplan für die Jahre 2013
und 2014 noch erhebliche Konso-
lidierungsbedarfe ausweisen. Wir
müssen diese Lücken schließen,
großer Spielraum für die Einlei-
tung neuer finanzwirksamer Maß-
nahmen wird sich aller Voraus-
sicht nach nicht ergeben.“

Herbstprojektion

Grundlage der Steuerschät-
zung ist die aktuelle Wachstums-
prognose der Bundesregierung
vom 14. April 2011. Im Ver-
gleich zu ihrer Herbstprojektion
vom Oktober 2010 erhöhte die
Bundesregierung ihre Einschät-
zung für das der Steuerschätzung
zugrunde liegende nominale
Bruttoinlandsprodukt für 2011
von 3,0 Prozent auf 3,5 Prozent.
Für 2012 erwartet sie ein nomi-
nales Bruttoinlandsprodukt in
Höhe von 3,5 Prozent. Der kon-
junkturelle Aufschwung wird in-
zwischen nicht mehr nur vom
Außenhandel, sondern immer
mehr auch von der Binnenkon-
junktur getragen. Damit bleibt
die wirtschaftliche Belebung in
diesem und im kommenden Jahr
weiter aufwärtsgerichtet.

BayernLB Private Equity:

Einstieg bei der Rebhan-Gruppe
Im Rahmen eines Secondary Buy-Out übernimmt die Bayern-
LB Private Equity, München, die Mehrheit an der Rebhan Un-
ternehmensgruppe, einem namhaften mittelständischen Spezia-
listen für hochwertige Kunststoffverpackungen von der CMP
Capital Management- Partners, Berlin. Herr Dr. Matthias Reb-
han wird der Unternehmensgruppe weiter als Gesellschafter
und Berater verbunden bleiben. Herr Jürgen Ströhle wird allei-
niger Geschäftsführer und erstmalig dem Gesellschafterkreis
beitreten. Über den Kaufpreis bewahren alle Beteiligten Still-
schweigen. Als Berater der Verkäuferseite fungierte Hübner
Schlösser & Cie., München. Auf der Finanzierungsseite wurde
die Transaktion von der Commerzbank AG, München begleitet.

München/Stockheim. Die
Rebhan Gruppe mit Sitz im ober-
fränkischen Stockheim gilt als
Spezialist für hochwertige
Kunststoff Verpackungssysteme
und zählt zu den Marktführern in
Deutschland und der Schweiz bei
Standardverpackungen in klei-
nen und mittleren Losgrößen.
Entwicklung, Produktion und
Vertrieb der Kunststoffflaschen
bzw. flaschenähnlichen Behält-
nisse für kosmetische, chemische
und pharmazeutische Produkte
liegen bei Rebhan in einer Hand
– unabhängig, ob proprietäre
Standarddesigns oder individuelle
Verpackungslösungen. Die 2004
entwickelte Glass Polymer Tech-
nologie bietet Kunden zudem die
Möglichkeit, die Wertigkeit von
Glas und die Benutzerfreundlich-
keit von Kunststoff in einem Pro-
dukt zu vereinen. Mit dem aner-
kannt hohen Qualitätsniveau hat
sich Rebhan eine führende Rolle
in Premium-Segmenten erarbeitet,
darunter v.a. bei der Herstellung
von hochwertigen Verpackungen
für Kosmetika, Körperpflegemit-
tel und Düfte. Namhafte Unter-
nehmen in Deutschland sowie
ganz Europa gehören zum teilwei-
se langjährigen Kundenstamm
von Rebhan.

250 Mitarbeiter

1955 gegründet, betreibt die

Rebhan Gruppe heute neben
dem Firmensitz in Stockheim ei-
ne Produktionsstätte in Poznan
(Polen) und Vertriebsgesell-
schaften in Frankreich und der
Schweiz. Mit ca. 250 Mitarbei-
tern erwirtschaftete das Unter-
nehmen in 2010 einen Umsatz
von rund 22 Mio. Euro. Im Rah-
men eines Secondary Buy-Out
übernimmt die BayernLB Priva-
te Equity nun die Mehrheit an
der Rebhan Unternehmensgrup-
pe von der Berliner Beteili-
gungsgesellschaft CMP Capital
Management-Partners. Gemein-
sam mit Jürgen Ströhle, der die
alleinige Geschäftsführung über-
nimmt, plant die BayernLB Pri-
vate Equity mit dem bayerischen
Traditionsunternehmen eine um-
fassende Buy-and-Build Strate-
gie. Dr. Matthias Rebhan beglei-
tet die zukünftige Entwicklung,
insbesondere in internationalen
Vertriebsthemen, als Gesellschaf-
ter und Berater.

Grundlage für erfolgreiche
Wachstumsstrategie

Volkmar Wagner, der als In-
vestment Director der BayernLB
Private Equity die Transaktion
maßgeblich betreut hat, sagt über
Rebhan: „Dank der hervorragen-
den Marktposition hat Rebhan
die Grundlage für eine erfolgrei-
che Wachstumsstrategie bereits

gelegt. Langjährige Reputation,
die führende Rolle in Premium-
Segmenten und von der Qualität
begeisterte nationale wie interna-
tionale Kunden bilden eine opti-
male Plattform für eine selektive
Buy-and-Build Strategie. Wir
setzen auf wachstumsstarke Un-
ternehmen und freuen uns, die
Rebhan Gruppe in ihrer wachs-
tumsorientierten Entwicklung be-
gleiten zu dürfen.“

Weiterentwicklung
des Unternehmens

Für Rebhan war bei der Wahl
des Investors entscheidend, dass
dieser mehr als „nur“ Kapital
mitbringt. „Partnerschaftliches
Engagement ist uns sehr wichtig.
Schließlich geht es darum, ein
alteingesessenes Unternehmen
weiter zu entwickeln und fit zu
machen für die Herausforderun-
gen eines globalen Marktes. Mit
der BayernLB Private Equity ha-
ben wir einen aufgeschlossenen
Partner auf Augenhöhe gefun-
den, dem Rebhan genau so am
Herzen liegt, wie uns. Wir
schauen gemeinsam zuversicht-
lich nach vorne“, so Rebhan Ge-
schäftsführer Jürgen Ströhle.

Berater

Als Berater der Verkäuferseite
betreute Hübner Schlösser &
Cie. die Transaktion. Als Berater
der Käuferseite waren tätig: PKF
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
(Financial/Tax), Dissmann Orth
(Legal), Marciniuk & Partner
(Legal Polen), L.E.K. Consul-
ting (Commercial), ENVIRON
(Umwelt), FidesSecur (Versiche-
rungen), Birkert inigence (Ope-
rational) Transaktionsteam Bay-
ernLB Private Equity: Volkmar
Wagner, Justus Schmidtke.
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Wie auch immer Ihr Lebensweg aussieht: Wir kümmern uns darum, dass Sie
immer optimal abgesichert sind. Denn wir stehen Ihnen in jeder Situation
zur Seite und beraten Sie in allen wichtigen Fragen. Zum Beispiel, welche
Versicherungen wirklich wichtig für Sie sind. Und das alles Schritt für Schritt,
ganz ohne Stress. Machen Sie sich jetzt auf den Weg in eine sichere Zukunft:
Vereinbaren Sie einen Termin bei uns.

Wir versichern Bayern.

Wir sicher n Ihr e Zukunft –
als wär’s unser e eigene.

Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg:

Vierköpfiges
Vorstandsteam

Eine neue Führungsspitze leitet ab Mai 2011 die Geschicke der
frisch fusionierten Kreissparkasse München Starnberg Ebers-
berg: Neuer Vorstandsvorsitzender der drittgrößten bayeri-
schen Sparkasse wird Josef P. Bittscheidt. An seiner Seite stehen
Walter Fichtel als stellvertretender Vorstandsvorsitzender sowie
Peter Waßmann und Andreas Frühschütz.

Der Wechsel an der Spitze des
Finanzinstituts steht zugleich für
inhaltliche und personelle Konti-
nuität und Stabilität: „Wir sind
und bleiben die Kreissparkasse für
den Kreis München, den Kreis
Starnberg und den Kreis Ebers-
berg“, erklärt Bittscheidt, der
selbst seit mehr als 20 Jahren im
Vorstand des Hauses tätig ist. Das
neue Geschäftsgebiet mit seinen
sechs Städten und 60 Gemeinden

sei eng vernetzt und weise eine
dynamische Wirtschaftsentwick-
lung auf. Erklärtes Ziel sei der
Ausbau der eigenen Stellung in
diesem Markt. Dabei wolle die
Kreissparkasse vor allem die stei-
gendenAnforderungen der Privat-
und Firmenkunden noch besser
bedienen.

Darüber hinaus will die Kreis-
sparkasse ihre enge Bindung an
die Realwirtschaft festigen und

Der neue Vorstand der Kreissparkasse (v. l.): Andreas Frühschütz,
Josef P. Bittscheidt, Peter Waßmann und Walter Fichtel.

ihrem Auftrag gemäß etwa bei
der Finanzierung kleiner und
mittelständischer Unternehmen
als verlässlicher Partner agieren.

Präsenzausweitung

Das fusionierte Institut, das ein
Geschäftsgebiet mit rund 670.000
Einwohnern abdeckt, bleibt mit
seinen 102 Filialen in der Fläche
präsent. Zusätzlich will die
Kreissparkasse noch stärker auf
weitere Kanäle wie das Mobile-
und Online-Banking setzen, um
die eigene Präsenz auszuweiten.
„Wir wollen weiter wachsen und
durch Erfolge im Markt Arbeits-
plätze sichern und ausbauen“, so
Josef P. Bittscheidt. Die neue
Kreissparkasse hat zum Zeit-
punkt ihres Zusammenschlusses
rund 1800 Beschäftigte.

Regionales
Engagement

Auch künftig will sich die
Kreissparkasse an ihrem regio-
nalen Engagement für Kunst,
Kultur, Sport und soziale Zwecke
messen lassen. Hierfür verankert
sie auch die Stiftungsarbeit an
höchster Stelle: Jedes Vorstands-
mitglied leitet künftig eine der
vier sparkasseneigenen Stiftun-
gen in den Landkreisen Mün-
chen, Starnberg, Ebersberg so-
wie der Gemeinde Gauting. Die
Stiftung in Ebersberg mit einem
Kapital von einer Million Euro
wird noch im Mai gegründet.
Darüber hinaus stockt die Kreis-
sparkasse das Kapital der beste-
henden drei Stiftungen um ins-
gesamt fast zwei Millionen Euro
auf.

Erfolgsjahr für LfA Förderbank Bayern:

Rekordförderung
und Rekordbilanz

Die LfA Förderbank Bayern hat den bayerischen Mittelstand im
Jahr 2010 mit einer Rekordsumme von gut 3 Milliarden Euro
versorgt und damit den Übergang von der Krise in den Auf-
schwung unterstützt. Knapp 2,5 Milliarden Euro sind Darle-
henszusagen für Betriebsmittel und vor allem für Investitionen
im Aufschwung. Mit 600 Millionen Euro an Bürgschaften und
anderen Risikoübernahmen sicherte die LfA neue Firmenkredi-
te ab. Die Bilanzsumme der staatlichen Förderbank stieg auf
20,5 Milliarden Euro und überschritt zum ersten Mal die 20-
Milliarden-Schwelle. Der Bilanzgewinn wuchs um fast 20 Pro-
zent auf 45,6 Millionen Euro.

Bayerns Wirtschaftsminister
Martin Zeil sagte jüngst auf der
Bilanzpressekonferenz der LfA:
„Ein wesentlicher Impuls zur Kri-
senbewältigung und Basis für den
Aufschwung war der für 2009
und 2010 von der Staatsregierung
aufgespannte Bayerische Mittel-
standsschirm: Mit Bürgschaften
und Haftungsfreistellungen hat
die LfA in zwei Jahren Risiken
von über 780 Millionen Euro
übernommen. Dadurch haben
rund 4.400 Unternehmen Kredite
von knapp 1,2 Milliarden Euro
erhalten. So hat die LfAdazu bei-
getragen, die Kreditversorgung
des Mittelstands sicherzustellen
und über 77.000 Arbeitsplätze zu
sichern. Jetzt läuft die Konjunktur
wieder rund und wir kehren
schrittweise auf ein Normalmaß
an Fördermöglichkeiten zurück.“

LfA-Vorstandsvorsitzender
Michael Schneider: „Die Nach-
frage nach Förderkrediten für In-
vestitionen zog mit der Verbesse-
rung der Konjunktur deutlich an.
Mit dem Rekordwert von 1,7 Mil-
liarden Euro ging der Großteil un-
serer Kredite an kleine und mittle-
re Unternehmen. 6.400 Mittel-
ständler mit über 100.000Arbeits-
plätzen konnten mit unserer Hilfe

Investitionen im Wert von 2,4
Milliarden Euro tätigen.“ Der In-
vestitionsschub erreichte alle
Branchen, vom Handwerk über
die Industrie bis zu den Dienstlei-
stern und den Freien Berufen.

Schneider zum Jahresab-
schluss: „Die Bilanzzahlen zeigen
eine kerngesunde, leistungsfähige

und erfolgreich wirtschaftende
Bank. Mit einer Bilanzsumme
von 20,5 Milliarden Euro haben
wir erstmals die 20-Milliarden
Euro Schwelle überschritten. Die
Risikovorsorge für Ausfälle im
Fördergeschäft konnten wir auf-
grund des Aufschwungs von 72
Millionen Euro auf 11 Millionen
Euro zurückfahren. Damit konn-
ten wir den Bilanzgewinn von
38,3 Mio. Euro auf 45,6 Millio-
nen Euro steigern und gleichzeitig
unser Eigenkapital stärken. Mit ei-
ner auf beruhigende 16,1 Prozent
verbesserten Kernkapitalquote be-
wegen wir uns im Trend der künf-
tig anspruchsvolleren Anforde-
rungen von Basel III.“

Im ersten Quartal 2011 ver-
zeichnet die LfA insbesondere für
Betriebserweiterungen und Mo-
dernisierungen eine starke Nach-
frage nach Förderkrediten. Für das
Gesamtjahr rechnet Schneider da-
mit, dass die Spitzenwerte in der
Kreditvergabe aus 2010 zumin-
dest wieder erreicht werden.

Prall gefüllte Auftragsbücher
BIHK-Konjunkturindex erreicht Höchststand

Die Konjunktur in Bayern läuft auf Hochtouren. Die Geschäfts-
lage ist auf ein neues Rekordniveau geklettert und die Unter-
nehmen sind fest davon überzeugt, dass derAufschwung anhält.
Sie bauen ihre Investitionsbudgets weiter aus und wollen mehr
Mitarbeiter einstellen. Das ergab die aktuelle Konjunkturum-
frage des Bayerischen Industrie- und Handelskammertages
(BIHK) unter mehr als 3.500 Unternehmen. Selbst Risiken wie
langfristig steigende Energiekosten und kaum zu kalkulierende
Rohstoffpreise können die gute Laune der Unternehmen nicht
trüben.

„Der Aufwärtstrend basiert da-
bei nicht nur auf dem Export,
sondern seit einiger Zeit auch auf
einer stabilen Binnennachfrage“,
sagte Peter Driessen, Hauptge-
schäftsführer des BIHK. Aller-
dings nimmt die Sorge zu, ein
leergefegter Arbeitsmarkt könnte
das Wachstum bremsen.Der
BIHK-Konjunkturindex, der Ge-
schäftslage und Geschäftserwar-
tungen in einem Wert zusam-
menfasst, ist von 133 Punkten
zu Jahresbeginn auf 136 Punkte
gestiegen und hat damit den
höchsten Stand seit fast 20 Jah-
ren erreicht.

Zuversichtlichkeit

Aktuell bezeichnen 52 Prozent
der Unternehmen ihre Situation
als „gut“ und nur 7 Prozent als
„schlecht“. Auch die kommen-
den 12 Monate bleibt die Wirt-
schaft zuversichtlich. So sind 57
Prozent der Befragten davon
überzeugt, dass es auf gleichem
Niveau weitergeht, 35 Prozent
erwarten sogar, dass die Ge-
schäfte weiter anziehen. Um die
steigende Nachfrage aus dem In-
und Ausland bedienen zu kön-
nen, wollen 41 Prozent ihre In-
vestitionsbudgets ausweiten.

Auch die Einstellungsbereit-
schaft ist weiter ungebrochen:
Fast jedes vierte Unternehmen
will Personal aufbauen, lediglich
7 Prozent planen einen Stellen-
abbau. „Damit dürfte die Ar-
beitslosenquote in Bayern weiter
sinken“, so Driessen.

Hochstimmung

In der Industrie herrscht Hoch-
stimmung. Die Auftragsbücher
sind prall gefüllt und die Kapa-
zitäten gut ausgelastet. Der Sal-

do aus zufriedenen und unzufrie-
denen Stimmen ist von 41 auf 51
Punkte auf einen neuen Höchst-
stand geklettert. Im Fahrzeugbau
ist er gar um 29 Zähler auf 72
Punkte gesprungen. Die Unter-
nehmen halten an ihrem Opti-
mismus fest, glauben aber, dass
das Wachstum in den kommen-
den 12 Monaten etwas weniger
rasant verlaufen wird. Sie be-
fürchten zum einen, dass die
Nachfrage aus Asien etwas ab-
flaut. „Zudem wird es immer
schwieriger, die Produktion kurz-
fristig auszuweiten, zumal ein
Teil der Unternehmen bereits an
der Kapazitätsgrenze arbeitet“,
sagt der BIHK-Chef.

Stabile Umsätze

Die gute Entwicklung der In-
dustrie beflügelt weiterhin die
Dienstleister. Gerade mal 10
Prozent befürchten Rückschläge,
dagegen rechnet fast jedes zwei-
te Unternehmen mit stabilen
Umsätzen. Über 40 Prozent hof-
fen sogar, dass sie steigen. Die
Dienstleister wollen deshalb
nochmal mehr investieren und
neue Mitarbeiter einstellen.

Hohe
Investitionsbereitschaft

Die bayerischen Bauunterneh-
men sind ebenfalls bester Stim-
mung. Die hohe Investitionsbe-
reitschaft der Unternehmen hat
die gewerblichen Bauaufträge
angeschoben. Die gute Arbeits-
marktsituation, die im langfristi-
gen Vergleich niedrigen Zinsen
und eine anziehende Inflation
beflügeln zudem den privaten
Wohnungsbau. Die Kapazitäts-
auslastung wird in den kommen-
den Monaten steigen, ebenso der

Personalbestand. Die öffentliche
Hand setzt hingegen den Rotstift
an: Sie hat infolge von Konsoli-
dierungsmaßnahmen sowie aus-
laufender Konjunkturprogram-
me ihre Bauaufträge zurückge-
fahren.

Konsumlaune

Die niedrige Arbeitslosigkeit
lässt die Kassen der Einzelhänd-
ler klingeln. Die ohnehin gute
Laune der Branche ist gegenüber
Jahresbeginn sogar nochmals
besser geworden. Aktuell rech-
nen 33 Prozent mit besseren Ge-
schäften, nur 10 Prozent be-
fürchten Rückgänge. Allerdings
drücken steigende Kosten auf
die Erträge. Die Einzelhändler
wollen deshalb die Preise er-
höhen. Der Großhandel profitiert
sowohl von der höheren Indu-
strieproduktion als auch von der
guten Konsumlaune der privaten
Haushalte. Beides erhöht den
Warenumschlag und die Umsät-
ze. Nur noch 4 Prozent sind pes-
simistisch.

Wachsende Sorgen

Doch der BIHK-Chef warnt
vor allzu großer Euphorie. „Wir
dürfen nicht den Blick für die
Realitäten verlieren“, so Dries-
sen. Denn die Energie- und Roh-
stoffpreise bereiten der Wirt-
schaft wachsende Sorgen. Für 57
Prozent aller Unternehmen ist
das der Risikofaktor Nummer
eins. In der Industrie sind es so-
gar 80 Prozent. Fast jedes dritte
Industrieunternehmen hat bereits
Schwierigkeiten, seinen Roh-
stoffbedarf zu decken. Auch
fürchten immer mehr Unterneh-
men, dass der Fachkräftemangel
ihre Entwicklung bremsen könn-
te. Der Anteil ist von 31 Prozent
im Herbst auf 35 Prozent gestie-
gen. „Angesichts einer Arbeits-
losenquote in Bayern unterhalb
der 4-Prozent-Marke und 33
Stadt- und Landkreisen mit Voll-
beschäftigung, wird es für die
Unternehmen immer schwieri-
ger, geeignete Mitarbeiter zu fin-
den“, fürchtet Driessen.

Haasis kritisiert Bevorzugung
systemrelevanter Banken

Die systemische Bevorzugung systemrelevanter und damit ri-
sikoreicher Banken hat der Präsident des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes, Heinrich Haasis, kritisiert. „Gute Ra-
tings werden verteilt, wenn Institute so groß und risikoreich sind,
dass sie mit einer Haftung der öffentlichen Hand rechnen kön-
nen. Das ist nach der Finanzkrise eine völlig falsche Botschaft.“

Haasis hob hervor, dass die Landesbanken insgesamt in den letz-
ten zwei Jahren ihre Risikoaktiva deutlich vermindert hätten und da-
mit stabiler geworden sind. Damit sinke die Wahrscheinlichkeit, dass
sie künftig auf Hilfestellungen der öffentlichen Hand oder der Spar-
kassen zurückgreifen müssen. „Es ist grotesk, dass Institute dafür
mit demArgument zurückgehender Systemrelevanz bestraft werden
sollen.“ Zugleich äußerte Haasis die Befürchtung, dass von diesem
Vorgehen von Ratingagenturen auch völlig falsche Signale für die
künftigen Bankenstrukturen ausgehen. „Es werden diejenigen durch
bessere Refinanzierungsbedingungen belohnt, die für den Steuer-
zahler ein möglichst großes systemisches Risiko darstellen. Das
schafftAnreize für Banken, groß und risikoreich zu werden.“ Das sei
exakt das Gegenteil der Zielsetzung der G 20, die Erpressbarkeit der
öffentlichen Haushalte durch große Banken zu verringern.

http://www.vkb.de/
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Elektromobilität in Bayern:

Die bayerisch-schwäbische
„E“-Volution

In Augsburg, Landsberg oder Schongau sieht man sie schon
fahren: Elektrofahrzeuge der neuesten Generation. Sie entla-
sten den Stadtverkehr von Abgasen, Feinstaub und Lärm und
sie sind bei der Energieeffizienz ihren benzinbetriebenen Kol-
legen weit überlegen. Bis 2020 sollen bereits eine Million Elek-
troautos auf Deutschlands Straßen fahren. Ein ehrgeiziges
Ziel, denn neben einem ausreichenden Angebot an Fahrzeug-
modellen ist dafür vor allem eine flächendeckende Ladeinfra-
struktur nötig. In Bayern bauen die Lechwerke gemeinsam mit
der RWE Effizienz GmbH derzeit das Ladesäulennetz für die
Elektrofahrzeuge zügig aus. Gleichzeitig ermöglichen die
Lechwerke Kommunen, Unternehmen und Privathaushalten
Elektrofahrzeuge zu testen, Praxiserfahrungen zu sammeln
und Vorteile der Elektromobilität selbst zu erleben.

Zum Beratungstermin beim
Kunden oder zur Besprechung in
eine andere Geschäftsstelle - auf
Dienstfahrten sind Mitarbeiter
der Kreissparkasse Augsburg in-
zwischen auch „elektromobil“
unterwegs. Seit März steht im
Fuhrpark des regionalen Kredit-
instituts ein Elektroauto der neues-
ten Generation bereit. Das Mo-
dellprojekt soll zeigen, ob und
wie sich die Elektromobilität im
Geschäftsalltag bewährt. Mit sei-
nem Engagement leistet der Fi-

Anschaffungskosten gegenüber
einem „Benziner“ können dann
durch gezielten Einsatz für Kurz-
streckenfahrten und eine hohe
Auslastung der Fahrzeuge aus-
geglichen werden. Die Lechwer-
ke als regionaler Energieversor-
ger für Bayerisch-Schwaben,
Teile Oberbayerns und das All-
gäu unterstützen Unternehmen
und Kommunen deshalb beim
Start in die Elektromobilität.

Netz von Stromtankstellen

Seit Sommer 2010 haben die
Lechwerke in ihrem Einzugsge-
biet bereits neun Stromtankstel-
len in Betrieb genommen. Ge-
meinsam mit weiteren Koopera-
tionspartnern soll das Netz zügig
ausgebaut werden. „Kommunen
und Unternehmen bieten wir ein
Rundum-Sorglos-Paket: Gegen
einen monatlichen Pauschalpreis
kümmern wir uns um Aufstel-
lung, Betrieb, Wartung und
Strombelieferung der Ladesäu-
len“, erklärt LEW-Vorstandsmit-
glied Paul Waning. Das Ziel da-
bei: Möglichst schnell ein
flächendeckendes Netz an Lade-
möglichkeiten aufzubauen.

Auch in den übrigen Regionen

ressierten Unternehmen und
Kommunen zusätzlich auch Elek-
trofahrzeuge zum Testen zur Ver-
fügung. So ist derzeit ein Fiat 500
MicroVett zwei Monate lang für
den Landkreis Schongau unter-
wegs. Anschließend wird der
Elektro-Fiat von der Stadtver-
waltung Schongau im alltägli-
chen Behördeneinsatz erprobt.

E-Bike-Projekt
mit Kommunen

Die elektrisch angetriebenen
Pkws sind allerdings bei weitem
nicht alles, was E-Mobility an
umweltschonenden Fortbewe-
gungsmöglichkeiten bietet. Mit
dem E-Bike-Projekt der Lech-
werke hat sich die ganze Region
mittlerweile zu einer Hochburg
des „Fahrradfahrens mit ein-
gebautem Rückenwind“ ent-
wickelt. Zahlreiche Kommunen
nutzen Kooperationen mit LEW,
um Elektrofahrräder als Service
für Bürger und Touristen anzu-
bieten. Die von den Lechwerken
gegen einen monatlichen Fix-
preis bereitgestellten E-Bikes
können beispielsweise in den
Städten Günzburg und Krum-
bach von Jedermann ausgeliehen
werden. Dabei stehen die LEW
E-Bikes in zwei Ausführungen
zur Wahl: Das City-Bike für ent-
spannte Stadtfahrten und Ausflü-
ge und für sportlich ambitionier-
te das Bergziege E-Mountainbi-
ke. Zusätzliche Verleihstationen
haben die Lechwerke in ihren
Kundenforen in Augsburg, Do-
nauwörth und Landsberg einge-
richtet.

Ab diesem Jahr werden die
E-Bikes auch im Rahmen von
Pauschalreisen genutzt. LEW-

GZ-Interview mit Dr. Markus Litpher, Vorstand der LEW AG:

Verantwortung auf regionaler Ebene
GZ: Warum haben die Lechwerke den LEW
Innovationspreis Klima und Energie ins Le-
ben gerufen?
Dr. Litpher: Energie möglichst effizient zu nut-
zen und den Klimaschutz voranzutreiben, gehört
zu den Kompetenzen eines Energieversorgers.
Der LEW Innovationspreis ist Teil unseres Selbst-
verständnisses, dieser Verantwortung auch auf
regionaler Ebene Rechnung zu tragen. Gleich-
zeitig unterstreicht er unser Ziel, Ideen und Vi-
sionen in der Region zu fördern und umzusetzen.
Die Lechwerke führen damit einen Weg fort, den
sie vor 110 Jahren begonnen haben: Das Was-
serkraftwerk in Gersthofen lieferte damals als
erstes in der Region Strom. Diese Innovation
war der Ausgangspunkt für die Elektrifizierung
Bayerisch Schwabens und des
Allgäus. Deshalb loben wir in
unserem Jubiläumsjahr den
Wettbewerb aus.
GZ: Es können aber nicht nur
Projekte teilnehmen, die mit
Strom zu tun haben?
Dr. Litpher: Wir suchen nach
neuen, innovativen Maßnahmen,
um mit Energie in jeder Form
noch sparsamer umgehen und
den CO2-Ausstoß konsequent
senken zu können. Es geht also
nicht um Strom allein. Bewerben
kann sich beispielsweise eine
Bäckerei, die mit der Abwärme
ihrer Backöfen Verkaufsraum
und Cafe beheizt. Oder ein Un-
ternehmen, das aus Abwasser
und Reststoffen Wärme und
Strom gewinnt. Oder eine Kom-
mune mit ihrem Verwaltungsge-
bäude, das durch Dämmung,
Wärmemanagement, Erdwärme
und Sonnenenergie vom Ver-
braucher zum Energieerzeuger
wird. All das sind Maßnahmen,
die nicht genug gewürdigt wer-

den können. Solche und viele weitere Projekte
verdienen es, der breiten Öffentlichkeit vorge-
stellt zu werden.
GZ: Wie wird ermittelt, wer die beste Ener-
gieeffizienz- oder Klimaschutzinnovation hat?
Dr. Litpher: Aus allen eingehenden Bewerbun-
gen wählt eine hochrangig besetzte Jury drei
Maßnahmen aus, die mit Preisgeldern in Höhe
von 25.000 Euro, 15.000 Euro und 5.000 Euro
prämiert werden. Wichtig ist dabei natürlich der
Beitrag, den die jeweilige Maßnahme für Klima-
schutz und Energieeffizienz leistet. Darüber hin-
aus sollen sie einen innovativen Ansatz haben,
nachhaltig wirken und für andere Nutzer ein
Beispiel dafür geben, wie diese in ihrem Umfeld
selbst aktiv werden können.

Der LEW Innovations-
preis Klima und Energie
prämiert innovative Maß-
nahmen für Klimaschutz
und Energieeffizienz. Teil-
nehmen an dem Ideenwett-
bewerb können Unterneh-
men aus Industrie und
Handwerk, andere Gewer-
betreibende und Kommu-
nen aus der Region.

Projektvoraussetzungen

Eingereicht werden kann
ein Projekt, das folgende
Voraussetzungen erfüllt: Es
ist bereits realisiert oder es
steht kurz vor dem Ab-
schluss, liefert einen Bei-
trag zum Klimaschutz oder
zur Energieeffizienz, hat
nachhaltigen Charakter, be-
inhaltet einen innovativen
Ansatz und ist beispielge-
bend für andere Nutzer.
Die Projekte sollten nicht
älter als zwei Jahre sein.
Bewerbungsschluss ist der
12. August 2011.

Informationen

www.lew.de/innovationspreis

Die Bewerbungsfrist für den LEW Innovationspreis Klima
und Energie läuft. Unser Bild zeigt (v. l.): Alfred Kailing, Ge-
schäftsbereichsleiter Beratung bei der Handwerkskammer
Schwaben, Kai Löbert, Leiter Unternehmenskommunikati-
on & Events der Mediengruppe Presse-Druck GmbH, LEW-
Vorstandsmitglied Dr. Markus Litpher und Alexander
Gundling, Geschäftsfeldleiter Innovation + Umwelt der In-
dustrie- und Handelskammer Schwaben bei der Auftakt-
Veranstaltung.

Für Kommunen aus der Region:

Belohnung für
kreative Energie-Innovationen

Auslobung des mit insgesamt 45.000 Euro dotierten
LEW Innovationspreises für Klima und Energie

Aus Anlass ihres 110-jährigen Unternehmensjubiläums loben
die Lechwerke in diesem Jahr erstmals den mit insgesamt 45.000
Euro dotierten „LEW Innovationspreis Klima und Energie“
aus. Mit der Auszeichnung würdigen die Lechwerke (LEW) in-
novative und beispielgebende Maßnahmen, die nachhaltig zum
Klimaschutz und zu mehr Energieeffizienz in Bayerisch-Schwa-
ben, dem Allgäu und den angrenzenden Gebieten beitragen. Un-
ternehmen aus Industrie und Handwerk ebenso wie andere Ge-
werbetreibende und Kommunen sind zur Teilnahme aufgeru-
fen. Sie können ab sofort Projekte einreichen die bereits erfolg-
reich umgesetzt wurden oder kurz vor ihrem Abschluss stehen.
Bewerbungsschluss ist der 12. August 2011.

Eine Jury wählt drei Projekte
aus, die mit Preisgeldern in Höhe
von 25.000 Euro, 15.000 Euro
und 5.000 Euro ausgezeichnet
werden. Die Industrie- und Han-
delskammer Schwaben, die Hand-
werkskammer für Schwaben, die
Mediengruppe Pressedruck mit
derAugsburgerAllgemeinen Zei-
tung, die Hochschule und die
Universität Augsburg unterstüt-
zen als Partner den LEW Inno-
vationspreis Klima und Energie.

Energieeffizienz- und
Klimaschutz-Projekte

„Gemeinsam wollen wir bei-
spielgebende Ideen und Projekte
aus den Bereichen Klimaschutz
und Energieeffizienz würdigen
und gezielt in die Öffentlichkeit
bringen“, erklärt LEW-Vorstands-
mitglied Dr. Markus Litpher.
„Der LEW Innovationspreis trägt
damit dazu bei, die Innovations-
kraft und die Zukunftsfähigkeit
des Wirtschaftsstandorts auch
über die Grenzen der Region
hinaus bekannt zu machen.“

Neue Ansätze gefragt

Bewusst sind die Bedingun-
gen für eine Teilnahme am LEW
Innovationspreis weit gefasst.
„Wir sind gespannt auf die prak-

tischen Engagements und lassen
uns gerne überraschen durch
Klimaschutzideen, an die wir
selbst bisher noch nicht gedacht
haben“, so Litpher.

Lob von Zeil

Bayerns Wirtschaftsminister
Martin Zeil lobte die Initiative:
„Insbesondere in Bayern stehen
wir vor der großen Herausforde-
rung, die Energieversorgung der
Zukunft nicht nur umweltfreund-
lich, sondern auch bezahlbar und
zuverlässig zu gestalten. Deshalb
sind Erfindungsreichtum und
Kompetenz der bayerischen Un-
ternehmen und Kommunen ge-
fragt, um diesen Weg erfolgreich
beschreiten zu können. Der Inno-
vationspreis setzt hier wichtige
und richtige Impulse.“

Bewertung durch
hochrangige Jury

Der Jury des LEW Innova-
tionspreises Klima und Energie
gehören neben den Partnern
weitere hochrangige Vertreter
der Region an. Die Jury bewer-
tet die eingereichten Projekte
vor allem danach, wie hoch ihr
konkreter Beitrag für Klima-
schutz und Energieeffizienz, ih-
re Wirtschaftlichkeit und ihr In-

novationsgrad sind. Zudem sol-
len die Maßnahmen möglichst
gut auf andere Betriebe oder
Kommunen übertragbar sein.

Die Preisverleihung findet am
30. September 2011 als ein
Höhepunkt der 110-Jahrfeier der
Lechwerke statt. .

Regionalversorger
LEW ist als regionaler

Energieversorger für rund
500.000 Kunden in Bayern
und Teilen Baden-Württem-
bergs tätig. Die LEW-Grup-
pe beschäftigt mehr als
1.700 Mitarbeiter, ist mit 35
Wasserkraftwerken einer
der führenden Erzeuger von
umweltfreundlicher Energie
aus Wasserkraft in Bayern
und bietet Dienstleistungen
im Bereich der Telekommu-
nikation an. Die Lechwerke
AG (LEW) gehört zur RWE-
Gruppe.

LEW
Innovationspreis

Klima und Energie

nanzdienstleister auch einen Bei-
trag zum Umwelt- und Klima-
schutz: Auf ihrer Fahrt produzie-
ren Elektroautos vor Ort weder
Abgase und Feinstaub noch Mo-
torenlärm. Ihre Motoren arbeiten
zudem äußerst energieeffizient.
Mehr als 90 Prozent der einge-
setzten Energie wird in Bewe-
gung umgesetzt. Konventionelle
Motoren dagegen geben den
größten Teil ungenutzt als Wär-
me ab. Von der Elektromobilität
profitiert daher nicht nur die
Umwelt. Wird dieselbe Strecke
elektromobil statt mit Benzin zu-
rückgelegt, verringern sich die
Tankkosten auf die Hälfte, je nach
Fahrzeug sogar bis auf ein Drittel.

Die Vorteile der Elektromobi-
lität lassen sich in vollem Um-
fang vor allem dann nutzen,
wenn die Elektroautos Teil eines
Fuhrparks sind. Denn die gerin-
gere Reichweite und die – zu-
mindest derzeit noch – höheren

Bayerns gibt es immer mehr
Tankmöglichkeiten für Elektro-
fahrzeuge. Hier engagiert sich
die RWE Effizienz GmbH für
den Aufbau einer flächendecken-
den Ladeinfrastruktur. Von Karl-
stein am Main und Bayreuth im
Norden über Regensburg bis
München und weiter in den Sü-
den Bayerns erstreckt sich in-
zwischen ihr Netz öffentlich zu-
gänglicher Ladestationen.

Beitrag zum Klimaschutz

Wichtigstes Argument für ei-
nen schnellen und breiten Ein-
stieg in die Elektromobilität ist
ihr Beitrag zum Klimaschutz. So
verringert sich bei Fahrzeugen
mit Elektroantrieb je nach Zu-
sammensetzung des Strommixes
der CO2-Ausstoß um 50 Prozent
und mehr. Um den Einstieg in
die Elektromobilität zu erleich-
tern, stellen die Lechwerke inte-

Inbetriebnahme einer Ladesäule und Übergabe eines Elektroautos an den Landkreis Weil-
heim-Schongau für Testzwecke. Im Bild (v. l.): Landrat Dr. Friedrich Zeller, Elisabeth Gut-
mann, Regionalmanagerin des Landkreises, LEW-Vorstandsmitglied Dr. Markus Litpher und
Erster Bürgermeister von Schongau, Karl-Heinz Gerbl.

tours, ein Gemeinschaftsprojekt
der Lechwerke mit dem Augs-
burger Reiseveranstalter ATC-
TOURISTIC und der Firma Fahr-
räder Durz, bietet mehrtägige
Radreisen mit E-Bikes an. Die
Elektromobilität macht dabei
möglich, dass auch anspruchs-
volle Routen etwa quer über die
Alpen ohne große körperliche
Anstrengung gefahren werden
können. „Bei allen unseren Maß-
nahmen ist uns wichtig, dass
möglichst viele Menschen die
Vorteile der Elektromobilität
jetzt kennen lernen und live erle-
ben können“, so Waning. Um
dieses Ziel zu erreichen, sind
LEW-Teams mit einer „Road-
show“ zum Thema E-Mobility
in ganz Bayerisch-Schwaben un-
terwegs. Interessierte können
sich über die Elektromobilität in-
formieren und E-Bikes, Elek-
troroller und Elektroautos selbst
Probe fahren.
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Seniorenpolitisches Gesamtkonzept des Landkreises Miltenberg:

Umsetzung in großen Schritten
Rund ein Jahr, nachdem der Kreistag das Seniorenpolitische
Gesamtkonzept für den Landkreis Miltenberg einstimmig ver-
abschiedet hat, ist festzustellen, dass das Konzept in großen
Schritten umgesetzt wird. Vor rund 50 Expertinnen und Ex-
perten der Seniorenarbeit haben Sozialamtsleiter Manfred Vill
und die Fachkraft für Senioren- und Altenhilfeplanung, Nadja
Schillikowski, am Dienstag im Landratsamt gezeigt, dass die
Umsetzung des Konzepts rasch vorankommt.

Wie Landrat Roland Schwing
zu Beginn der Veranstaltung sag-
te, habe man im Jahr 2008 damit
begonnen, im Landkreis Milten-
berg die Weichen zu stellen, da-
mit die Seniorinnen und Senio-
ren ihren Lebensabend mög-
lichst lange und möglichst gut in
ihrer gewohnten Umgebung ver-
bringen können. Viele Men-
schen, Einrichtungen und Ver-
bände, die sich im Landkreis für
Senioren und ihre gesellschaft-
liche Teilhabe, Betreuung und
Versorgung einsetzen, hätten an
der Erstellung des Seniorenpoli-
tischen Gesamtkonzeptes mitge-
arbeitet.

Auf dem richtigen Weg

Dass man mit dem Konzept
auf dem richtigen Weg sei, habe
sich unter anderem mit der Ver-

leihung des zweiten Förderprei-
ses gezeigt, den man aus der
Hand von Bayerns Sozialmini-
sterin Christine Haderthauer ent-
gegennehmen konnte. Dabei sei-
en besonders der umfassende
Ansatz sowie das Vorgehen auf
breiter Basis herausgestellt wor-
den, so der Landrat. Wichtig sei
es nun, den an der Erstellung des
Konzepts beteiligten Akteuren
eine Rückmeldung zu geben,
was aus deren Ideen und Vor-
schlägen geworden ist.

Handlungsfelder

Sabine Wenng (Arbeitsge-
meinschaft Sozialplanung in
Bayern) erläuterte im Anschluss
nochmals kurz die wichtigsten
Inhalte das Seniorenpolitischen
Gesamtkonzepts mit seinen zwölf
Handlungsfeldern und prophe-

zeite, dass es eigentlich auch ein
13. Handlungsfeld gibt – die
Mobilität. Die werde vor allem
im ländlichen Raum immer
wichtiger, sagte sie und nannte
Fahrten von Senioren zu Ärzten,
zum Einkaufen und zu Veran-
staltungen, die nicht immer vom
öffentlichen Personennahver-
kehr abgedeckt werden könnten.
Dieser Auffassung stimmte auch
Sozialamtsleiter Manfred Vill
zu, der in der Schaffung von Mo-
bilitätsstrukturen einen äußerst
wichtigen Aspekt sah.

Mobilitätsstrukturen

Näheres hierzu erläuterte Nah-
verkehrsbeauftragter Karl-Heinz
Betz, der dem öffentlichen Perso-
nennahverkehr (ÖPNV) in der
Region ein gutes Niveau beschei-
nigte, dennoch aber Verbesse-
rungspotenzial sah. Schon seit
Jahren arbeite der Landkreis mit
Bahn, Busverkehrsanbietern und
Gemeinden erfolgreich zusam-
men, um den Fahrgästen mehr
Komfort zu bieten – sei es mit
dem Umbau von Haltestellen zu
barrierefreien Haltestellen, der
Schaffung von Fahrgastunter-
ständen oder mit dem zuneh-
menden Einsatz von Niederflur-
fahrzeugen, die vor allem älte-
ren Menschen den Einstieg er-
leichtern.

„Ambulant vor stationär“

Manfred Vill erläuterte, dass
die vom Kreistag beschlossene
Maxime „Ambulant vor statio-
när“ bereits Auswirkungen zei-
ge: So sei der Pflegebedarfsplan
in dieser Hinsicht angepasst
worden, so dass nun der Schwer-
punkt auf der Bereitstellung von
ambulanten Pflegeplätzen liegt.
Deshalb sei laut Vill der Bedarf
an stationären Plätzen im Land-
kreis Miltenberg bereits jetzt bis
ins Jahr 2017 gedeckt. Der größ-
te Teil der Seniorenarbeit wird
Vill zufolge in den Städten und
Gemeinden geleistet. Deswegen
richteten sich 41 Handlungs-
empfehlungen des Konzepts an
diese Ebene. Der Landkreis Mil-
tenberg leiste hier Hilfe durch
Beratung, Information und Ver-
netzung. Da, wo der Kreis mit 28
Handlungsempfehlungen selbst
gefragt sei, ist man nach der
Festlegung von Prioritäten an die
sukzessive Umsetzung gegan-
gen. Allen anderen mit der Seni-
orenarbeit befassten Institutio-
nen werde der Landkreis eben-
falls durch Vernetzung, Beratung
und Information beistehen, ver-
sprach Vill.

Ein erster, wichtiger Schritt
der Konzeptumsetzung sei am
1. Oktober 2010 die Besetzung

der Fachstelle für Altenhilfepla-
nung und Seniorenarbeit durch
Nadja Schillikowski gewesen,
die zusätzlich auch für die Koor-
dination des bürgerschaftlichen
Engagements zuständig sei. Ihre
Aufgabe sei es unter anderem,
über die Umsetzung des Ge-
samtkonzepts zu wachen und es
zu koordinieren.

Nadja Schillikowski legte an-
schließend einen umfangreichen
Bericht über die von ihr bereits
geleistete Arbeit vor und blickte
voraus, was noch zu tun ist. Zu
ihren Aufgaben gehöre es auch,
das Seniorenpolitische Gesamt-
konzept in den Kommunen vor-
zustellen und in den Gemeinden
Anstöße zu geben für das weite-
re Vorgehen – beispielsweise für
die Installierung von Senioren-
beiräten und Seniorenbeauftrag-
ten und für die Erhebung von lo-
kalen Daten, welcher Bedarf für
die Seniorenarbeit besteht.

Seniorennetzwerk

Ein wichtiger Partner für die
flächendeckende Entwicklung
der Seniorenarbeit im Landkreis
sei das Seniorennetzwerk, des-
sen Mitglieder die im Konzept
erarbeiteten Landkreis-Hand-
lungsfelder nach Wichtigkeit be-
urteilt hätten. Daraus seien bei-
spielsweise die Projektgruppen
„Musterrichtlinien für Senioren-
beauftragte“ und „Förderrichtli-
nien für Seniorenveranstaltun-
gen“ entstanden, die die Arbeit
bereits aufgenommen hätten. Ei-
ne weitere Arbeitsgruppe „Woh-
nen im Alter“ sei in Planung.

Kommunikation nach außen

Um die Ziele zu erreichen, ar-
beite man mit zahlreichen Orga-
nisationen zusammen, erläuterte
Schillikowski. Dazu gehörten
unter anderem die Beratungs-
stelle für Senioren und pflegen-
de Angehörige, der Arbeitskreis
für Hospiz und Palliativ, das
Landratsamt, Wohlfahrtsverbän-
de und zahlreiche weitere Ein-
richtungen. Mit Öffentlichkeits-
arbeit trage man das Thema
auch nach außen. Man beteilige
sich zudem am Forschungspro-
jekt „Freiwilligenmanagement“
der Hochschule Würzburg-
Schweinfurt, das vom Bundes-
ministerium für Bildung und
Forschung gefördert werde, so
Schillikowski.

„Es ist erstaunlich, was hier in
kürzester Zeit zum Laufen ge-
bracht worden ist“, lobte Land-
rat Roland Schwing nach den
Präsentationen. In dieser Auffas-
sung wurde er von der Expertin
Sabine Wenng unterstützt. Die
war begeistert vom Arbeitseifer
im Landkreis Miltenberg und
bescheinigte den Verantwortli-
chen und allen Mitwirkenden,
dass sie damit in Bayern ganz
weit vorne lägen und vorbildlich
tätig seien.

Bürgermeisterwahlen
im Freistaat

Im oberpfälzischen Seubersdorf waren knapp 4.000 Wahl-
berechtigte dazu aufgerufen, einen neuen Bürgermeister zu
wählen. Um die Nachfolge des bisherigen Amtsinhabers Hans
Bierschneider/CSU bewarben sich der CSU-Politiker Eduard
Meier und der SPD-Politiker Josef Schlierf. Meier behielt
schließlich mit 61,5 Prozent der Stimmen die Oberhand, SPD-
Kandidat Schlierf erhielt 38,5 Prozent.

Die Bürger der Gemeinde Buxheim/Landkreis Unterallgäu
haben ihren langjährigen Bürgermeister Werner Birkle im Amt
bestätigt. Auf den 57-Jährigen entfielen 83,7 % der Stimmen.
Die Wahlbeteiligung betrug 37,4 %. Birkle ist seit 1981 im
Amt. Bei der Wahl zu seiner sechsten Amtsperiode war der
CSU-Kommunalpolitiker und stellvertretende Landrat einzi-
ger Kandidat.

Wiederwahl in Sand am Main

Auch Bürgermeister Bernhard Ruß/SPD wurde in Sand am
Main/Landkreis Haßberge wiedergewählt. Der 56-Jährige er-
hielt knapp 70 % der Stimmen. Sein Herausforderer, der 42-
jährige Polizeibeamte Oliver Leubner/Freie Sander Bürger
kam auf 30,2 %. Die Wahlbeteiligung betrug 74 %.

Im oberfränkischen Schauenstein bei Hof hat sich der Kan-
didat der Überparteilichen Wählergemeinschaft, Peter Geiser,
mit 57,6 % als neuer Rathauschef durchgesetzt. Auf den CSU-
Kandidaten Christopher Ukatz entfielen 30,2 %, auf die Kan-
didatin von SPD und Wählergemeinschaft, Carola Wild, 12,2
% der Stimmen.

In der Gemeinde Wittibreut mit ihren gut 2.000 Einwohnern
im Landkreis Rottal-Inn hat bei der Bürgermeisterwahl der
Kandidat der Bürgerliste Wittibreut-Ulbering/BWU, Ludwig
Gschneidner, 99,4 Prozent der Stimmen erhalten. Er war ein-
ziger Kandidat und tritt nun die Nachfolge des im Februar ver-
storbenen langjährigen Bürgermeisters und Vize-Landrats
Alois Maier an. DK

„Tafelsilber wird
nicht verscherbelt“

Landkreis Würzburg: Eberhard Nuß will
Vermögenswerte seiner Kommune steigern

Seine Partei begrüßt Partnerschaften zwischen öffentlichen und
privaten Investoren. CSU-Mitglied Eberhard Nuß allerdings steht
„Public-Private-Partnership“ (PPP) skeptisch gegenüber. „PPP
schafft Abhängigkeiten, und das ist nicht gut für unsere Gesell-
schaft“, erklärte der Würzburger Landrat bei seinem monatli-
chen Mediengespräch. Anlass war die neue Vermögensberech-
nung des Landkreises, die kurz vor ihrem Abschluss steht. Erst-
mals wird der Kreis wissen, wie viel sein „Tafelsilber“ wert ist.

Erst vor wenigen Wochen gab
das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW) bekannt,
wie rapide das staatliche Netto-

ßend zurückzumieten, handeln
aus Sicht des Würzburger Landra-
tes selbstzerstörerisch. Das Nach-
sehen werden sie spätestens dann

haben, wenn auch Kommunen
auf ihre Bonität geprüft werden,
prophezeite Nuß. Kreditwürdig
werden künftig nur noch jene
Kommunen sein, die hohe Ver-
mögenswerte haben und außer-
dem ausreichend in den Erhalt
ihres Vermögens investieren.

Der Würzburger Landkreis
hat sich laut Nuß für die Zu-
kunft vorgenommen, stets so
viel in seine Vermögenswerte
wie Schulen, Gebäude und
Straßen zu investieren, wie die-
ses jährlich anWert verliert. Das
Instrument der doppelten Buch-
führung (Doppik), das zu Jah-
resbeginn im Kreis eingeführt
wurde, macht erstmals transpa-
rent, ob das kommunaleVermö-
gen seinen Wert behält, ob es im
Wert steigt oder anWert verliert.

Landrat Nuß: „Investitionen in das
eigene Vermögen bedeutet, es für
künftige Generationen zu erhal-
ten.“ Pat Christ

Eberhard Nuß. Foto: Pat Christ

vermögen schwindet. Im Jahr
1991 lag es noch bei 52 Prozent
vom Bruttoinlandsprodukt. 2009
betrug der Anteil nur noch sechs
Prozent. Das staatliche Vermögen
ist damit nahezu aufgebraucht
und steht künftigen Generationen
nicht mehr zur Verfügung.

Dienstleistungen in
öffentlicher Hand

Dies soll mit dem Vermögen
des Würzburger Landkreises, das
aus mehreren Schulen, 20 Gebäu-
den, 305 Kilometer Straße und
900 Grundstücken besteht und
nach derzeitigen Schätzungen ei-
nen dreistelligen Millionenbetrag
wert ist, nicht geschehen. „Wir
brauchen unser Vermögen, um
unsere Aufgaben erfüllen zu kön-
nen“, betonte Landrat Nuß, der
sich gleichzeitig dafür aussprach,
sämtliche Dienstleistungen, die
zur Daseinsvorsorge gehören, in
öffentlicher Hand zu belassen.
Welche ungünstigen Folgen voll-
ständige oder teilweise Privatisie-
rungen durch Verkauf oder PPP
habe, zeige sich aktuell beim
Thema „DSL“: Wir wären hier
längst viel weiter, wäre das Tele-
fonnetz noch in öffentlicher
Hand.“

Städte und Landkreise, die
Schulen, Kanäle oder Infrastruk-
tur verkaufen, um sie anschlie-

Oberfranken:

Region mit Zukunft

Bei der feierlichen Enthül-
lung der Bautafel für eine vom
Bildungswerk der Bayerischen
Wirtschaft geplante Pflegeaka-
demie in Marktredwitz würdig-
te Ministerpräsident Horst See-
hofer Oberfranken als Region
mit guten Zukunftschancen.
Seehofer: „Oberfranken hat al-
les, was einen dynamischen und
hochattraktiven Wirtschaftsstand-
ort ausmacht: Tatkräftige und
fleißige Menschen, innovative
Unternehmen in zukunftsträch-
tigen Branchen, die Lage in der
Mitte Europas, hervorragende
Bildungsangebote, kulturelle
Einrichtungen auf höchstem Ni-
veau und reizvolle Naturland-
schaften.“ Mit der Zukunftsini-
tiative ‚Aufbruch Bayern‘ inves-
tiere die Staatsregierung in Ober-
franken mehr als 86 Millionen
Euro in Familie, Bildung und In-
novation. Damit werde die Re-
gion gestärkt und ein kräftiger
Schub für qualitatives und nach-
haltiges Wachstum gegeben.
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Regionaler Planungsverband München:

Plädoyer für offene Politik
Aktuelle Entwicklungen in der Landesplanung sowie die demo-
graphische Entwicklung in der Region München und in Bayern
bildeten die Schwerpunkte der jüngsten Sitzung des Planungs-
ausschusses des Regionalen Planungsverbands München.

Wie Dr. Robert Schreiber,
Ministerialdirigent im Bayeri-
schen Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Ver-
kehr und Technologie“ erläuter-
te, ist die Regionalplanung, die
im Mittelpunkt der Diskussionen
über das künftige Bayerische
Landesplanungsgesetz stehe,
nach Auffassung der obersten
Landesplanungsbehörde unver-
zichtbar. Sie solle wie bisher
staatliche Aufgabe sein. Die
Themenfelder würden auf Sied-
lung, Wirtschaft, Verkehr und
Freiraum beschränkt. Als obliga-
torische Aufgaben seien die
Rohstoff- und Trinkwassersiche-
rung sowie landschaftliche Vor-
behaltsgebiete und regionale
Grünzüge vorgesehen. Fakulta-
tiv würde die Ausweisung von
Standorten für Windenergie oder
regenerativen Energien hinzu-
kommen. Daneben solle als frei-
willige Aufgabe der Regionalen
Planungsverbände die Möglich-
keit treten, Regionalentwicklung
zu betreiben (z. B. regenerative
Energiekonzepte, Regionalma-
nagement).

Frage der Trägerschaft

Eine staatliche Trägerschaft
für die Regionalplanung werde
allgemein abgelehnt, berichtete
Schreiber. Auch eine Träger-
schaft der Bezirke als kommuna-
ler Gebietskörperschaften schei-
de aus, da die Bezirke zu groß
und zu weit weg von den regio-

nalen Problemen seien. Der räum-
liche Umgriff der insgesamt 96
Landkreise und kreisfreien Städ-
te andererseits wäre jeweils zu
klein, um regionale Probleme lö-
sen zu können. Träger der Re-
gionalplanung sollten daher wie
bisher die Regionalen Planungs-
verbände als Zusammenschlüsse
der Landkreise, kreisfreien Städ-
te und kreisangehörigen Ge-
meinden sein.

Zentrale Orte

Das künftige Landesplanungs-
gesetz regle auch das „Ob“ des
Zentrale-Orte-Systems. Zentrale
Orte seien nötig, um Investiti-
onsentscheidungen des Staates
für öffentliche Einrichtungen zu
steuern und eine effiziente Mit-
telverwendung zu gewährleisten.
Derzeit gibt es nach Schreibers
Darstellung ca. 900 Zentrale Or-
te in sieben Stufen. Von den
diskutierten Zukunftsmodel-
len könne es auf eine Reduzie-
rung auf drei Stufen hinauslau-
fen mit etwa derselben Zahl an
Zentralen Orten. Für die Ge-
bietskategorien gelte ähnliches:
Hier solle die Zahl der bisheri-
gen Kategorien reduziert werden
in ländliche Räume, Verdich-
tungsräume und Räume mit be-
sonderem Handlungsbedarf.

Das Landesentwicklungspro-
gramm, das auf dem Landespla-
nungsgesetz beruhe, soll in Zu-
kunft deutlich weniger Ziele und
Grundsätze enthalten. Besondere

Herausforderungen für die Lan-
desentwicklung stellten die rä-
umlichen Auswirkungen des de-
mographischen Wandels und des
Klimawandels sowie die Auf-
rechterhaltung der räumlichen
Wettbewerbsfähigkeit Bayerns
dar. Besonders umstritten seien
die Themen Anbindungsgebot
und großflächiger Einzelhandel.

LEP

Bei der sog. 1.200 qm-Rege-
lung gehe es um eine Auslegung
des LEP-Ziels zum großflächi-
gen Einzelhandel, berichtete
Schreiber. Überall in Bayern sei-
en Einzelhandelsbetriebe bis 800
qm Verkaufsfläche zulässig.
Größere Projekte seien als Ein-
zelhandelsgroßprojekte nur in
Zentralen Orten ab Unterzen-
trum aufwärts und in Siedlungs-
schwerpunkten möglich. Schon
jetzt enthalte das Landesent-
wicklungsprogramm eine Aus-
nahme für die Ansiedlung von
Einzelhandelsgroßprojekten für
Waren des sog. kurzfristigen täg-
lichen Bedarfs (Lebensmittel,
Getränke). Derartige Betriebe sei-
en auch in Nicht-Zentralen-Orten
und Kleinzentren möglich, wenn
diese im ländlichen Raum lägen,
keine Versorgung mit diesen Wa-
ren vorhanden sei und die jewei-
lige Mindestbetriebsgröße für
Vollsortimenter bzw. Discounter
nicht überschritten werde.

Neuauslegung

Die vom Ministerrat im De-
zember 2010 vorgenommene
Neuauslegung, dass im ländli-
chen Raum in jeder Gemeinde
ein Vollsortimenter bis 1.200 qm
Verkaufsfläche zulässig sei,
heiße nicht, dass in jedem Ort
Bayerns ein solches Projekt rea-
lisiert werden müsse. Es liege in
der Verantwortung der Gemein-
den, in der Bauleitplanung über
die Notwendigkeit einer solchen
Ansiedlung zu entscheiden. Die-
se großzügigere Auslegung des
bestehenden LEP-Ziels bedeute
keinen Vorgriff auf künftige In-
halte des Einzelhandelsziels. Ab-
sicht sei es nach wie vor, sowohl
das Landesplanungsgesetz wie
das Landesentwicklungspro-
gramm in dieser Legislaturperi-
ode zu verabschieden, so Schrei-
ber abschließend.

Christian Breu, Geschäftsfüh-

rer des Regionalen Planungsver-
bands München, wies seinerseits
darauf hin, dass die demographi-
sche Entwicklung als Grundlage
der kommunalen Entwicklung in
den nächsten Jahren „in unserer
Region eine große Rolle spielen
wird bei den Überlegungen zur
weiteren Siedlungsentwicklung,
dem Ausbau der Infrastruktur,
aber auch im Bereich der Investi-
tionen in soziale Einrichtungen“.

Die Region München habe im
Vergleich zu anderen Regionen in
Bayern und in Deutschland alle
Chancen, die demographische
Krise besser zu meistern als ande-
re, betonte Breu. Es deute sich an,
dass die notwendigen höheren
Geburtenraten nur dann reali-
stisch sind, wenn entsprechende
Angebote zur Kinderbetreuung
und Erziehung in den Kommu-
nen vorhanden sind. „Das ist si-
cher nicht der alleinige Einfluss-
faktor, aber ein Faktor, ohne den
in Zukunft höhere Geburtenra-
ten nicht mehr zu erzielen sein
werden.“

Für stabile
Bevölkerungsentwicklung

Gleichzeitig bedürfe es einer
für Zuwanderungen offenen Po-
litik, wenn die Bevölkerungs-
zahlen nicht weiter zurückgehen
sollen, machte Breu deutlich.
Auch die Landeshauptstadt
München würde ohne eine steti-
ge Zuwanderung mittelfristig
schrumpfen, denn aktuell liege
dort die Geburtenrate noch etwas
niedriger als im Durchschnitt der
Region München. Sowohl eine
höhere Geburtenrate als auch die
stetige Zuwanderung sei dem-
nach für eine wenigstens ausge-
glichene, stabile und nachhaltige
Bevölkerungsentwicklung erfor-
derlich.

Da Zuwanderung jedoch von
der wirtschaftlichen Attraktivität
eines Raums abhängig sei, sei in
diesem Zusammenhang nicht
nur eine entsprechende Wohn-
baupolitik in den Kommunen,
die bezahlbaren Wohnraum
schafft, nötig, sondern auch die
Ausweisung von Flächen für die
Unternehmen.

Breus Fazit: „Die Region Mün-
chen ist sicher in einer bundeswei-
ten Sondersituation, sollte diese
Chancen aber auch nutzen. Ein
langfristiges Ziel für die Region
München könnte sein, auch nach
2030 eine stabile Bevölkerungs-
zahl zu halten. Das hätte positive
Auswirkungen auf die kommuna-
len Finanzen, auf die Attraktivität
der Region und die wirtschaftliche
Entwicklung.“ DK

TM50 - Erdwärme
für Vorzeigeobjekt

Thomas-Mann-Straße 50 im Nürnberger Stadtteil Langwasser:
Unter dieser Adresse fand man früher die Foto Quelle. Seit 1995
gehört das Areal der BGB-Gesellschaft TM 50. Diese baute einen
Teil des Komplexes zu einem modernen Büro- und Dienstleistungs-
zentrum um. Ende 2010 konnten die Arbeiten abgeschlossen wer-
den. Im neuen Gesamtkonzept von TM 50 und bei der Vermark-
tung der Immobilie spielt die Geothermie eine interessante Rolle.

1978 hatte Quelle auf dem
50.000 qm großen Gelände ein
einstöckiges Produktionsgebäude
und einen Verwaltungsbau errich-
tet, insgesamt eine umbaute Flä-
che von 25.000 qm. Die beiden
Fertigungshallen waren statisch
bereits so ausgelegt worden, dass
drei weitere Geschosse hätten dar-
auf aufgesetzt werden können.

Die Absicht des Eigentümers
war, auf dieser Basis ein Vorzeige-
objekt zu entwickeln, das überzeu-
gend für sich selbst spricht und sich
ohne große Marketingaktivitäten
sozusagen selbst vermarktet.

Im ersten Schritt wurde die
Hälfte des Gesamtkomplexes ent-
kernt, erhielt neue Lichthöfe und
der ehemalige Produktionsbereich
wurde um vier Geschosse aufge-
stockt. Umweltfreundliche Bau-
stoffe wurden eingesetzt, die
Grünflächen werden mit aufgefan-
genem Regenwasser bewässert.
Die Decken erhielten eine Beton-
kernaktivierung. Dass auf den
22.000 qm Mietfläche die Anfor-
derungen der ENEV 2009 unter-
schritten werden konnten und die
nötige Punktezahl für ein goldenes
LEED-Zertifikat angestrebt wer-
den kann, liegt aber nicht zuletzt
an der konsequenten Umsetzung
eines geothermischen Wärme-
und Kälteversorgungskonzepts.

Erdwärmesonden
als Kern des Projekts

Den Kern des Projekts stellen
82 je 99 Meter tiefe Erdwärme-
sonden, die das Gebäude jährlich
mit rund 400 MWh Wärme und
ca. 180 MWh Kälte beliefern. Be-
reits relativ früh, noch in der An-
fangsphase des Bauvorhabens,
rückte die Bohrmannschaft samt
Gerät auf dem Gelände an. In
den Monaten Oktober bis Dezem-
ber 2009 wurde das umfangreiche
Sondenfeld mit seinen über 8100
Bohrmetern fertiggestellt. Bis zu
Außentemperaturen von 4 °C
übernimmt nun diese Anlage die
Vollversorgung mit Wärme. Sollte
es noch kälter werden, wird der
Fernwärmeanschluss aktiviert.

Die Energie aus der Erde dient
alsWärmequelle für eine geregelte
Wärmepumpe mit Schraubenver-
dichter, die wärmeseitig einen Puf-
ferspeicher bedient. Zur passiven
Kühlung steht ein parallel zur
Pumpe geschalteter Wärmetau-
scher zur Verfügung. Das Feld
wurde mit dem Programm EWS
auf eine Wärme- und Kältelei-
stung von 300 kW berechnet, die
Wärmepumpe des Herstellers Tra-
ne aber mit 450 kW Wärmelei-
stung definiert. Man nutzt dadurch
den am Standort erwarteten star-
ken Grundwassereinfluss aus, der
gegenüber der konventionellen
EED-Auslegung eine höhereWär-
meausbeute ermöglicht. Ebenfalls
können so bei Bedarf höhere Käl-
teleistungen für ggf. technische
Kühlaufgaben abgefahren werden.

Die aktuellen Erfahrungen aus
dem laufenden Probebetrieb deu-
ten darauf hin, dass dieses Kon-
zept aufgeht. Gegenüber einer
konventionellen Anlage reduziert
das auf der Geothermie basierende
Erdwärmekonzept die Energieko-
sten des TM 50 für Heizen und
Kühlen um rund 50 %.

Durchgeführt wurde das Bau-
vorhaben von der BGB-Gesell-
schaft TM50 Helmut Schmelzer
und der Helmut Schmelzer
GmbH. Mit der Planung, Bau-
überwachung und Qualitätssi-
cherung des Erdwärmesystems
war die CDM Consult GmbH
beauftragt.

Auch sonst kommt TM50 sehr

menschen- und nutzerfreundlich
daher. Neue Grünflächen wurden
angelegt, Empfangsbereiche und
Gänge künstlerisch gestaltet. Es
gibt sogar einen überdachten Rau-
cherpavillon.

Bauherr Helmut Schmelzer
sieht seine Konzeptidee für das
TM50 voll aufgegangen. Derzeit
sind 90 % der Büro- und 80 %
des Gesamtgebäudes bereits ver-
mietet. Im Komplex befinden
sich unter anderem ein Kinder-
garten der Arbeiterwohlfahrt, das
Zentralfinanzamt, die Bundes-
agentur für Arbeit und ein Busin-
ess & Service Center der Ricoh
Deutschland GmbH.

Das Gelände verfügt noch über
weiteres Potenzial von rund
45.000 qm. Helmut Schmelzer
schließt daher nicht aus, dass
auch diese noch nach und nach in
Angriff genommen werden.
Näheres unter www.cdm.com

Finanzstaatssekretär Pschierer:

Erbe auf der
Herreninsel erhalten

„Seit nunmehr 50 Jahren setzen sich die Freunde von Herren-
chiemsee für Pflege, Wiederherstellung und wissenschaftliche Be-
arbeitung der Kulturgüter von Herrenchiemsee ein. Für dieses
Engagement gilt mein besonderer Dank, denn ohne solche ehren-
amtlicheArbeit wäre das kulturelle und gesellschaftliche Leben in
Bayern um vieles ärmer - nicht nur auf Herrenchiemsee!“, freute
sich Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer anlässlich der
Feier zum 50-jährigen Bestehen der Vereinigung der Freunde von
Herrenchiemsee e. V. in der gerade wiedereröffneten Schlosswirt-
schaft Herrenchiemsee.

„Das Jahr 2011 ist ein ganz be-
sonderes für die Insel Herren-
chiemsee - nicht nur wegen des
125-jährigen Todesjahres von
König Ludwig II., dem die Insel
mit dem Königsschloss Herren-
chiemsee den zentralen Besu-
chermagneten der ganzen Region
zu verdanken hat.“, so Pschierer.

Wichtige Ergänzung

„Auch die ‚Vereinigung der
Freunde von Herrenchiemsee’
feiert in diesem Mai ihr 50. Ju-
biläum. Seit ihrer Gründung aus
Anlass des 75-jährigen Todesta-
ges von Ludwig II. am 13. Juni
1961 setzt sie sich unermüdlich
für den Erhalt und die Wiederher-
stellung der Kulturschätze dieser
Insel ein“, lobte der Finanzstaats-
sekretär. In der Wiederherstellung
der nach dem Tod des Königs
verfallenen Wasserspiele vor dem
Schloss zeige sich ganz plastisch
der Erfolg dieses Strebens. „Die
Arbeit der Freunde von Herren-
chiemsee ist eine wichtige Er-
gänzung der Bemühungen des
Freistaates Bayern, der sich als
Herr von 45 Schlössern, Burgen,
Künstlerhäusern und Residen-
zen um den Erhalt von insgesamt
900 denkmalgeschützten Gebäu-
den kümmern muss“, erklärte
Pschierer.

In den vergangenen 15 Jahren
hat der Freistaat Bayern insge-
samt circa 33,5 Millionen Euro
für Baumaßnahmen auf der Her-

reninsel investiert, 2009 allein 2,6
Millionen, 2010 waren es sogar
9,75 Millionen.

Instandsetzung

Instandgesetzt wurden u. a. der
Marmorhof des Königsschlosses,
das Privatschlafzimmer Ludwigs
II. und die Rohbauräume im
Nordflügel des Neuen Schlosses,
in denen seit 14. Mai die Bayeri-
sche Landesausstellung „Götter-
dämmerung - König Ludwig II.“
stattfinden wird. Vor kurzem wur-
de die neue Schlosswirtschaft
wiedereröffnet, deren historisches
Gebäude seit August 2009 mit
Gesamtkosten von 8,3 Millionen
Euro saniert und modernisiert
wurde.

Gut angelegtes Geld

„Diese Investitionen in unser
bauliches Erbe sind gut angeleg-
tes Geld, das sich volkswirt-
schaftlich betrachtet rasch amorti-
sieren wird über die vielen, auch
ausländischen Besucher, die von
Schlössern wie Herrenchiemsee
und insbesondere der kommen-
den Landesausstellung angelockt
werden. Ich danke den Freunden
von Herrenchiemsee nochmals
für Ihre langjährige Unterstüt-
zung unserer Bemühungen und
hoffe auf eine gute Zusammen-
arbeit auch in den nächsten 50
Jahren!“, betonte Pschierer ab-
schließend.

Durchs Schweinfurter Land
mit dem E-Bike

Rund um Schweinfurt erschließen sich traumhafte Radwan-
derwege auf mehr als 900 Kilometern Länge. Für alle Fahr-
radfreunde und diejenigen, die bislang wegen mangelnder
Kondition oder aus gesundheitlichen Gründen auf eine Rad-
tour verzichten mussten, gibt es auch in diesem Jahr wieder die
Möglichkeit, mit dem E-Bike die Region zu erkunden. Bei den
so genannten Pedelecs wird durch einen Elektromotor bei Be-
darf die Tretkraft des Fahrers unterstützt, so dass das Radfah-
ren auch in anspruchsvolleren Regionen erleichtert wird. So
bleibt der Naturgenuss selbst bei Steigungen und Hängen un-
getrübt.
In der Region Schweinfurt 360° gibt es seit Mai bis einschließ-
lich Oktober zehn E-Bikes an vier Verleihstationen zu mieten.
Ergänzt wird das Netzwerk durch sieben Akkuwechselstatio-
nen: Somit ist garantiert, dass unterwegs nicht die E-Power
ausgeht.
Den offiziellen Startschuss für die E-Bike Saison 2011 gaben
Landrat Harald Leitherer (3. v. r.) und Oberbürgermeister
Sebastian Remelé (2. v. l.) gemeinsam im Hotel-Gasthaus „Zur
Krone“ in Gochsheim-Weyer (eine von vier Verleihstationen in
der Region Schweinfurt).
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„Na endlich durften auch
Kinder mal ein Landesparla-
ment mitwählen.“ Mein Chef,
der Bürgermeister blickte
schelmisch von halb-schräg-
unten auf mich und wartete auf
eine Reaktion.

Die kam natürlich prompt
wie auf Bestellung – mein Chef
kennt mich halt. Spontan
wandte ich ein, dass man 16-
oder 17-Jährige ja wohl nicht
mehr als Kinder bezeichnen
könne. Denn bei der Landtagswahl in Bremen
letzten Sonntag wurden auch Jugendliche dieser
Altergruppe zu den sprichwörtlichen Wahlurnen
gerufen. Obwohl Bremen ja eigentlich nur eine
mittelgroße Stadt ist – Landtagswahl bleibt Land-
tagswahl und so wurde ein neues Kapitel in der
Wahlgeschichte aufgeschlagen.

Naja, ganz so dramatisch war es nicht und in
vielen Ländern dürfen nichtvolljährige Teens ja
schon länger bei Kommunalwahlen mitbestim-

men. Aber interessant ist es dennoch: Im Alltag
dürfen 16- und 17-Jährige immer weniger, aber
immer öfter wird gefordert, sie zu Wählerinnen
und Wählern zu machen.

Ein 16-Jähriger ist noch nicht volljährig und
damit auch noch nicht im Rechtssinne ge-
schäftsfähig. Zu Deutsch übersetzt: Man traut
ihm nicht soviel Überblick über seine Finanzen
zu, dass er etwa mit selbstverdientem Geld
rechtswirksam eine schöne Reise buchen oder
ein von den Großeltern geerbtes Grundstück
verkaufen dürfte. Aber sein Urteilsvermögen
soll reichen, über die finanz- und wirtschaftspo-
litischen Programme der Parteien zu urteilen.

Wir in Deutschland ranken eine aberwitzige
Zahl von kleinteiligen Auflagen daran, wenn ei-
ne 17-Jährige Auto fahren will – was in anderen
Ländern problemlos geht. Sie darf nur in Be-
gleitung eines Erwachsenen fahren, aber der
Erwachsene muss registriert sein, er darf nicht
zu viele Punkte in Flensburg haben, die Fahran-
fängerin darf – anders als mit 18 Jahren – bei
Strafe des sofortigen Mobilitätsverlustes nicht
eine Verkehrsregel übertreten. Bei ihr heißt es
„Lappen weg“, statt „20 Euro Buße“, wenn die

Geschwindigkeit um ein paar
Stundenkilometer überschrit-
ten wird. Aber selbstverständ-
lich sollte die gleiche 17-Jähri-
ge, die man nicht selbstständig
fahren lässt, beim Bürgerent-
scheid ganz allein entscheiden
dürfen, ob sie für oder gegen
die Umgehungsstraße ist.

Aber gut, Geschäftsunfähig-
keit und Fahrverbot – damit
musste die Altersgruppe schon
immer und ja nach Sichtweise

nicht ganz zu Unrecht leben. Aber was dürfen
16- und 17-Jährige heute alles nicht mehr, was
sie noch vor zehn Jahren durften? Tabak erwer-
ben und in der Öffentlichkeit rauchen etwa.
Auch Alkohol darf mittlerweile von ihnen nicht
mehr erworben werden und es ist ihnen verbo-
ten, ins Sonnenstudio zu gehen. Aha, die Gesell-
schaft (oder die guten Onkel und Tanten des für-
sorglichen Staates) glaubt also, dass die Teens
vor 18 zu doof sind, um zu wissen, dass Rauchen
und Saufen schädlich ist und man von drei Stun-
den Solarium Sonnenbrand kriegt (und viel-
leicht ist es auch gar nicht so sinnlos, die jungen
Leute etwas vor sich selbst zu schützen). Aber
die mitunter doch sehr komplizierten Zusam-
menhänge der Kommunal- oder gar Landespo-
litik, die sollen sie natürlich gaaanz cool
checken können und mit so was von voll dem
Durchblick die richtige Wahl treffen.

Mein Chef, der Bürgermeister, meinte genau
das, als er vorhin ablästerte: Wir degradieren
per Gesetz die unter 18-Jährigen immer mehr zu
Kindern, die bei Allem und Jedem der Verbote
und Gebote durch den Gesetzgeber bedürfen,
aber wählen – das passt dann schon. Wovor
fehlt uns die Achtung? Vor dem demokratischen
Wahlakt oder vor der Persönlichkeit der jungen
Leute? Kein Wunder, dass es eine Gegenbewe-
gung gibt – so hat Hessen das Kommunalwahl-
alter wieder auf 18 heraufgesetzt. Aber etwas
will ich mich doch noch rächen, dass der Chef
mich vorhin so drangekriegt hat. Deshalb heute
ein Kalenderblatt mit einem Satz des berüchtig-
ten Spötters George Bernhard Shaw: „Jugend
ist etwas wundervolles. Es ist eine Schande,
dass man sie an Kinder vergeudet.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Törichter Umgang
mit der Jugend

Der CSU-Ortsverband Nürnberg-Gebersdorf besichtigte vor kurzem die Holder Werke in Met-
zingen. Dabei erhielten die Teilnehmer eine Präsentation über die Maschinenfabrik durch Ge-
bietsverkaufsleiter Werner Kraus. Anschließend hielt Erster Bürgermeister Dietmar Bez einen
Vortrag über Metzingen und die Erfolgsstory „Factory-Outlet“. Höhepunkte waren natürlich
die Möglichkeit, im Holder Testgelände die Knicklenker selbst zu er-“fahren“ sowie der Rund-
gang durch Metzingen mit der Gelegenheit zum Shopping.
Unser Bild zeigt in der unteren Reihe als vierten von rechts Stefan Kraus, Vorsitzender des OV Ge-
bersdorf, sowie daneben Rathauschef Dietmar Bez und Gebietsverkaufsleiter Werner Kraus.

Regionalkonferenz Ostbayern-Westböhmen:

Bildung als Brücke
Unter dem Motto „Bildung als Brücke“ trafen sich über 200
Kommunalpolitiker, Vertreter von Institutionen, Organisatio-
nen und Bildungseinrichtungen aus Bayern und Tschechien in
Neustadt a. d. Waldnaab zur 10. Regionalkonferenz. Dabei
wurden neue gemeinsame Wege der Regierungsbezirke Pilsen,
Oberpfalz und Niederbayern erörtert.

Thema der zweitägigen Kon-
ferenz war unter anderem ein
neues Folgeprojekt „Pilsen –
Oberpfalz – Europäische Nach-
barn“, für das Pilsen die Lead-
partnerschaft übernommen hat.
„Noch nie zuvor gab es so gute
Kontakte mit Pilsen“, hob Re-
gierungspräsidentin Brigitta Brun-
ner hervor, machte aber auch
deutlich: „Wir können nicht er-
warten, dass nur die Tschechen
Deutsch lernen. Wir müssen
auch selbst etwas tun.“ Weil
Bayern und Böhmen immer en-
ger zusammenwachsen, steht an
Ostbayerns Schulen Tschechisch
immer häufiger auf dem Stun-
denplan. Ab Mai können Tsche-
chisch-Schüler in der Oberpfalz
sogar ein Zertifikat der Karls-
universität in Prag erhalten.

Eines der wenigen Problem-
felder zwischen den befreunde-
ten Regionen ist Brunner zufol-
ge der Schienenverkehr. Eine
Lösung deute sich allerdings
beim Ausbau der Bahnstrecke
München-Furth-Prag an, die je-
doch wegen der Kosten auf
deutscher Seite derzeit keine
Chance auf rasche Verwirkli-
chung hat. Weitaus besser sähe
es aus, wenn die Strecke ins
transeuropäische Netz aufge-
nommen würde, als Teil einer
Güterverkehrs-Magistrale von
Polen zu den Adriahäfen.

Zwischenmenschliches Mit-
einander heißt die Devise der

benachbarten Bezirke Ober-
pfalz, Niederbayern und Pilsen.
„Wir sollten nicht nur organisie-
ren und verwalten, sondern viel
mehr miteinander reden, mit-
und auch übereinander lachen“,
erklärte Neustadts Landrat Si-
mon Wittmann.

Deklaration

Ganz ohne Deklaration ging
es freilich dann doch nicht. Auf
fünf Seiten fassten die Teilneh-
mer ihre Ziele zusammen. Als
konkretes Zukunftsprojekt wird
die Bahnverbindung von Pilsen
über Schwandorf und Regens-
burg nach München aufgeführt.
Außerdem werden zahlreiche
weitere andere Projekte genannt
wie zum Beispiel der gemeinsa-
me Katastrophenschutz, Wirt-
schaftsförderung, touristische
Aktivitäten und ein grenzüber-
schreitendes Geoinformations-
system.

In einer Abschlusserklärung
zur Jubiläumskonferenz wird
darauf verwiesen, dass die
Regionalkooperation Oberpfalz/
Niederbayern/Region Pilsen
seit dem Jahr 2001 „auf eine
sehr erfolgreiche grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit im
Sinne des europäischen Gedan-
kens der guten Nachbarschaft
zurückblickt“. Unter dem Dach
der Regionalkooperation und
ihrer Gremien habe sich zwi-

schen den Verwaltungen den
Kommunen und Organisationen
des Kooperationsraums in bei-
spielhafter Weise eine partner-
schaftliche und vertrauensvolle
Zusammenarbeit zwischen dem
Bezirk Pilsen und seinen baye-
rischen Nachbarn entfaltet.

Mit Westböhmen seien die
Oberpfalz und auch der an Pil-
sen angrenzende Teil Nieder-
bayerns von Alters her eng ver-
bunden. Alte Handelswege wie
die Goldene Straße und neue
Verbindungen wie z. B. die Au-
tobahn über Waidhaus kenn-
zeichneten den zentralen Ko-
operationsraum. Die Überwin-
dung der Folgen von jahrzehn-
telang unterbrochenen Bezie-
hungen sei gelungen. Heute sei
die rund 200 Kilometer lange
gemeinsame Grenze Bayerns
mit dem Kraj Pilsen durchge-
hend von interkommunalen
grenzüberschreitenden Aktions-
bündnissen und Allianzen flan-
kiert. Gemeinsame Entwick-
lungsziele und gute nachbar-
schaftliche Beziehungen hätten
allenthalben Platz gegriffen.

Ausgehend von der Deklara-
tion der Zusammenarbeit 2001
in Pilsen seien in erster Linie
die Verkehrsresolution 2002 in
Neustadt a. d. Waldnaab, die
EU-Osterweiterung und der
EU-Beitritt der Tschechischen
Republik 2004 die Vorbereitung
und Beteiligung an der Bayeri-
schen Landesausstellung 2007
Bayern-Böhmen in Zwiesel das
Schengenabkommen, Bildung
und berufliche Qualifikation als
Meilensteine zu nennen, heißt
es in der Erklärung. DK

Kraftwerk Rothenfels am Main:

RMDAG plant ökologische und
energetische Verbesserungen
Bürgermeisterin Rosemarie Richartz stellte auf Bürgerversammlung

Planungen vor

Angesichts der angestrebten Energiewende in Bayern hatte
Rothenfels Erste Bürgermeisterin Rosemarie Richartz ein sehr
aktuelles Thema auf die Agenda der jüngsten Bürgerver-
sammlung gesetzt. Sie stellte den anwesenden Bürgerinnen
und Bürgern sowie den Medienvertretern die bis zur Geneh-
migungsreife ausgearbeiteten Optimierungsplanungen der
Rhein-Main-Donau AG (RMD) für das Kraftwerk Rothenfels,
das 1939 in Betrieb ging, vor.

Zum einen beabsichtigt die
RMD eine spürbare ökologi-
sche Verbesserung zu erreichen,
in dem die 1937 von der Was-
serschifffahrtsverwaltung ge-
baute alte Fischtreppe durch ei-
ne nach modernen Erkenntnis-
sen konzipierte Fischwanderhil-
fe (FWH) auf der kraftwerkssei-
tigen rechten Uferseite ersetzt
wird.

Potenzial nutzen

Zum anderen soll das noch
vorhandene regenerative Ener-
giepotenzial am bestehenden
Kraftwerksstandort Rothenfels
genutzt und damit die klima-
schonende Stromerzeugung

aus Wasserkraft erhöht werden,
in dem zwischen der Staatsstraße
2315 (Werthheim-Lohr) und
dem Betriebsgebäude des beste-
henden Kraftwerks eine unterir-
dische Turbine eingebaut wird.

Triebwerksleistung

Dieses sogenannte Triebwerk
soll eine Leistung von 2.100 Ki-
lowatt (2,1 Megawatt) haben
und pro Jahr etwa 6,6 Millionen
Kilowattstunden (kWh) Strom
erzeugen. Damit könnten die
Einwohner von Rothenfels fast
sechs Jahre zuverlässig mit
CO2-freiem Strom versorgt
werden. Der Betrieb der unterir-
dischen, horizontal gelagerten

Kaplanturbine würde das Klima
jährlich um rund 4,6 Millionen
Kilogramm Kohlendioxid entla-
sten. Mit dem Zubau des Trieb-
werks könnte die Rothenfel-
ser RMD-Anlage dann durch-
schnittlich rund 36 Millionen
kWh regenerativen Strom pro
Jahr erzeugen.

Rechenreinigungsanlage
modernisieren

Zusätzlich soll auch die Re-
chenreinigungsanlage moder-
nisiert und den Erfordernissen
angepasst werden und künftig
vollautomatisch die jährlich
anfallenden rund 1.100 Tonnen
Unrat und Schwemmgut aus
dem Main fischen. Die Entsor-
gung dieses Materials über-
nimmt auch weiterhin ein zerti-
fizierter Entsorgungsbetrieb.

Nach einer erfolgreichen
Machbarkeitsuntersuchung und
dem Abschluss der Vorplanun-
gen hatte die RMD zusammen
mit der E.ON Wasserkraft
GmbH als Betreiber der Anlage
das Projekt vergangene Woche
dem Stadtrat von Rothenfels
vorgestellt.

Investitionsbedarf

Der Investitionsbedarf für die
unterirdische Turbine und die
die fast 200 Meter lange und
über 2 Meter breite Fischwand-
erhilfe am Standort Rothenfels
liegt bei über zehn Millionen
Euro. Für beide Baumaßnah-
men sollen die Genehmigungs-
unterlagen im Sommer 2011
bei der zuständigen Genehmi-
gungsbehörde, dem Landrats-
amt Main-Spessart, eingereicht
werden, so dass die Genehmi-
gung Mitte 2012 erteilt werden
könnte.

Baubeginn würde dann An-
fang 2013 sein und die Inbetrieb-
nahme 2014. Die Eingriffe in die
Natur werden – da es sich nur
um eine Erweiterung einer beste-
henden Anlage handelt – so mi-
nimal wie möglich gehalten.

Jetzt auch im Landkreis München:

Selbstbestimmtes Leben für
Menschen mit Behinderung
Der Verbund behinderter ArbeitgeberInnen - Selbstbestimmt
Leben e. V. (VbA) vertritt seit 1990 die Interessen von Men-
schen mit Behinderung rund um das Thema Selbstbestimm-
te Lebensführung in München. Nun erweitert der VbA
(www.vba-muenchen.de) sein Beratungs- und Unterstützungs-
angebot auf den Landkreis München.

Als einzige Alternative zu
Pflegeeinrichtungen werden bis-
her nur Ambulante Pflegedien-
ste empfohlen. Gibt es noch ei-
ne andere Möglichkeit ein
selbstbestimmtes Leben im ei-
genen Haushalt zu führen? Wer
sich als Mensch mit Behinde-
rung darüber informieren möch-
te wie er/sie sein/ihr Leben
selbstbestimmt gestalten kann,
dem bietet der VbA eine umfas-
sende Beratung an.

Praktische Hilfen

Das VbA-Beratungsteam un-
terstützt beim Beantragen und
Organisieren der praktischen
Hilfen, die zur Durchführung
eines selbstbestimmten Lebens
notwendig sind. Ein Beratungs-
schwerpunkt des VbA ist das
Arbeitgebermodell, in welchem
Menschen mit Behinderung ler-

nen, ihre persönlichen Assisten-
ten/innen (Personal) anzustellen
und anzuleiten.

Lohnabrechnungsservice

Das sogenannte Arbeitgeber-
modell kann auch über das schon
teilweise bekannte Persönliche
Budget finanziert werden. Damit
die Assistenten/innen sozialver-
sicherungspflichtig angestellt
und abgerechnet werden können,
bietet der VbA einen Lohnab-
rechnungsservice an, den alle be-
hinderten Arbeitgeber/innen nut-
zen können.

Peer Counseling Prinzip

Die besondere Qualität unse-
rer Beratung basiert auf dem
Peer Counseling Prinzip, d. h.
Betroffene werden durch Be-
troffene beraten.

Weiterhin setzt sich der VbA
gemäß der UN-Behinderten-
rechtskonvention aktiv für die
Rechte von Menschen mit Be-
hinderung auf gesellschaftlicher
und politischer Ebene ein.
Beratung unter Telefon: 089/
54034680. Email: beratung@
vba-muenchen.de
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Abfallbehälter

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

LÜFTUNGS-
REINIGUNGS-

SERVICE

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Franz Sedlmeier
Inhaber

DEUTSCHER FACHVERBAND FÜR
LUFT- UND WASSERHYGIENE e.V.

Kindergarteneinrichtungen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Berufsbekleidung

Bardusch GmbH & Co. KG · Textil-Mietdienste · Bundesweit
www.bardusch.de · Tel.: 01801 - BARDUSCH (22 73 87 24)

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

JWS Nusser GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-113
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Energie- und Klimaschutzkonzepte für Kommunen
und Regionen • bürgernah • handlungsorientiert

Ein Gewinn für Ihre Kommune und Region!

Tel. 089/89066890 • www.klima-kommune.de
Peter.Keller@greencity-energy.de

Vorschau auf GZ 12
In unsererAusgabe Nr. 12, die am 9. Juni erscheint, behandeln
wir folgende Fachthemen:

IT . EDV
Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
Wasserversorgung . Wasserentsorgung
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge

Damit die Jugendsünde
nicht zum Stolperstein wird

Kreisjugendamt München kümmert sich um straffällig gewordene Jugendliche

Schwarzfahren in öffentlichen Verkehrsmitteln, Ladendieb-
stahl, Fahren ohne Führerschein oder eine handfeste Schläge-
rei – es gibt viele Möglichkeiten, schon in jungen Jahren mit
dem Gesetz in Konflikt zu geraten. Das Kreisjugendamt Mün-
chen kümmerte sich im vergangenen Jahr um knapp 900 jun-
ge Menschen, die straffällig geworden sind.

„Was die Jugendlichen und
Heranwachsenden anstellen, ist
ganz unterschiedlich. Bevor sie
aber dem Richter vorgestellt wer-
den, kommen sie erst einmal zu
uns“, sagt Peter Kohlschmid,
Gruppenleiter im Bereich „Ju-
gendhilfe im Strafverfahren“ im
Kreisjugendamt München. Ge-
meinsam mit seinen beiden Kolle-
gen, die ebenfalls Sozialpädago-
gen sind, sind sie die ersten An-
sprechpartner für Jugendliche, ih-
re sorgeberechtigten Eltern und
junge Erwachsene, die mit dem
Gesetz in Konflikt geraten.

Der Mensch hat Vorrang

Wer zwischen 14 und 20 Jahre
alt ist und straffällig wird, der
wird automatisch ein Fall für die
Jugendgerichtshilfe. Die Sozial-
pädagogen im Landratsamt füh-
ren dann zunächst intensive Ge-
spräche mit dem betroffenen Ju-
gendlichen. „Uns interessiert da-
bei der Mensch, der hinter der
Straftat steckt, seine Biographie,
sein soziales Umfeld, seine Moti-
vation“, so Peter Kohlschmid.
„Wir klären, inwieweit und in
welcher Form die jungen Straftä-
ter neben der Beratung und Be-
gleitung weitere Unterstützungs-
maßnahmen durch das Jugend-
amt benötigen.“

Sitzt der Jugendliche dann auf
der Anklagebank, ist auch „sein
Jugendgerichtshelfer“ mit im Ge-
richtssaal. Seine Berichterstattung
und vor allem seine pädagogische

Einschätzung haben beim Richter
Gewicht. Mehr noch: Die Jugend-
gerichtshilfe macht dem Gericht
Vorschläge für geeignete Maß-
nahmen. „Der Richter erlebt den
jungen Straftäter ja nur für die re-
lativ kurze Dauer des Prozesses.
Wir kennen ihn meist etwas bes-
ser – seinen gesamten Lebenslauf,
seine familiäre Situation, ob
Suchtprobleme vorliegen, wie es
in der Schule oder in der Ausbil-
dung läuft, ob er einen intakten
Freundeskreis hat und natürlich
auch, wo seine Stärken liegen“,
erklärt Peter Kohlschmid.

Täter-Opfer-Ausgleich

Die meisten Fälle sind „Ju-
gendsünden“ – die überwiegende
Mehrzahl der Straftäter fällt nur
ein bis zwei Mal auf. Dann ist
diese Phase überwunden. Schon
im Vorfeld eines Strafverfahrens
bemüht sich die Jugendhilfe dort,
wo es angezeigt ist, um einen
Täter-Opfer-Ausgleich. In Ge-
sprächen, die von besonders ge-
schulten Fachkräften begleitet
werden, geht es darum, Opfer und
Täter einer Straftat wieder zu
„versöhnen“.

Gar nicht so selten kommt es
zum Beispiel vor, dass sich zwei
Mädchen, die miteinander be-
freundet waren, wegen eines Jun-
gen streiten. Wenn es dann zu
strafbaren Handlungen wie Belei-
digungen, Drohungen oder gar
Körperverletzungen kommt,
kann ein Täter-Opfer-Ausgleich

genau das richtige Mittel sein. Im
Rahmen eines solchen Ausglei-
ches können auch kleinere Wie-
dergutmachungen, wie eine Ein-
ladung ins Kino oder ähnliches
vereinbart werden.

Etliche wissenschaftliche Unter-
suchungen zeigen, dass diese
Form der Unterstützung sowohl
für das Opfer als auch für den Tä-
ter nachhaltig ist. Das Opfer kann
mit der Tat abschließen und der
Täter wird noch einmal sehr kon-
kret und persönlich mit den Folgen
seiner Tat konfrontiert. In zahlrei-

chen Fällen kann auf diese Weise
auch auf die Einleitung eines
förmlichen Verfahrens verzichtet
werden.

Zu den Aufgaben der Jugend-
gerichtshilfe gehört auch die Ver-
mittlung in soziale Trainingskur-
se oder intensive Einzelfallhilfen,
um Rückfälle zu vermeiden. Als
„Strafe“, die mehr erziehen als
strafen soll, wird häufig eine ge-
meinnützige Arbeit aufgegeben.
„Haftstrafen sind eher die Aus-
nahme als die Regel“, erklärt der
erfahrene Jugendgerichtshelfer.
Lediglich acht junge Menschen –
und damit etwa ein Prozent der
Fälle – gehörten im vergangenen
Jahr zu den so genannten Inten-
sivtätern. „Die allermeisten unse-
rer Jugendlichen wissen, dass sie
„Mist gebaut“ haben. Und die
meisten lassen sich auch helfen“,
resümiert Peter Kohlschmid.

Von links: Birgitt Aßmus (CSU-Fraktionsvorsitzende Erlangen),
Brigitte Schlee (Stv. Fraktionsvorsitzende Regensburg), Rudolf
Eberwein (Vorsitzender des CSU-AK Große Städte), Innenmini-
ster Joachim Herrmann MdL, Karl Freller MdL (Stv. Vorsitzen-
der CSU-Landtagsfraktion), Silvia Gross (Geschäftsführerin
CSU-AK Große Städte). Foto: Albrecht Börner

Intensiver Austausch
CSU-Arbeitskreis Große Städte in Bayern tagte in Erlangen

Treffen der Regensburger CSU-Fraktionsmitglieder
mit Innenminister Herrmann

32 Vertreterinnen und Vertre-
ter aus 11 bayerischen Städten
und deren CSU-Fraktionen ka-
men zur Frühjahrstagung in Er-
langen zusammen. Die Regens-
burger Delegation bestand aus
Stadtrat Rudolf Eberwein (zu-
gleich Vorsitzender des CSU-
Städtearbeitskreises), Stadträtin
Brigitte Schlee und Fraktions-
sowie Arbeitskreisgeschäftsfüh-
rerin Silvia Gross.

16 Mitgliedsstädte

In den Räumlichkeiten von
Siemens Healthcare trafen sie
sich zu intensiven Gesprächen
mit Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann, Erlangens Ober-
bürgermeister Dr. Siegfried Ball-
eis und MdL Karl Freller, dem
stellvertretenden Vorsitzenden
der CSU-Landtagsfraktion. Der
CSU-Arbeitskreis Große Städte
in Bayern trifft sich zweimal im
Jahr zu einer Tagung. 16 Städte
gehören dem Gremium an, das
seit rund 30 Jahren besteht.

Die anwesenden Stadträtin-
nen und Stadträte sowie Frakti-
onsgeschäftsführer tauschten
sich über relevante und aktuelle
Themen der Städtepolitik aus.
Diesmal standen neben den Ge-
sprächen mit Innenminister
Herrmann und MdL Freller fol-
gende Themen auf der Agenda:
Veränderte Demographie in den
Städten; Umgang mit Bürgeri-
nitiativen; Nachtleben in den In-
nenstädten; Umgang mit Spiel-
hallen und der zunehmenden
Spielhallenflut.

Thema Gesundheitswesen

Gastgeber Dr. Michael Mey-
er, Vice President von Siemens
Healthcare, informierte die Stadt-
räte über das Gesundheitswesen
in Deutschland und dessen Her-
ausforderungen im 21. Jahrhun-
dert. Durch die sich verändern-
de Altersstruktur der Bevölke-
rung ist dies ein Thema, das die
großen Städte zukünftig ver-
mehrt beschäftigen wird.

Puchheim ist jetzt
Bayerns 316. Stadt

Innenminister Joachim Herrmann hat bei einem Festakt dem
Ersten Bürgermeistervon Puchheim, Dr. Herbert Kränzlein, die
Urkunde zur Stadterhebung überreicht. Damit ist Puchheim
Bayerns 316. Stadt. „Ich gratuliere allen Bürgerinnen und Bür-
gern aufs Herzlichste zur Stadterhebung. Die Bezeichnung
‘Stadt’ist eineAuszeichnung für das hervorragende Gemeinwe-
sen und die positive Entwicklung Puchheims. Puchheim hat die
Stadterhebung in jeder Hinsicht verdient“, so Herrmann.

Für die Stadterhebung gelten strenge Maßstäbe. Die Bezeichnung
„Stadt“ wird nur an Gemeinden verliehen, die nach Einwohnerzahl,
Siedlungsform und wirtschaftlichen Verhältnissen dieser Bezeich-
nung entsprechen. Mit Puchheim wurden seit der Gemeindegebiets-
reform im Jahr 1978 erst neun Gemeinden zur Stadt erhoben.

Herrmann: „Puchheim entspricht in jeder Hinsicht dem Bild ei-
ner modernen Stadt. Heute leben hier knapp 20.000 Einwohner. Um
attraktiv zu bleiben, hat Puchheim enorme Anstrengungen unter-
nommen, um mit dem Aufbau einer modernen Infrastruktur sowie
eines breiten Spektrums an sozialen, kulturellen und wirtschaftli-
chen Leistungen den Anforderungen an eine attraktive Gemeinde
gerecht zu werden.“ In Puchheim gibt es drei Grundschulen, eine
Mittelschule, eine Realschule, ein Gymnasium, 14 Kindergärten
und zwei seniorengerechte Wohnanlagen. Auch eine Gemeindebi-
bliothek, eine Volkshochschule, zwei Jugendzentren, zwei Bürger-
treffs sowie ein Mehrgenerationenhaus findet man hier. Schließlich
lassen ebenso die Einrichtungen für Sport, Freizeit und Erholung
kaum Wünsche offen. „All das zeigt: Die Lebensqualität in Puch-
heim ist sehr hoch. Ein besonderes Schmuckstück ist dabei das 1999
errichtete Puchheimer Kulturzentrum. Hier wird den Bürgerinnen
und Bürgern ein reges kulturelles Leben mit Klassik- und Jazzkon-
zerten, Theater, Kabarett sowie Ausstellungen geboten“, so der In-
nenminister.

Wirtschaftlich ist Puchheim mit äußerst dynamischen, zukunfts-
orientierten und erfolgreichen Wirtschaftsunternehmen ausgestattet.
Es gibt hier über 2.000 angemeldete Gewerbebetriebe. Herrmann:
„Die Stadt ist für die Herausforderungen der Zukunft bestens gerü-
stet und hat großartige Zukunftschancen.“

http://www.gartenbank.de
http://www.fahnen-koch.de
http://www.fahnen-koch.de
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